
iler für llie 8iallt Kei«lelkerg
erlassene », zur Zeit geltenden

ortspoLizeMchen Vorschriften ,
welche für das größere Publikuni von Interesse sind .

f . Ordnungs - und Ticherheitspolizei .
lSicherheitspolizeiliche Lestimmuugen finden sich auch in den unter der Rubrik IVsStraßenpolizeis aufgeführteu ortspolizcilicheu Vorschriften vom 22 . Dezember 1868 .)

L . Wohmmgs - , Fremden - und Dienffbokrn - Unreigen .
Verordnung vom 8 . Mai 1888 . <Z 49 P .- Str .-G .)

lBestimmungen über den Ortsgebrauch beim Wohnungswechsel , sowie über Rechts¬verhältnisse der Arbeiter und Dienstboten vergleiche unter VII und VIII .)
ß 1 . Wer nach zurllckgelegtem vierzehnten Lebensjahre in eine Gemeinde entzieht ,um in derselben seinen Wohnsitz oder Aufenthalt zu nehmen , ist verpflichtet , binnenlängstens acht Tagen nach dem Einzüge sich bei der Ortspolizcibehörde unter Vor¬legung der ihm an seinem bisherigen BZohn - oder Aufenthaltsorte erteilten Abmelde -beschcinignng persönlich oder schriftlich anznmelden und die im bcigedrnckten Formu¬lar V enthaltenen Angaben über seine persönlichen Verhältnisse zu machen .Auf Verlangen der Ortspolizeibchörde haben die sich Anmcldenden auch die inihrem Besitz befindlichen , zum Ausweis über ihre Person sonst dienlichen PapierelReiscnnsweise , Pässe , Heimatsscheine : c. ) vorzuzeigen .Rcichsausländcr müssen sich jedenfalls durch ^Zeugnisse ihrer zuständigen Heimars -behörde über ihre Staatsangehörigkeit ausweisen .8 8 . Wer nach znrückgelegtem vierzehnten Lebensjahre aus einer Gemeinde wcg -zicht, um seinen Wohn - oder Aufenthaltsort in derselben anfzugeben , ist verpflichtet ,vor seinem Wegzüge sich bei der Ortspolizcibehörde persönlich oder schriftlich nbzu -meldcn und dabei anzugeben , wohin er zu verziehen gedenkt .8 8 . Bezüglich der Personen , die sich nur als Reisende in einer Gemeinde auf -halren , findet eine Verpflichtung zur Anzeige nur insoweit statt , daß Gastwirte ( In¬haber rc . von Ilbtels ßarnis ) Äamen , Stand und Wohnort des Fremden sogleichm das von ihnen zu führende Fremdenbuch einzutragen oder von dem Fremdenmitragen zu lassen haben .

In den Städten , in welchen die Ortspolizei von einer Staatsstelle verwaltet wird ,haben die Wirte Auszüge aus dem Fremdenbuch längstens bis zum andern Morgendieser Polizeibehörde mitzuteilen .
. Die Fremdenbücher können von der Polizeibehörde und deren Organen jederzeitcmgcsehcn werden .

8 9 . In den « tädten von mindestens 8000 Einwohnern ist jeder Einzug undleder Auszug spätestens drei Tage nach seinem Beginn schriftlich bei der Ortspolizci¬behörde nach Formular L anznzeigen :m von dem Besitzer des Wohnhauses oder dem von ihm oder für ihn ausgestelltenVerwalter bezüglich des Ein - oder Auszugs , weicher1 . ihn selbst und seine mir ihm wohnenden Angehörigen ,2 . die übrigen in seinem Haushalt wohnenden Personen , wie Dienstboten ,Gesellen , Gehilfen , Lehrlinge , Schlafleute , Pfleglinge .8 . seine Mieter ,

1



4 . die in den , Haushalte des Mieters wohnenden Personen , wie Angehörige ,

Dienstboten , Gesellen , Gehilfen , Lehrlinge , Pfleglinge nnd die von dem

Mieter anfgenommencn Schlafleute , Afrermieter und deren Angehörige ,

soweit alle diese Personen mit dem Mieter zugeich cin -

oder nuSziehen , berührt ;
k . von dein Mieter bezüglich jedes Ein - oder Auszugs der mit ihm wohnenden

Familienangehörigen , Dienstboten , Gesellen , Gehilfen , Lehrlitwe , Pfleglinge ,

Aftermieler , Schlafleute , welcher mit seiner eigenen Wohnungs -

Veränderung nicht zusammen fällt .
Kinder unter vierzehn Jahren können außer Betracht bleiben .

Für jede Person ist die Anzeige auf eine besondere Jmpresse zu schreiben . Nur bei

Meldungen , die sich auf ein Familienhanpl beziehen , können Ehefrauen und Kinder

auf das gleiche Blatt geschrieben werdet, .
Die Anzeigen sind von der Ortspolizeibehördc alphabetisch nach dem Nennender

Angezeigten geordnet aufzubewahren .
8 12 . Jeder , in Bezug auf dessen Person oder Angehörige nach Vorschrift dieser

Verordnung eine Meldung erstattet werden muß , ist verbunden , den zur Meldung Ver¬

pflichteten alle zur vorschriftsmäßigen Erfüllung erforderlichen Angaben zu machen .

Die Impressen zu den Formularen A. und L werden auf dem Paßbureau unent¬

geltlich abgegeben .

Ortspolizeiliche Vorschrift vom 29 . Iuli 1884 . Meldewesen betr .

Mit Zustimmung des Stadtrnls dahier und Genehmigung des Großh . Landes¬

kommissärs in Mannheim ivird auf Grund des 8 8 Abfall 6 der Verordnung vom

8 , Mai 1883 und des 8 ^ 9 P .- Sir .-G .-B . verordnet was folgt :

Die Inhaber von Fremdenpensionen haben jeden « amstag Morgen der Polizei¬

behörde ein Verzeichnis der bei ihnen wohnenden Fremden , unter Angabe von Name »,

Stand und Wohnort der betreffenden Personen vorzulegen .

Vorübergehende Besuche von auswärtigen Verwandten oder Befreundeten der

Pensions -Inhaber bleiben dabei außer Betracht .

Uebertretungen werden an Geld bis zu 20 Mark bestraft , vorbehaltlich der in

ß 49 P .- Str .-G . -B . Abs . 2 angedrohten höheren Strafe für die daselbst vorgesehenen

erschwerteren Fälle .

8 . Das Dermietrii von Schlas'slrllim brlr.
(Oortspolizcilichc Vorschrift v. 18 . März 1889 .)

8 1 . Wer sich mit dem Vermieten von Schlafstellen an Arbeits -

geholfen , Dienboten und Lehrlinge befaßt , hat vorher hievon bei der Orw -

polizeibehörde Anzeige zu erstatte » . <8 14 Gewerbe -Ordnung . »

8 2 . Der Vermieter von Schlafstellen hat ein Buch zu führen , in welches

jeweils nach Aufnahme des Schläfers dessen Name , Heimat , bisheriger Aufenthalt ,

bisherige und gegenwärtige Beschäftigung , sowie der Tag der Aufnahme in die Woh¬

nung und des Perlassens derselben einzutragen ist . Das Buch ist jederzeit der Po¬

lizeimannschaft , den Mcdizinalbeamten und den Beauftragten der Ortskrankeiikasse

auf Verlangen zur Einsicht vorznlcgcn . Täglich in der Frühe , im Winter vor 8 Uhr,

im Sommer vor 7 Uhr , ist ein Auszug aus diesem Buche bezüglich aller in der

vorhergehenden Nacht beherbergten « chläfcr (nicht nur der frisch ausgenommen « !>

bei der Polizeibehörde einzurcichen .
8 3 . Der Vermieter von Schlafstellen ist verpflichtet , für Erhaltung der Rein¬

lichkeit , Sitte und Ordnung in den Schlafstellen Sorge zu tragen .

8 4 . Personen , welche sich nicht durch ein von der Behörde ausgestelltes Lcgiu -

mationspapier auszuweisen vermögen , dürfen nicht länger als eine Nacht beherbergt

werden .
§ ö . Das Vermieten von Schlafstelle » in einer Wohnung an Personen beider¬

lei Geschlechts ist untersagt .
Desgleichen dürfen in einem und demselben Hause Schlafstellen entweder nur

für männliche oder nur für weibliche Personen eingerichtet werden .

8 Ü. Es darf keine größere Zahl von Personen zur gleichzeitigen Beherbergung

aufgenommen werden , als nach Verhältnis des Raumes und der vorhandenen Bellen
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beherbergt werden können . Nötigenfalls wird diese Zahl don dem Bezirksamt «; fest¬
gesetzt. Ein Bett darf stets mir von einer Person benntzt werden .

8 7 . Den Schläfern mns ; gestattet sein , sich auch nach den Arbeitsstunden in
der Schlafstelle aufznhalten .

8 8 . Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschriften werden gemäß § 136 Polizei -
Strafgesetzbuchs an Geld bis zu 50 Mark oder mir Haft bis zii 8 Tagen bestraft .

V . Dir Neverwachung der von «Privatpersonen gegen Entgelt in
«Pflege gegebenen «Kinder .

( Bezirkspolizeilichc Vorschrift vom 25 . Okt . 1888 unter Fassung vom 22 . Auq . 1889 .
( 8 98adesP .-Str .-G .-B .)

8 1 . Wer Kinder unter 7 Jahren , welche von Privatpersonen in Pflege gegebenwerden , gegen (Entgelt in Pflege nehmen will , hat vor der Aufnahme unter Vorlage
der den Personenstand der Kinder feststehenden Urkunden die Genehmigung der Orts¬
polizeibehörde hiezu einzuholcn . Diese Genehmigung wird nur erteilt,

'
wenn der

Pfleger bezüglich seines Leumunds , seiner Familien - , Erwerbs - , WohnungS - und
sonstigen Verhältnisse die Garantie dafür bietet , daß dem Kinde bei ihm die nötige
Pflege und Fürsorge zu Teil wird .

Die Pfleger erhalten eine Genehmignngsnrknnde , «vorauf der Name des Kindes
bezeichnet ist und die wesentlichen Bestimmungen dieser Verordnung und eine bezirks -
ürzrliche Belehrung über Ernährung und Pflege der Kinder enthalten sind , deren ge¬
naue Beachtung den Pslegeeltern besonders zur Pflicht gemacht wird .

Die Bürgermeisterämter haben die erforderliche Anzahl Impressen zu beschaffen
und den Pflegern bei Genehmigung der Pflege unentgeltlich abzugeben .

8 2 . Aendert der Pfleger seinen Wohnsitz oder seine Wohnung , oder wird das
Pflegcverhältnis dnr den Tod des Kindes oder durch dessen Entlassung ans der Pflege
aufgehoben , so hat er dies binnen drei Tagen der Ortspolizeibchörde anzuzeigen .'

Im Falle das Pflegekind stirbt , hat der Pfleger den Tod un¬
verzüglich dem Leichenschauer (8 3 der Verordnung vom 16 . Dezember 1875 ,
die sani

'
tätspolizeilichen Maßregeln in Bezug auf Leiche «, - und Begräbnisstätten betr .)

und der Ortspolizeibchörde anzuzcigen .
8 3 . Die Ortspolizeibchörde verlässigt sich von Zeit zu Zeit über das Befinden

des Pfleglings und die Art seiner Abwartung , veranlaßt die sofortige Abstellung
etwaiger Mißstände und zieht geeignetcnfalls die erteilte Genehmigung wieder zurück .

8 1 . Die Pfleger sind verpflichtet , den Bezirksräten , den Mitgliedern der Arnien -
behörde , in Orten wo Franenvereine bestehen , die die Ileberwachung der Pflegekinder
übernommen haben , den Mitgliedern dieser Vereine , der Ortspolizeibehörde und den
von ihr beailftragten Personen jederzeit den Zutritt zu der Wohnung des Pflege¬
kindes zu gewähren und jede geforderte Auskunft zu erteilen .

Der Pfleger ist verpflichtet , im Falle wirklicher Erkrantnng
des Kindes ei

'
nen approbierten Arzt beiznziehen .

8 5 . lieber die in der Gemeinde gegen Entgelt in Privatpflege gegebenen Kinder
unter 7 Jahren hat die Ortspolizeibehörde ein Verzeichnis nach einem vom Bezirksamt
festznstellenden Schema zu führen und jeweils auf 15 . Januar und 15 . Juli eine
Abschrift hiervon dem Bezirksamt «: vorzulegen .

8 6 . Pfleger , welche den Bestimmungen dieser Vorschrift znividerhandeln , werden
an Geld bis zu 50 Mark oder mit Haft bis zu acht Tagen bestraft .

v . Die Schliefznug der Wohnungen zur Nachtzeit bete .
Ortspolizeiliche Vorschrift vom 19 . Februar 1866 . (§ »7 Ziffer 2 P .-Str .-G .-B .)

Jeder Hauseingang muß «vährend der Nacht von 11 Uhr an geschlossen sein .
Uebertrctnngen werden an Geld bis zu 10 Mark bestraft .

L . Festsetzung der «Polizeistunde .
Die Polizeistunde für Heidelberg ist auf 12 Uhr nachts festgesetzt . ( Ortspolizeiliche

Vorschrift vom 20 . März 1877 . 8 365 R .- Str .-G .-B .)
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rv Polixriliche Nirf >icki.t über die Hunde vetr .
I . Bezirkspolizeiliche Vorschrift vom 26 . Nov . 1866 . 8 103 P . - Str .- G .-B .

(Mit Giltigkeit für den ganzen Bezirk ) :
Alle Hunde größerer Gattnng , mit Ausnahme der Jagd - und Hühnerhunde ,

sowie der Schäferhunde , dürfen nur mit einem vorschriftsmäßigen Maulkorb
versehen auf die « krassen , in die Wirtschaftslokale und an andere öffentliche Orte
gebracht werden .

II . Mir Giltigkeit für Heidelberg , Schlierbach und Neuenheim .
1 . Bezirkspolizeiliche Vorschrift vom 26 . Februar 1878 .

Es ist verboten , Hunde ( gleichgültig welcher Größe und Gattung ) ohne
wohtbefestigten , das Beißen verhindernden Maulkorb herumlaufen zu lassen .

2 . Ortspolizeilichc Vorschrift für Heidelberg vom 26 . Februar 1878 , für Neuen -

heim vom 10 . März 1878 .
Wer Hunde (ebenfalls ohne Rücksicht auf Größe und Gattung ) in öffent¬

liche Wirtschaften milbringt , wird an Geld bis zu 20 Mark bestraft .
Das Verbot unter II . 1 und 2 erstreckt sich auf die genannten Orte , soweit

die bewohnten Häuser reichen und soweit diese nicht ganz außer Zusammenhang
mit dein Ortsctter stehen . Außerhalb dieses Teils von Heidelberg , « chlierbach
und Neuenheim ( also insbesondere auch bezüglich der Molkenkur , des Speperer
Hofs , des Kohlhofs und des Wolfsbrunucns ) findet Ziffer 1 Anwendung .

^ III . Verordnung vom 11 . Mai 1876 . (§ 89 P .-Str .-G .-B .)

H 1 . Alle au öffentlichen Orten befindliche , über sechs Wochen alte Hunde müssen
am Halse eine mindestens drei Centimcter im Durchmesser große , den Wohnort des
Besitzers angebende Marke von Messing oder Messingblech tragen . Gs genügt , wenn
auf der Marke die Anfangsbuchstaben der Gemeinde und des Amtsbezirks soweit an¬
gegeben werden , daß Verwechslungen ausgeschlossen bleiben . Die Marke soll am Hals¬
band hängen , darf also auf das letztere nicht vollständig aufgenieret werden .

K 2 .
'

Hunde , welche nicht die vorgeschriebcne Marke tragen , werden — vorbe¬
haltlich der Bestrafung der Besitzer — eingefnngeu und , wenn sie bis zum Ablaufe
des zweiten folgenden Tages nicht von den : Besitzer unter Vorzeigung der Quittung
über die an die Gemcindckasse geleistete Zahlung einer Gebühr von zwei Mark abgc-
holt werden , getötet . Die AuslosungSgcbühren sind zur Deckung der Kosten für die
Aufbewahrung und Verpflegung der gefangenen Hunde und zu Belohnungen für
das mit dem Vollzug der Verordnung betraute Aufsichts -Personal , welches für das
Eiufangcn jedes Hundes 50 Pfennig erhält , zu verwenden .

6 . Das Vadeir im Neckar bete .
Ortspolizeiliche Vorschrift vom 1 . Mai 1890 (W 92 und 108 P .-Str .- G .- B .)

Das Baden im offenen Neckar .
8 1 . Das Baden im offenen Neckar lünHs der Stadt Heidelberg und des Ortes

Schlierbach mit oder ohne Begleitung eines Fahrzeuges ist nur innerhalb der durch
Pfähle abgegrenzten Badplätzc und unter den durch die Warnungstafeln festgesetzten
Beschränkungen gestaltet .

v . Badeanstalten .

8 2 . Wer auf dem Neckar eine Badeanstalt errichten und betreiben will , hat ,
abgesehen von der nach 81 des WassergcsctzcS einzuholenden wasserpolizeilichen Geneh¬
migung , jeweils nach Fertigstellung der Anstalt der Polizeibehörde Anzeige zu cr-

statteiß welche vor Inbetriebsetzung der Anstalt deren Untersuchung hinsichtlich der
inneren Einrichtung , des Oberbaues sowie der im Interesse der Sicherheit des baden¬
den Publikums zu treffenden Maßnahmen durch den OrtSbaukontroleur veranlaßt .
Vor der Besichtigung dürfen die Anstalten zur allgemeinen Benutzung nicht geöffnet
werden . Die Untersuchung hinsichtlich der allgemeinen Aufstellung der Anstalten , der

Beschaffenheit der Tragkonstruktioneu und Verankerung , soweit hierdurch flnßbauliche
und schifffahrrspolizcilichc Interessen berührt werde » , wird alljährlich durch die Groß -

bcrzogliche Rhcinbauinspektion Mannheim vorgenommen .
8 3 . Jede Anstalt ist flußaufwärts mit zwei durch Drahtseile oder Kletten be¬

festigte , im Dreieck verlausende schwimmende Abweisbalken , sowie auf der stußseirigen
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Längsseite mir kräftigen Abstrcifbalken zu versehen , durch welche die Anstalt auf ihre
ganze Breite und Länge gegen antreibende Gegenstände geschützt wird .

rs 4 . Die Stege zu den Hauptausgängcn sind in einer Breite von mindestensIm 50om herzustcllen und mit festem Geländer zu versehen . Bei den Stegen für die
Nebenausgänge genügt eine Breite von Im .

Bestehende Ansgange mir geringerer Breite sind hiernach abzuändcrn .
§ 6 . Schwimmbassins ohne Kasteneinsatz sind an ihrem unteren Ende mit einem

festen Holz - oder Eisengitter abzuschlicßen und auf allen seiten mit einem Geländerin Wasscrhöhc zu versehen . Die Tiefe des Gitters wird im EinzelfaU unter Berück¬
sichtigung des Standorts des Bades , der Wasscrricfc und Strömung von dem Bezirks¬amt nach Anhörung Gr . Nheinbauinspekrion festgesetzt .An auffälliger Stelle ist bei diesen Bassins durch Aufschrift darauf hinzuwcisen ,daß Nichtschwimmern die Benutzung untersagt ist .

8 6 . Bassins und Kastencinsntz sind auf allen Seiten gegen den freien Strommit festem Holz oder Eisengitter abzuschlicßen und mit einem nicht an dem Kastenein¬satz befestigten Eisengeländer in Wasserhöhe zu umgeben , welches bei einem etwaigenBruch des Kastens den Badenden einen Halt gewährt . Zu gleichem Zweck ist längs derMitte solcher Bassins ein Seil über Wasserhöhe zu spannen und außerdem für ständigeAufsicht Sorge zu tragen .
8 7 . Bei jedem Bassi » muß die Tiefe für die Badenden kenntlich gemacht sein .8 8 . Die Kasten der Bassins und der Einzelzellcn sind aus mindestens 8,5 cmstarken Dielen herzusteUcn und mit dem Oberbau der Anstalt solid zu befestigen .8 9 . Die Kasten in den Einzclbadzellcn sind nach allen Seiten gegen den offenenFluß mit Holz - oder Eisengitter fest abzuschließen und dürfen stets nur so tief einge¬lassen werden , daß die Wassertiefe 1 m 40 cm nicht übersteigt .
8 10 . Zn sämtlichen Einzclzellen sind entweder von den eingelassenen Badekastenunabhängige Geländer ringsum an den Wänden oder von der Decke bis zur Wasser¬fläche herabhängcnde Seile mit .Handgriffen anzubringen , damit den Badenden beieinem Unfall (Bruch des Badckastens , Ausgleiten ec . ec .) Gelegenheit zum Festhaltengegeben ist .
Die Treppen der Einzclzellen (sind auf der Znnenseite ) müssen ein festes Geländer

erhalten .
. 8 11 . An den Thürcn der Einzelzellcn sind auf der Znnenseite Federfallcn mitDrücker zu befestigen , welche nach Außen nur einer Schlinke geöffnet werden können .Riegel dürfen an den Thüren der Zellen nicht angeschlagen werden .

8 12 . Jede Einzelzellc ist mit einem Läutewerk zu versehen , dessen sich derBadende im Bade bedienen kann .
8 13 . Zn jeder Anstalt sind geeignete NettungSgcgenstände , mindestens Stangeund Wnrfleiuen in gutein Zustand bereit zu halten .
An zugänglicher Stelle der Außenseite der Anstalt ist ein mit Fahrgeschirr aus -

gestarreter guter Nachen in der Art zu befestigen , daß derselbe im Bedürfnisfallc leichtvon Zcdermann gelöst und benützt werden kann .
Während der Badezeit muß eine des Schwimmens kundige , mit den Ncttnngs -

gcratschaften vertraute zuverlässige Person sich fortgesetzt der Aufsicht widmen .Die Anwesenheit eines Schwimmlehrers genügt nicht , so lange derselbe Unterrichterteilt .
8 Die für den Schwimmunterricht bestimmten Geräte sind von Zeit zu Zeitaus ihre Tauglichkeit zu untersuchen .
8 15 . Die Anlage der Aborte mit Oeffnung »ach dem offenen Fluß und die Ent¬

leerung der Fäkalien in den Fluß ist untersagt . Für einzeln stehende Badeanstaltenkann das Bezirksamt vollständig oder teilweise Dispens von dieser Vorschrift erteilen .8 16 . Das Mitbringen von Hunden und das Nanche » in den Anstalten darfnicht geduldet werden . Dies ist durch Anschlag an der Außenseite der Anstalt den Be -
luchern bekannt zu gebe » .

8 17 . Bei der Kasse jeder Anstalt ist eine Einrichtung zu treffen , daß die Besucherder Anstalt Wertgegenstände unentgeltlich zur Aufbewahrung während der Badezeitabgeben können .
8 18 . Ein Abdruck oder eine Abschrift dieser Vorschrift ist beim Hauprcingangicder Anstalt an ausfälliger Stelle anzuschlagcn .
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8 16 . Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschriften werden gemäß 8 92 Polizci -

strasgeseybuch mit Geld bis zu 150 Mark bestraft .

H . Das Getreten von Eisflächen bete .
Bezirkspolizeiliche Vorschrift vom 20 . Februar 1875 .

K 1 . Wer öffentlich durch die Zeitungen , durch Anschläge oder durch Aufstellen
Non Bänken , Fegen der Eisfläche und ähnliche Veranstaltungen das Publikum zum
Besuche non Eisbahnen veranlaßt , hat spätestens am vorhergehenden Tage dies beim

Bezirksamt «! anzuzeigen und auf Verlangen dieser Behörde durch ein schriftliches
Zeugnis des zu diesem Zwecke bestellten Sachverständigen über die Tragfähigkeit
des Eises sich ausznwcisen .

8 2 . Ein solches Zeugnis kann auch außerdem jederzeit von dem Bezirksamt «!

verlangt werden .
8 8 . Die Verbindlichkeiten liegen ebensowohl Privatpersonen (Unternehmern ),

als den Vorständen von Vereinen ( Schlittschuhklubs rc .) ob .
8 4 . Die Ernennung des Sachverständigen und seines etwaigen Stellvertreters ,

sowie die Bestimmung der Gebühr , welche er für die Untersuchung und die Aus¬

stellung des Zeugnisses zu verlangen hat , geschieht durch das Bezirksamt .
K 5 . Das Bezirksamt kann , sobald die Gefahr eines Einbruches vorlicgt , jederzeit

das Betreten der Eisfläche und die Erlassung von Einladungen hiezu untersagen .
8 6 . Wer , nachdem das in Z 6 erwähnte Verbot bekannt gemacht ist , die Eisfläche

noch ferner betritt , wird an Geld bis zu 10 Mark bestraft . (8 IM P .-Srr .-G .- B .)
Alle sonstigen Ucberrretungeu dieser Vorschrift werden mir Geldstrafe bis zu

50 Mark geahndet . (8 108 Ziffer 2 P .-Sn .-G .-B .)

-l . Den Verkehr mit Nachen auf - ein Neckar betr .
Ortspolizciliche Vorschrift vom 24 . Scpt . 1880 . ( 8 87 Gew .- Ord . 194a P .-Str .-G .-V.

Z 866 --> R .-Str .-G .-B .)

Wer sich damit befassen will , Personen auf dem Neckar in Nachen zu beför¬
dern oder überznscpcn , muß mindestens 15 Jahre alt sein .

Eltern und Vormünder sind für Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschrift
seitens ihrer Kinder und Pflegebefohlenen verantwortlich .

L . Das Plferdrfchwemmen im Neckar vetr .
Ortspolizciliche Vorschrift vom 26 . Juli 1888 . ( § 108 Ziffer 5 des P .-Str .-G .-B .)

8 1 . Das Schwemmen der Pferde im Neckar darf nur stattfindeu :
1 . au der Schachtel bei der ehemaligen Ncncnheimer Fähre in der Ver¬

längerung der Fahrrgassc ,
2 . an der Schachtel hinter dem Schlachthause .

An beiden Stellen dürfen die Pferde nicht weiter in den Neckar getrieben oder

geführt werden , als bis das Wasser die halbe Höhe des Bauches erreicht .
8 2 . Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschrift werden mir Geldstrafe bis zu

50 Mark bestraft .

u . Gesnndheitspolizei .
(Gesundheitspolizeiliche Vorschriften befinden sich auch in der unter der Rubrik IV .
— Straßenpolizci - aufgesührten ortspolizeilichcu Vorschrift vom 22 . Dczbr . 1865 .)

L . Schlachthaus -Ordnung .
( Bestimmungen bezüglich des Viehhofes vergleiche unter Nr . VI . Gcwcrbcpolizci .)

Ortspolizeilichc Vorschrift vom 18 . August 1879 . <8 68 , 65 des P .-Srr .- G .-B .)

8 1 . Alles große Schlachtvieh ( Ochsen , Farrcn , Kühe , Rinder ) muß im Schlacht¬
haus geschlachtet werden .

8 2 . Eine Ausnahme findet nur statt , wenn das Schlachthaus ans irgend einem
Grunde , z . B . wegen hohen Wasscrstandes , nicht benutzt werden kann .

In diesem Falle ist jede beabsichtigte Schlachtung der Polizeibehörde und dem

Flcichbcschauer rechtzeitig anzuzeigen .
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K 3 . Die gewöhnliche Schlachtzeit ist auf vormittags 9 bis abends 6 Uhr festgesetzt .
Wer zu einer andern Tageszeit schlachten will , hak zuvor dem Fleischbeschauer

Anzeige zu machen .
Von abends 9 Uhr bis Inorqcns 4 Uhr soll , Notfälle ausgenommen , nicht ge¬

schlachtet werden und muß das Schlachtvieh geschlossen bleiben .
8 4 . Das Schlachten an Sonn - und gesetzlichen Feiertagen kann nur in den

Sommermonaten <Mai bis einschließlich Oktober ) und in ganz dringenden Fällen ,
aber nie während des Vor - oder Nachmittagsgotkesdicnstes , sondern nur von 11
bis 1 Uhr mittags vom Bezirksamt gestattet werden . Außerdem ist die beabsichtigte
Schlachtung jeweils dem Fleischbeschauer anPizcigcn .

Festtage im Sinne dieser Vorschrift sind die den beiden Konfessionen gemeinsamen
Feiertage : Neujahr , Ostermontag , Christi HimmelfahrtStng , Pfingstmontag , Christtag
und Stcphanstag , ferner der Gründonnerstag , Charfreitag und Fronlcichnamstag .

8 6 . Beim Transport in das Schlachthaus muß das Schlachtvieh gehörig
verwahrt und vorsichtig geführt , auch darf dasselbe nicht eher als unmittelbar vor¬
der Schlachtung in den Schlachtraum gebracht werden .

§ 6 . Beim Schlachten und den damit verbundenen Geschäften soll Ruhe und
Anstand herrschen .

8 7 . Vor Beginn der Schlachtung sind die Tiere an der Stelle , wo das
Schlachten vorgenommen werden soll , gut und sicher zu befestigen .

Das Werfen auf die Schrägen ist fortan verboten .
8 7a . Das Töten der Tiere hat durch Stirnschlag mir oder ohne Anwendung

der Schlachtmaske und sofort nachfolgendem Brnststich zu geschehen .
Die Ausführung des Halsstiches , wobei nur die Drösseladcrn durchschnitten

werden , ist verboten . Das schlagen darf nur von solchen Personen , welche der
Fleischbcschauer oder dessen Stellvertreter als befähigt erklärt und nur mit einem
von demselben als geeignet bezeichnten „ Schläger " änsgcführt werden .

Bei älteren und schwereren Tieren , welche nach Ansicht des Fleischbcschauers
oder dessen Stellvertreters mutmaßlich durch den ersten Schlag nicht gefällt werden
können , ist die Schnßmaske zu verwenden .

8 7b . Beim rituellen Schlachten der Israeliten hat das Fesseln und Werfen
der Tiere in schonender Weise ebenfalls ohne Benützung des Schrägend zu ge¬
schehen, und muß der Halsschnitt sofort nach dem Werfen ausgeführt werden .

Das bei dieser Art der Schlachtung , sowie bei allen Schlachtungen , bei denen
der Schlund der Tiere durchschnitten wurden , anfgefangenc Blut darf nicht zu Spcisc -
zwecken verwendet werden . Dessen Verwendung zu technischen Zwecken steht nichts
entgegen , doch muß cs sofort in die zu diesem Zwecke im Schlachthaus ausgestellte
Tonne geschüttet werden .

8 3 . Die beim schlachten beschäftigten Personen habe » den Anordnungen des
Fleischbcschauers und SchlachrhausanfsehcrS bezüglich der Fleischbeschau , Reinlich¬
keit, Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung Folge zu leisten .

8 9 . Das Fleisch der geschlachteten Tiere , einschließlich der Eingeweide darf
erst nach erfolgter Besichtigung durch den Fleischbcschauer aus dem Schlachthaus
entfernt und nur dann von dem Metzger oder dessen Arbeitern nach Hanse gebracht
werden , wenn es für bankwürdig erklärt ist . Die Verwertung nicht bankwürdigen ,
ober doch für genießbar erklärten Fleisches erfolgt auf der städtischen Freibank
»ach Anordnung des Fleischbeschauers .

8 10 . Der Schlachthausaufseher ist dafür verantwortlich , daß das Schlacht -
Hans , namentlich der Boden und die Wände , sowie die Gerätschaften stets rein ge¬
halten sind , daß Blut , Dung und sonstige Abfälle aus dem Schlachthaus jeweils
sofort weggebracht werden und daß der Wanst im Schlachthaus gewendet , der In¬
halt aber sogleich entfernt wird . Derselbe hat in der Zeit vom Mai bis einschließ¬
lich Oktober täglich , sonst spätestens nach 48 Stunden die Dnnggrubc zu entleeren
und die Abfälle ans den städtischen Wasenplaö zu verbringen .

Das Heraushängen oder Heranswerfen von Abfällen ist untersagt .
ZU . Personen , welche nicht im Schlachrhansc beschäftigt sind , namentlich Kin¬

dern , darf der Aufenthalt dascbst nicht gestattet werden . Den beim Schlachte » be¬
schäftigten P .rsoncn ist das Rauchen im Schlachthaus untersagt .

8 1 - - Das Mitnehmen von Hunden in das Schlachthaus ist verboten und nament¬
lich dein Aufseher das Füttern von eignen oder fremden Hunden in demselben untersagt .
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8 13 . Die Mebgcrmcister sind für die mit ihrem Vorwisse » begangenen Ileber -
rretungcn ihrer Arbeiter mitverantwortlich .

8 14 . Zuwiderhandlungen werden an Geld bis zu 20 . beziehungsweise bis zu
50 Mark bestraft .

R . Fleischbeschau .
Ortspolizciliche Vorschrift vom 14 . Juni 1882 . ( K 93 , 87 s P .- Str .- G .-B .

Verordnung vom 26 . November 1878 .)

8 1 . Der Verkauf des nicht bankwürdigen aber als genießbar erklärten Fleisches ,
nämlich des Fleisches :

1 ) von verunglückten Tieren , welche nicht unverzüglich nach dem Unfall ge¬
schlachtet werden ,

2 ) von alten und von abgemagerrc » Pferden ,
3 ) von Kälbern , die nicht 14 Tage alt sind ,
4) von kranken Tieren , soweit solches Fleisch verkauft werden darf ,
5) das von dem Fleischbeschaner als ungeeignet für den unbeschränkten Ver¬

kauf in den Fleischbänken bezeichnet wird ,
ist nur ans der Freibank gestattet und darf mir zu der vom Fleischbeschaner
festgesetzten Taxe stattfinden .

ß 2 . Fleisch von auswärts geschlachteten Tieren darf nur dann in die hiesige
Stadt eingesührl werden , wenn dasselbe von dem Fleischbeschaner der Gemeinde , wo
die Schlachtung stattbatre , untersucht und entweder als bankwürdig befun¬
den , oder wenn nicht für bank würdig , doch für genießbar erklärt
worden ist .

8 3 . Jeder derartige Flcischtransport muß mit einem vom Fleischbeschaner des
Schlachtungsorbs ausgestellten , die genaue Bezeichnung des Fleisches nach Art , Ge¬
wicht und Stückzahl enthaltenden und von der Orrspolizeibehörde unter Beidrücknng
des Ortssicgels beglaubigten Gesnndheirsscheine begleitet sein . Das ans diesem Scheine
ausgeprägte Ortssiegel muß auch auf dem Fleische selbst oder ans einer demselben an-
gehesteten Karte oder Plombe angebracht sein . Wo die Fleischbeschaner eigene Dienst -
stcmpcl haben , treten diese an Stelle der Orrssiegel und die Beglaubigung durch die
Ortspolizeibehörde fällt iveg .

Der Gesnndheitsschein hat nur für einen Tag Gültigkeit .
8 4 . Ist das Fleisch für Metzger , Wurstler , Wirte oder Kostgeber oder zum Ver¬

kauf ans dem Markt bestimmt , so darf es nur in Vierteln oder einzelnen ganzen Stücken
z . B . Lenden , Rippenstücken ec ., niemals aber in ansgebeintem Zustande cingefnlm
werden . Verstümmelungen einzelner Fleischstückc sind verboten ; die Lenden müssen
auf mindestens zwei Rippen abgestorben und der betreffende Teil des Brustfelles un¬
versehrt vorhanden sein .

8 5 . Alles in hiesige Stadt eingesührtc Fleisch von auswärts geschlachteten Tieren
unterliegt , bevor dasselbe zum Verkauf gebracht oder an die Besteller abgcliefert wird ,
einer nochmaligen Beschauung durch den hiesigen Fleischbeschaner , welcher das Ergeb¬
nis auf dem Gesundhcirsschcin zu beurkunden hat . Tie Besichtigung findet an allen
Wochentagen morgens zwischen 7 und 9 Uhr im Rakhanse statt . Wird Fleisch zu einer
andern Zeit Angeführt, ^so ist unverzüglich dem Fleischbeschaner Anzeige zu machen .

Die Einfuhr von Fleisch darf in den Monaten Mai bis einschließlich September
nur von morgens 6 bis abends 8 Uhr , in den Monaten Oktober bis einschließlich
April nur von morgens 7 bis abends 5 Uhr geschehen .

8 6 . Den hiesigen Metzgern , Wurstlern , Wirten und Kostgebern ist untersagt ,
von auswärts cingebrachtes Fleisch anznnchmen , welches nicht von einem vorschrifts¬
gemäß ausgestellten und vom hiesigen Fleischbeschaner bestätigten Gesnndheitsschein
begleitet ist . Derjenige Metzger ee ., welchem solches Fleisch ohne den bezeichnetcii
Gesnndheitsschein angeboren wird , hat hiervon sofort der Polizeibehörde oder eine»!
Polizeibediensteten Anzeige zu machen .

8 7 . Amerikanisches Schweinefleisch , welches in Fleischbänken , Verkanfslokali -
täten , ans dem Markte , oder an anderen öffentlichen Orten in hiesiger Stadt feil¬
gehalten oder veikanft wird , muß vorher einer mikroskopischen Untersuchung auf
Trichinen unterworfen worden sein . Nach geschehener Untersuchung ist jedes rrichinen -
frei gefundene Stück vom Fleischbeschaner abzustempeln .
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K 8 . Als Gebühr für die Fleisch beschau ist vom Besitzer des Schlachttiercsan die Genieindeknssc zu entrichten :
a . bei Großvieh , per Stück . 80 Pfg .b . bei Kleinvieh , per Stück . 20 Pfg .c . bei eingeführrein Fleisch für jeden einzelnen Transport

ohne Unterschied von Art und Menge . . . . 10 Pfg .
Als Gebühr für die Trichinenschau sind an den Trichinenschauer zu ent¬

richten :
n. für die mikroskopische Untersuchung eines Stückes Schweinefleisch ans Trichinen

lohne Rücksicht ans dessen Größe ) . 25 Pfg .I>. für die Mikroskop . Untersuchung eines ganzen Schweines ans Trichinen . SO Pfg .

6 . Das -Halten von Schweinen bete .
Ortspolizeiliche Vorschrift vom 7. März 1878 . 87 a P .-Str .-G .-B .)

8 1 . Das Halten von Schweinen innerhalb der Stadl ist nur gestattet , wenn
hiezu genügender Raum vorhanden , der H-ußboden des Schweinestalls , sowie dessennächste Umgebung vollkommen wasserdicht hergestellt , d . i . cementiert , asphaltiert odermit Cemcntfngnng gepflastert , oder geplattet , eine mit dem Schweinestall durch eineRinne verbundene wasserdichte Grube zur Aufnahme des Urins und Ansspiilwassers
vorhanden , und stets für entsprechende Reinlichkeit und den nötigen Luftzug gesorgt ist .

8 2 . Um in einen - Hanse oder Hofe mehr als zwei Schweine halten zu dürfen ,ist außerdem in jedem einzelnen Halle die Genehmigung der Polizeibehörde erforderlich .
Tiefelbe kann insbesondere schon mit Rücksicht aus die Lage des Hauses in einer

bestimmten Straße versagt und für den Hall , daß sich Belästigungen für die Nachbar¬
schaft ergeben , jederzeit widerrufen werden .

8 8 . Uebertrctungcn werden an Geld bis zu 00 Mark oder mit Haft bis zu11 Tagen bestraft .

r>. Rel 'eiligung tirril 'chrr Nbtällv brtr .
Orrspolizeilicbe Vorschrift vom 14 . Januar 1890 <8 87 a P .-Str .-G .-B . 8 9 Z -ff . 4 der

Verordnung vom 17 . Hum 1874 ) .
8 1 . Sämtliche Metzger , Wildpret - und Gcflügelhändlcr , sowie alle diejenigenGewerbetreibenden hiesiger Stadt , in deren Geschäftsräumen leicht in Hänlnis über¬

gehende tierische Abfälle sich ansammein , sind verpflichtet , zur Ausnahme und Abfuhrdieser Abfälle sich je zwei Tonnen nach einem von der städtischen Verwaltung festzu -
stcllenden Muster zu halten .

Diese Tonnen , welche aus Holz gefertigt und mit eisernen Reifen versehen seinsollen , müssen einen abnehmbare --, dichtschließendcn Deckel haben .
8 2 . Die Auswechselung , Abfuhr , Entleerung und Reinigung dieser Tonnen hat

durch die städtische Abfuhranstalt zu geschehen und
'

ist die Sclbstentleerung dieser Ab¬
fallstoffe den in 8 1 genannten Personen untersagt .

8 8 - Das Bezirksamt kann in einzelne -- Hallen nach Anhörung des Stadtrats
gestatte », daß die in 8 1 genannten Gewerbetreibenden die Entleerung der Abfalltonnen
selbst besorgen .

8 4 . Die Abholung und Entleerung der Tonnen dnrch die städt . Abfuhranstalt
erfolgt nach Maßgabe des von dieser städtischen Behörde festzusetzenden bestimmtenTnriins . Letzterer ist in der Weise einznrichtcn , daß im Winter , d . i . in der Zeit vom1. Oktober bis 81 . März , wöchentlich mindestens eine , im Sommer , d . i . in der Zeitvom 1. April bis 80 . September , wöchentlich mindestens zivei Abholungen für jeden in
Betracht kommenden Gewerbebetrieb vorgesehen werden .

Die einzelnen Abholnngstage sind den in Betracht kommenden Gewerbetreibenden
rechtzeitig zur Kenntnis z» bringen . Die Verwaltung der städt . Abfuhranstalt ist für
die ordnungsgemäße Abfuhr , Entleerung und Reinigung der Tonnen verantwortlich .Dem Personale der Anstalt müssen dieselben äußerlich rein übergeben werden .

8 5 . ssür jede Auswechslung , Abfuhr , Entleerung und Reinigung der Tonnen
ist eine vom Sladtrat mit Znstiiiimnng des Bürgcransschnsses fcstznsetzcndc Gebühr
zu entrichten .
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8 6 . Die tierischen Abfälle dunen nicht in die Ächrichtbehälter , Aborttonnen und
- Gruben geworfen werden .

§ 7 / Ueberlretungen dieser ortspolizeilichen Vorschrift werden ans Grund der

Eingangs genannten Bestimmungen ( tz 87 a P .- Str .-G .-B .) an Geld bis zu 60 Mark
oder mir Haft bis zu 14 Tagen bestraft .

tz 8 . Tie vorstehende ortspolizeiliche Vorschrift tritt am 1 . Februar 1890 in
Kraft , zu welchem Zeitpunkt die erwähnte ortspolizeiliche Vorschrift vom 23 . Juli 1873

außer Geltung gefegt wird .

L . Das Sammeln und Lagern von Knochen bete .
Drrspolizeiliche Vorschrift vom 14 . Anq . 1875 in der Fassung vom 19 . Nov . 1888

(Z 87 n P .- Srr .-G .-B .)

ff 1 . Das Sammeln von ungereinigten Knochen und ähnlichen Tierabfällen darf
nur in guten , nicht durchlöcherten Säcken geschehen .

Zum Sammeln von Knochen ist die Benützung von Fuhrwerken mit Ausnahme
von Handkarren untersagt . Falls letztere zum Sammeln benügt werden , müssen die¬

selben mit gut schließenden Deckeln versehen und innen mit Blech ansgeschlagen sein.
Weiterhin dürfen dieselben im Sommer nur bis morgens 9 Uhr , im Winter nur bis

morgens 10 Uhr in Gebrauch genommen werden und dürfen jeweils nicht länger als

dringend nötig vor den Häusern stehen bleiben .
8 2 . Die Verbringung der gesammelten Knochen in das Lager hat noch am

gleichen Tage zu geschehen .
Hiebei können Wagen benutzt werden ; doch sind die besuchteren Straßen zu ver¬

meiden und es ist untersagt , die ganz oder teilweise geladenen Wagen unterwegs halten
zu lassen .

Z 3 . Lager von ungereinigten Knochen dürfen in der Stadt nicht bestehen . Aus¬

nahmen kann nur in besonderen Fällen der Bezirksrat gestatten .
8 4 . Uebcriretungen werden an Geld bis zu 60 Mark oder mit Haft bis zu

14 Tagen bestraft .

rv Die Einrichtung und Reinhaltung der Dierpres 'sionen.
Lrrspol . Vorschrift v . 14 . Sept . 1888 . ( Z 87 a P .-Str .- G .-B . V .O . v . 2 . Jan . 1880 ) .

8 1 . Die Einrichtung jeder Bierpression muß folgenden Bestimmungen entsprechen :
а . Die zur Pression verwendete Luft muß aus dem Freien oder aus gut ventilier¬

ten und reinlich gehaltenen Räumen entnommen werden , welche nicht zugleich zur Auf¬

bewahrung übelriechender Gegenstände dienen dürfen .
d . Die Luftkessel müssen so konstruiert sein , daß sie mittelst einer an der tiefsten

Stelle angebrachten verschließbaren Leffnung einer Reinigung unterworfen werden
können . Außerdem muß an dieser Stelle ein Ablaßhahnen angebracht sein , um die im

Luftkessel etwa angesammelre Flüssigkeit jederzeit entfernen zu können .
e . Zwischen Bierfaß und Luftkessel ist zur Aufnahme des in die Luftleitung

zurückgedrückten Bieres ein leicht im Innern zu reinigender Zwischenapparat ( Biersack)
einznschalten , an dessen tiefster Stelle ein Ablaufhahnen anzubringen ist .

б . Zur Leitung des Bieres wie zur Leitung der Luft von der Luftpumpe bis zum
Bierfaß dürfen nur Röhren von reinem Zinn verwendet werden . Röhren von sogen.

Komposition , von Blei oder von Kautschnck sind durchaus verboten .
e . Für die Rohrleitung soll überall der kürzeste Weg vom Bierfaß znm Zapf¬

hahnen cingehalten werden ;
'

auch soll die ganze Leitung derart zu Tage liegen , daß sie
überall zur Besichtigung und Reinigung zugänglich ist .

'

k. Als Kühlapparate dürfen in die Leitungen nur solche des sog . Schlangenjpstcms
eingeschaltet werden . Diese Kühlapparate sind über die Winterszeit (wenigstens von
November bis März ) ans den Leitungen heranszunehmcn .

g . Werden am Bierfasse sogen . Stechhahncn verwendet , so müssen dieselben im

Innern gut verzinnt fein und in diesem Zustande stets auch erhalten werde » .
2 . Sämtliche Leitungen müssen stets rein gehalten werden und sollen so ein¬

gerichtet sein , daß sie an die Wasserleitung angejchlossen werden können . Zur Reini¬

gung darf Sodalösnng nicht verwendet werden . Tic Reinhaltung wird durch regel¬
mäßige polizeiliche Nachschau unter Beizug eines Sachverständigen überwacht .
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8 8 . Die Eigentümer der Pressionen und ihre Stellvertreter sind verpflichtet :
a . dem Polizcipersonal und dem Sachverständigen zu jeder Tageszeit den Zugang

zu allen Teilen der Pression zu gestatten ;
' '

b . denselben bei der Untersuchung , insbesondere beim Abschrauben der Pressions -
reile die erforderliche Unterstützung zu gewähren , auch die dazu erforderlichen Schlüssel
und Werkzeuge so aufzubewahreu , daß sie jederzeit bei der Untersuchung zur Hand sind .

8 4 . Zuwiderhandlungen werden an Geld bis zu 60 Mark oder mit Haft bis zu
14 Tagen bestraft . Wiederholte Bestrafungen können zur Folge haben , daß dem be¬
treffenden Eigentümer ?c. der Pression die fernere Benützung derselben entweder gänz¬
lich untersagt oder nur unter ganz besonderen , von dem

'
Bezirksamte festzusevcndcn

Bedingungen gestattet wird .

6 . Die Anlage der Abtritte , Dunggrubrn und -Pfuhllücher betr .
Qrrspolizeilichc Borschrift vom 22 . Januar 1881 . <88 87a , 116 P .-Str .- G .- B .

und 88 866 Z . 10 R .-Str .- G .- B . )
I . Abtritte .

1 . Allgemeine Vorschriften .
8 1 . Die Abtritte müssen abseits der Straßen und öffentlichen Plätze angelegt

werden . Sic sollen in der Regel in einem besonderen Anbau außerhalb des Gc -
bändcs errichtet werden . Wird eine Ausnahme hievon gestattet , so müssen die Ab¬
tritte jedenfalls an einer Umfassnngswand des Gebäudes liegen .

8 2 . Alle Abtritte müssen mit ins Freie gehenden Fenstern versehen sein . Die
bewegliche Fensterfläche darf nicht unter 4 s Quadratmeter betragen . Von der Straße
aus sichtbare Abtritte sind nur daun gestattet , wenn sie nicht störend ins Auge fallen .

8 3 . Die Abtritträume eines jeden Hauses müssen für jeden Sitz mindestens
80 Eeutimcter breit und 1 Meter tief angelegt werden .

8 4 . Die Abtrittröhrcn müssen aus Eisen oder Steingut gefertigt und minde¬
stens 21 Eentimerer weit sein . Die Scitenröhren , welche von den Abtrittsttzeu zum
Hauptrohr führen , müssen ebenso weit und in möglichst spitzem Winkel ( nicht über
25 Grad ) dem Hauptrohr eiugefiigr sein . Die Abtrirlröhre muß 8 Ceutimeter von
Wänden und Mauern entfernt angelegt werden .

8 6 . Die Abtrirlröhre muß als Dunstrohr 21 Centimeler weit , möglichst senkrecht
bis über das Dach und über die in der Nähe liegenden Wohuräume des Nachbars
geführt und mit einem Hut versehen werden . Das Dunstrohr kann ans Zinkblech
hcrgcstcllt werden . Zeder Abtriltsiv ist mit einem gut schließenden Deckel zu versehen .

8 6 . Die Abtritte sind entweder nach dem Tonnen - oder nach dem Gruben¬
system anznlegen . Die 88 1 bis incl . 4 dieser Vorschrift sind auf die schon be¬
stehenden Abtritte , falls die letzteren nicht abgebrochen oder verlegt werden , nicht
anzuwendcn , insofern nicht ei » erheblicher Mißstand uachgewiesen ist .

2 . Besondere Vorschriften .
Abtritte nach dem Tonnensystem .

8 7 . Das Abtrittrohr muß durch ein gut schließendes gußeisernes Schiebrohr
mir der Tonne verbunden sein .

8 8 . Am unteren Ende des Ablrikkrohres muß entweder ein sogen . Shphon -
abschluß angebracht sein , oder cs muß , wenn der Shphon durch einen geraden
Schieber ersetzt ist , am unteren Ende des Abrrittrohres noch ein besonderes Dunst¬
rohr angefügt sein , welches , wenn möglich , nach dem Küchcnkamin geführt wird ,
um neben , aber getrennt von diesem , bis über das Dach zu laufen . Die Baupolizei¬
behörde kann von dieser Bestimmung in geeigneten Fällen Dispens erteilen .

8 0 . Die Abtritt - Tonnen müssen entweder aus verzinktem oder auf beiden Seiten
mit Qelfarbe angestrichencm Eisenblech oder ans Holz gefertigt sein : ihre Größe , Form
und Verschraubung muß der polizeilich genehmigten Normalzeichnung genau ent¬
sprechen , welche sich auf dem städtischen Bauamte befindet . Bei besonderen Verhältnissen
sind Ausnahmen , jedoch nur mit Genehmigung der Banpolizeibehördc , gestattet .

8 10 . An der Tonne muß ein Ileberlanfröhrchcn angebracht sein , durch welches die
Flüssigkeit in ein daneben stehendes Ueberlanfbecken abfließcn kann , wenn die Tonne
übervoll sein sollte . Damit keine Verstopfung des Röhrchens stattsindc , mnß in der
Tonne an der Stelle , wo das Röhrchen augeschraubr wird , ein Seiher angebracht sein .
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8 11 . Für jedes Haus müssen die nötigen Wechseltonnen vorhanden sein .
8 12 . An jeder Tonne muß die Straße und Nummer des Hauses , zu welchem

sie gehört , deutlich mit Oelfarbc angestrichen sein .
I 18 . Die Tonne muß an einem solchen Ort zum Gebrauche ausgestellt sein,

daß sie leicht entfernt und mit der Wechseltonne vertauscht werden kann . Der
Boden , auf welchem die Tonne steht , muß gut cemeuriert sein .

8 11 . Wird als Touneuraum die bisherige Abtrittgrube bcniiöt , so ist diese
sorgfältig zu räumen und zu reinigen , an zweckmäßiger stelle eine kleine Stiege
und ausierdem eine Vorrichtung ( Rolle ) anzubringcn , welche die leichte Heraus¬
nahme der abzuführendeu Tonne ermöglicht .

8 15 . Jede neue Tonneneinrichtung muß vor der Benützung von dem amt¬
lichen -sachverständigen besichtigt und genehmigt werden .

8 16 . An Stelle der beweglichen Tonnen ist auch die Aufstellung der sogen.
Pnmptonnen gestattet . Die Pumptonne muß aus verzinktem oder auf beiden Seiten
mit Lclfarbe eingestrichenem Eisenblech angefertigt sein . Die Aufstellung hat in
einem Raume zu geschehen , der so groß ist , daß die Tonne von allen Seiten um¬
gangen werden kann ; der Boden dieses Raumes muß gut ccmentiert sein . Tie
Tonne ist mit einem Mannloche und mit einem Entlcernngsrohre zu versehen .
Letzteres ist luftdicht in die Tonne cinzulassen und muß bis aus den Boden der¬
selben reichen . Am oberen Ende dieses Rohres ist ein Gewinde anznbringcn , an
das der Schlauch der Entleernngspnmpe angeschranbt werden kann . Um klebrigen
finden die 88 7 , 8,10 und 15 dieser Vorschrift auch auf die Pnmptonnen Anwendung .

U . Abtritte nach dem Grubensystem ,
a . Vorschriften für Nenanlagen .

817 . Abtrittgrnbcn sind außerhalb der Gebäudegrundfläche , abseits der Straße ,
von den Grundmauern des Gebäudes getrennt und mindestens 6 Nieter von Brunnen¬
schächten , Brnnnenstuben und von den zum Hause nicht gehörenden WasserleitungS -
röhrcn , sowie 1,80 Meter von der Nachbargrenze entfernt anzulegen . Die Entfernung
von der Nachbargrenzc wird von der Innenseite der Grube aii gemessen . Wo eine
genaue Erfüllung dieser Vorschriften örtlicher Verhältnisse wegen nicht statisinden
kann , sind die Gruben nach den besonderen Anordnungen der Baupolizcibehörde
herzustellcn .

8 18 . Jede Grube muß nach allen Seiten ihre eigene » Mauern erhalten , welche
bei Verwendung von Bruchsteinen 0,45 Meter , bei Verwendung von Backsteinen
mindestens 1 >,2 Normalstem <25cm lang , 6,5 om dick , 12 om breit ) stark sein und
mir Cemcnt oder hydraulischem Mörtel gemauert werden müssen . Ferner sind die
Gruben im Innern mit einer mindestens 0,12 Meter starken Backsteinwand in Ce¬
mcnt gemauert in der Weise zu verkleiden , daß zwischen beiden Mauern ein 2om
breiter Zwischenraum bleibt , welcher mir Ecmcnt auszugicßen ist .

8 19 . Der Boden der Grube muß aus einer 18 om dicken Bekonschichte her-
gestellt werden , auf welche sodann ein Backsteinboden in Ccnient zu legen ist . Der
Boden der Grube muß von allen Seiten gegen die Entleerungsvertiefung hin Ge¬
feilt haben . Levtcrc muß Mom weit und ebenso rief sein , sowie sich unmittelbar
unter der Einsteige -Oeffnnng befinden .

8 20 . Jede Grube muß mit einem mit Cemenr gemauerten , 25 em starken
Gewölbe überwölbt werden .

8 21 . Der Boden der Grube , die vier Wandflächen und das Gewölbe sind
mit einem geglätteten , llt - em starken Ecmentverpnlze zu versehen .

8 22 . Die Einsteige - Oefsnltng der Grube ist entweder mit einer Stein - oder mir
einer Eisenplatte luftdicht zu verschließen und dürfen in der letzteren keinerlei Leff -
nnngen zum Einleeren von Kehricht , Asche , Küchenabfällcn u . dgl . angebracht werden .

8 28 . Tie ans den Gebäuden in die Abtrittgrube führende Zuleitung muß ans
Eisen - oder steingntröhrcn in gleicher Weise lvic die Abfallröhren (21 om ) bestehen .

Keine Grube darf mehr als 5 Kubikmeter Rauminhalt haben .
8 24 . Jede hiernach ansgefiihrte Grube muß , ehe sie verputzt wird , und por

ihrer Benützung geprüft werden .
Zum Zwecke der Prüfung ist Anzeige bei der Banpolizeibehörde zu erstatten .
Es darf keine Grube in Gebrauch genommen werden , bevor sie von dem amt¬

lichen Sachverständigen vorschriftsmäßig befunden wurde .
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8 25 . Zum Zwecke der Ausbesserung sind die Gruben einer periodischen Unter¬
suchung unter polizeilicher Aufsicht zu unterziehen .

b . Vorschriften für bestehende Anlagen ,
t; 26 . Alle bereits bestehende Abtrittgruben , welche sich nach dem Gutachtendes amtlichen Sachverständigen als nicht wasserdicht erweisen , sind alsbald dadurch

wasserdicht herznstellen , daß die Umfassungsmauern cinschliestlich des Bodens abge -
waschcu und mir Cemcnt ausgefiigt , sodann im Innern mit einer 12 em starken ,in Cemcnt gemauerten Bncksteinwaiid in der Weise verkleidet werde », daß zwischenden bestehenden Umfassungsmauern und der neuen Backsteinwand ein mindestens2 cm breiter Zwischenraum verbleibt , welcher mit Ceinent anszngießen ist . Der
Boden der Grube ist durch zwei in Cement übereinandergelegte Backsteinschichten
zu verwahren , und so anzulegen , daß er nach der Enrleernngsvertiesung hin Gefall
erhält . Wo eine Ncuherstellung des Bodens erforderlich wird , ist derselbe nach den
Bestimmungen über Anlagen neuer Gruben herznstellen . Alle Abtrittgruben müssenim Innern mit einem geglätteten , 1 >/sem starken Cemcntverputz versehen und
außerdem mir einem 25 om starken Gewölbe überwölbt werden . Wo eine Abdeckungmit Dielen erfolgen soll , ist das Verfahren nach 8 30 einznhalten .

8 27 . Sollten alte Abtrittgruben mehr als 50 Kubikmeter Rauminhalt haben ,so ist durch Ausmauern der Grube , ehe die innere Verkleidung mit Backsteinen vor -
genommen wird , der Rauminhalt ans das vorgeschriebenc Maß zu verringern .

8 28 . Vor Fertigstellung der Abtrittgruben ist nach 8 21 zu Verfahren .
II . Dnnggrubc »» und Pfuhllöcher .

8 29 . Für die bauliche Anlage und Untersuchungen der Dnngqrnbcn und
Psuhllöcher gelten die gleichen Vorschriften , wie für die Abtrittgruben . Jedoch mußdie Entfernung der Dunggrubcn und Pfuhllöcher von Brunnenschächte » , Wasser¬
leitungen , Brunnenstubcn und der Nachbarsgrenzc mindestens 5 Meter betragen .Kein Pfnhlloch darf mehr als 15 Kubikmeter Rauminhalt haben .

8 30 . Wo statt der Ueberwölbnng aus besonderen Gründen die Abdeckung mit
Dielen geschehen soll , hat letztere aus einer doppelten Bretterlage bei der die Fugen
gut geschlossen sein müssen , zu bestehen . Hiezu ist jedoch stets die Genehmigungder Baupolizeibehörde cinzuholen .

8 31 . Die Benützung der Dnnggrnbe als Abtrittgrnbe oder umgekehrt ist un¬
statthaft .

H . Nlffutzr der Nb tritt Hoffe brtr .
Ortspolizeiliche Vorschriften bom 24 . März 1881 ( 8 37 a P .-Str .-G .-B .)

mir Abänderung vom 15 . Juli 1890 .
I . Allgemeine Vorschriften .

8 1 > Die Auswechslung , Abfuhr , Entleerung und Reinigung der Abtritt -Tonneu
wird , insolange die Stadtgemeinde dieses Geschält nicht etwa selbst übernimmt , na¬
mens derselben gegen Erhebung der im anliegenden Tarif bezeichnten Gebühren
durch einen Unternehmer besorgt . Der Unternehmer , bezw . dessen Vertreter , welcherfür die Erfüllung dieser Vorschriften der Polizeibehörde gegenüber einzustehen har ,
ist der letzteren vom Stadtrat namhaft zu machen . Das gleiche gilt bezüglich der
Reinigung der Abtrittgruben . « ollte die Stadtgemeinde das in Frage stehende
Geschäft selbst übernehmen , so hat sic der Polizeibehörde einen städtischen Bedien¬
steten zu bezeichnen , welcher sür Erfüllung dieser Vorschrift verantwortlich ist , und
es unterliegt dann derselbe den nämlichen Bestimmungen , die in dieser Vorschriftstir den Unternehmer vorhanden sind .

8 2 . Der Stadtrar kann in einzelnen Fälle » , namentlich zu Gunsten hiesiger
Landwirte , mit Zustimmung des Bezirksamts gestatten , daß der betreffende Hausbe -
litzer selbst die Auswechslung , Abfuhr , Entleerung und Reinigung seiner Tonnen ,
bezw . die Entleerung seiner Abtrittgrubc bewirkt .

8 3 . Findet bei der Abholung der Tonnen oder bei der Entleerung der Abtritt -
gruben eine Verunreinigung der Straße oder des Hauses statt , so ist der Unternehmer ,bezw . dessen Dienstpersonal verbunden , dieselbe sofort wieder zu beseitigen , wozu die
betreffenden Hausbesitzer das nötige Wasser zu liefern haben .
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II . Besondere Borschristen .

Bezüglich der Abwechslung , Abfuhr , Entleerung und Reinigung der
Äbtritt - Tonnen .

8 4 . Der Unternehmer , bczw . dessen Vertreter ist verbunden , die Auswechslung ,
Abfuhr , Entleerung und Reinigung der Tonnen stets rechtzeitig zu besorgen . Die Zeit
der Abholung der Tonnen wird für jedes Haus von vornherein vom Stadtbanami
festgesetzt . Die in Frage stehende Festsetzung muß so getroffen werden , daß jede Tonne ,
bevor sic vollständig gefüllt ist , zur Abholung gelangt . Eine im Gebrauch befindliche
tragbare Tonne darf nie länger wie 8 Tage in einem Hause stehen bleiben . Wenn be¬
sondere Grunde vorliegen , welche es als erforderlich erscheinen lassen , daß die Tonne »
oster als zu den durch das Stadtbauamt festgesetzten Zeiten abgcholt werden , wenn

z . B . in einem Hause eine ansteckende Krankheit änsgebrochcn ist , so ist der Unternehmer ,
bezw . dessen Vertreter auf Begehren des Tonnenbesitzers , sowie auch , falls die Polizei¬
behörde dies verlangt , zur häufigeren Abholung der Tonnen verpflichtet .

§ 5 . An Sonntagen , sowie an den dem Sonntag verordnnngmäßig gleich¬
stehenden Feiertagen ist die Abholung der Tonnen vorbehaltlich besonderen po¬
lizeilichen Dispenses in dringenden Fällen — nur bis morgens 9 Uhr zulässig .

8 6 . Die Reinigung der Tonnen muß außerhalb der Stadl geschehen und die

gereinigte Tonne bei der nächstfolgenden Abholung dem Besitzer wieder znrückgegebe »
werden .

8 Jeder Tonnenbesitzer , welcher nicht die in 8 2 dieser Vorschrift vorgesehene
Erlaubnis erhalten hat , ist , bevor er seine Tomicncinrichknng in Gebrauch nimmt ,
verpflichtet , zum Zweck der Abholung der Tonnen dem Stadtbauamt schriftliche
Anzeige zu machen .

8 8 . Diejenigen TonnenbesiLer , welche die in 8 2 dieser Vorschrift vorgesehene
Erlaubnis erhalten haben , sind für die rechtzeitige Auswechslung ihrer Tonnen verant¬
wortlich . Für die Frage der Rechtzeitigkeit sind die in 8 4 Abs . 2 dieser Vorschrift auf -

gestellten Grundsätze maßgebend . Auch haben die in Rede stehenden Tonnenbesitzer den

8 6 dieser Vorschrift zu beobachten , jede Verunreinigung der Straße , welche bei
der Abholung der Tonnen startfindet , sofort wieder zu beseitigen , die Reinigung
der Tonnen außerhalb der Stadt vorzunehmen und etwaige besondere Weisungen ,
welche ihnen die Polizeibehörde ans Anlaß der Besorgung des fraglichen Geschäfts
erteilen wird , zu befolgen .

2 . Bezüglich der Entleerung der Abtrittgruben .

8 9 . Die Entleerung der Abtrittgrnben hat mittelst der Säugpumpe zu geschehe » .
Letztere muß stets in einem solchen Zustande sein , daß die Arbeit in geruchloser Weise
und ohne Verunreinigung der Umgegend vollzogen werden kann .

8 10 . Die Hauseigentümer , bezw . deren Bevollmächtigte sind verpflichtet , die

Abrrittgruben entleeren zu lassen , sobald solche über zwei Drittel ungefüllt sind . Zu

diesem Zweck ist dem Unternehmer , bezw . dessen Vertreter bei einer der hierfür ein -

zurichtendeir Meldestellen Anzeige zu erstatten , welche auf Verlangen zu bescheini¬

gen ist , und es hat hierauf die Entleerung binnen 4 Tagen zu erfolgen .
8 Die Entleerung der Gruben darf in der Regel nur an Werktagen und

in der Zeit vom 1 . Mai bis 1 . Oktober in der Haupt -, Plöck - und Leopoldstraßc
nur von 5 bis 9 Uhr morgens und von 7 bis 11 Uhr abends vorgenommen wer¬
den . In den übrigen Stadtteilen und allgemein in der Zeit vom 1 . Oktober bis

1 . Mai kann die Entleerung von 5 Uhr morgens bis 11 Uhr abends stattfinden .

8 12 . Den in den Gruben zurückgebliebenen Bodensatz , sowie Scherben , Schutt
und dgl . hat der Unternehmer , bezw . dessen Vertreter alsbald nach der Vornahme
der Entleerung gegen besondere Vergütung zu entfernen . Der Bodensatz ist vor

seiner Entfernung zu desinfizieren . Vorgefundene Mängel der Grube har derjenige ,

welcher die Entleerung der Grube besorgt , der Banpolizeibehörde anzuzcigen .

8 13 . Zur Abfuhr des Grubeninhalts dürfen mir vollständig wasserdichte und
luftdicht abgeschlossene Fässer verwendet werden , welche samt den dazu gehörigen
Wagen mit Oelfarbe angestrichen und stets sauber gehalten sein müssen .

8 14 . Diejenigen Hausbesitzer , welche die in 8 2 dieser Vorschrift vorgeiehene
Erlaubnis erhalten haben , sind für die rechtzeitige Entleerung ihrer Gruben ver¬

antwortlich . Dieselben haben ferner die 88 10 18 , 18 a und 20 der ortspolizeiliche »
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Vorschrift vom 22 . Dezember 1865, die Straßenpolizei betr . zu beachten, jede Verun¬
reinigung der Straße, weiche bei der Entleerung der Grube stattfindet , sofort zu
beseitigen und etwaige besoirdcre Weisungen , welche ihnen die Polizeibehörde n»s
Anlaß der Besorgung des fraglichen Geschäfts erteilen wird , zu befolgen.

III . Nebergangsbcstimmungen.
8 15 . Alle Diejenigen , welche zur Zeit im Besitze einer Erlaubnis sind , wie sie der

§ 2 dieser Vorschrift Vorsicht, haben solche bis zum 1 . Juli 1881 erneuern zu lassen ,
widrigenfalls die betr . Erlaubnis von diesem Zeitpunkt an ihre Giltigkeit verliert .

Tari f .
Der Unternehmer ist berechtigt zu erheben :

1. Bei Abtritten nach dem Tonnensnstem .
1 > Für die Auswechslung , Abfuhr , Entleerung und Reinigung einer tragbaren

Tonne . 20 Pfg .
2) Für das gleiche Geschäft bei zwei verkuppelten Tonnen je . . . 15 Pfg .
8 » Für das naml. Geschäft bei einer fahrbaren Tonne (bis 800 Litr. fassend » 50 Pfg .

II . Bei Abtritten nach dem Grubenspstem .
1) Für die gewöhnliche Entleerung der Grube mittelst der Maschine pro Faß Latri-

neninhalt (bis zu 1500 Liter ) 70 Pfg .
2) Für die Entfernung des in den Gruben zurückgebliebenen Bodensatzes, sowie

von Scherben , Schütt n . dgl . <8 5 der ortspolizeilichen Vorschrift » 20 Pfg . per
.Hektoliter oder 2 Mark per Kubikmeter.

6) Für die Entleerung solcher Gruben, deren Inhalt ans Wasser besteht jvon Water-
Klosets) , 20 Pfg . per Hektoliter (20 Mark per Kubikmeter ».

ck. Die Nl'fuhr des Rclzrichks , des Schnees nnd der Nnushaltmigs -
.rvf'älle vetr.

Orrspolizeiliche Vorschrift vom 6 . Dezember 1888.
8 1 . Die Abfuhr des Kehrichts und Schnees , welche sich bei der Reinigung der

Fahrbahnen und Gehwege durch die in 8 2 der ortspolizeilichen Vorschrift vom 22ten
Dezember 1865 bezeichneten Personen ergeben, sowie der Hanshaltungsabfälle, be¬
sorgt die Stadtverwaltung , ohne hierfür ein Entgelt zu erheben. Sic macht der
Polizeibehörde einen städtischen Bediensteten namhaft, welcher der letzteren gegen¬
über für Erfüllung gegenwärtiger ortspolizcilichcr Vorschrift verantwortlich ist .

8 2 . Das städtische Abfuhrpersonal hat die Verpflichtung , nach einem seitens
der städtischen Verwaltung von Zeit zu Zeit zu veröffentlichenden Fahrplan die
Straßen der Stadt mir Wagen zu befahren , welche zur Aufnahme des Kehrichts
und der Hanshaltungsabfälle dienen .

Die zur Abfuhr bestimmten Wagen müssen absolut undurchlässig , mir gut
schließendenDeckeln, sowie gut sichtbaren Nummern versehen sein nnd stets in dich¬
tem und brauchbarem Zustande erhalten werden .

8 8 . Die Abfuhr beginnt in der Zeit vom 1 . Mai bis 1 . Oktober morgens um
6 Uhr, in der Zeit vom 1 . Oktober bis 1 . Mai morgens um 7 >/2 Uhr nnd wird
derart betrieben , daß die Abholung in jedem Hanse dreimal in der Woche erfolgt .

8 4 . Der Kehricht und die Hanshaltungsabfälle sind von den Einwohnern der
Stadt in besonderen Behältern bereit zu halten, welche zu den im Fahrplan der
Abfuhr festgesetzten Abholnngszeiten unmittelbar hinter einem nach der Straße gerich¬
teten Hans-, Hof - oder Garten-Eingange (eventuell in dem unmittelbar hinter dem
Vorderhaus gelegenen Hosraum» zu

'
ebener Erde ausgestellt werden müssen.

8 5 . Die Hausbewohner haben dafür zu sorgen,, daß das Abfnhrperfonal die be¬
treffenden Eingänge offen findet , daß dasselbe die Gefäße leicht wahrnehmen nnd daß
das Ausladen ihres Inhalts ohne Verzug geschehen kann .

8 6 . Die den Kehricht und die Abfälle enthaltenden Gefäße müssen vollständig
dicht, haltbar und mit 2 Henkeln versehen sei » . Sic dürfen bis zu ihrem oberen
Rande nicht mehr als 56 Liter Inhalt haben nnd höchstens bis zu 5 em unter diesem
Rande gefüllt werden .



8 7 . Das Abfuhrpersonal ist verpflichtet , in jedem Hause die (Gefäße , welche obigen
Bestimmungen entsprechen , ans der unmittelbar an der Straße gelegenen , offenen
Hans - , Hos - oder Gartenflur (ev . aus dem unmittelbar hinter dem Vorderhaus ge-
legenenen Hofranm ) zu holen , sie zu entleeren und sodann wieder an diese Stellen zu-
rückzntragen .

8 8 . Ausgeschlossen von der unentgeltlichen Abfuhr sind die gewerblichen Abfälleder Klein - und Großindustrie und zwar sowohl Fenernngsrückstände , als Marerial -
nbfälle sowie Bauschutt .

8 9 . Das Ginwerfen von Straßenkehrichr oder Hanshalrungsabfälleu in die Ab¬
ortgruben und Abtritttonneu ist strenge verboten .

§ 10 . Wegen der Abfuhr des Schnees wird jeweils seitens der städtischen Absichr -
anstalt von Fall z» Fall das Nötige vorgckehrr werden . Das Aufstauen und Sammeln
des Schnees und Eises bleibt Sache der Hauseigentümer .

8 11 . Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschrift werden gemäß §8 87 a des
P .-Str .- G .-B ., § 0 Zisi . 4 V .-O . vom 27 . Juni 1874 , die Sicherung der

'
öffentlichen

Reinlichkeit und Gesundheit betr . und 366 des R .- Str .-G .-B . mit Geldstrafe bis zu60 Mark oder mir Hast bis zu 14 Tagen bestraft .
8 12 . Diese Vorschrift tritt mir dem 1 . Fanuar 1889 in Kraft . Durch dieselbewerden die dem Unternehmen der Pferdebahn vertragsmäßig bezw . durch die ortspolizei -

liche Vorschrift vom 27 . April 1885 aufcrlegten Verpflichtungen in Bezug auf die Rei¬
nigung des Bahnkörpers und der Halteplätze sowie hinsichtlich der Abfuhr von Kehricht ,Schlamm , Schnee und Gis in keiner Weise berührt .

L . Das 'Reinige » der 'Privatkanäle bete .
Die periodische und wenn erforderlich außerordentliche Untersuchung und Rei¬

nigung der Privarkanäle in der Stadt geschieht unter Leitung des Städrbauamts
durch städtische Arbeiter auf Kosten der Eigentümer der Gebäude , für welche die
Kanäle benutzt werden . Der Beitrag zu diesen Kosten richtet sich nach dem durch
den Steueranschlag festgestcllten Wert dieser Gebäude . (Anordnung vom 2l . Fa -
nnar 1879 . )

i - Vir Reinhaltung der Schlamnrfannnlrr betr
Ortspolizcilichc Vorschrift vom 2 . September 1876 .

8 b . Das Ablagern von Straßenkehricht , Unrat , Staub , Schurr und Abfällen
jeder Art in die städtischen Kanaleinläufe und Schlammsammler ist untersagt .

8 2 . Uebertrctungen werden an Geld bis zu 60 Mark oder mit Haft bis zu14 Tagen bestraft .

M . Die Teichen - nnd Friedhofordnung für die Stadt Heidelberg betr.
(Ortspolizeiliche Vorschrift vom 18 . November 1889 .)

I . Aufsichts - Behörde , Personal , allgemeine Bestimmungen . -
8 1 . Die Ueberwachung des Vollzugs der Leichen - und Friedhof -Ordnung ist der

durch Ortsstatut eingesetzten Friedhof - Kommission übertragen . Dieselbe hat mit Aus¬
nahme der Leichenschau alles zu einer geregelten , würdigen Bestattung Erforderliche
anzuordneu .

8 2 . Auf Antrag der Friedhofs -Kommission werden vom Stadtrat angcstcllt und
vom BczirSamt verpflichtet :

1 . Der Leichcnordncr .
2 . Die Leichenwärter und - Wärterinnen .
3 . Die Leichenträger .
4 . Der Leichenhaüsaufseher .
5 . Der Friedhofaufseher .
6 . Der Totengräber .

8 3 . Das gesamte Leicheupersonal hat den in der betreffenden Dienstweisuug ge¬
gebenen Vorschriften genau nachzukommen ; in Fällen , welche in der Dienstweisuug nicht
vorgesehen sind , hat dasselbe die Anordnung der Friedhof - Kommission einzuholen . —



Dasselbe hat bei alle » Dienstleismiigeii ein anständiges , ruhiges , ernstes Benehmen ein -
znhaltcn . Unordnungen , Nachlässigkeit oder Widersetzlichkeit werden strenge bestraft ;Trunkenheit im Dienst zieht sofortige Entlassung nach sich . Es ist dem Leichenpcrsonalbei Strafe der Dienstentlassung verboten , Anforderungen an Geld oder anderen Dingenan die Hinterbliebenen zu machen ; ebensowenig darf dasselbe weder vor noch nach derBeerdigung Essen oder Trinken beanspruchen , noch darf demselben solches verabreichtwerden . — Annahme von Gewinnanteilen bei Lieferungen in irgend einer Form wirdaußer der etwaigen strafrechtlichen Verfolgung mit sofortiger Entlassung geahndet . —
Beschwerden gegen das Personal sind bei der Friedhofs -Kommission anznbringen .8 4 . Bezüglich der Kosten für sämtliche Beerdigungen ist die vom Stadtrat ausge¬stellte, dieser Vorschrift als Anlage beigesiigte , Taxordnung maßgebend . — Nach der¬selben werden für die Art des Begräbnisses 5 Klassen bestimmt . — Die Wahl der Klasseund der etwa weiter gewünschten außergewöhnlichen Leistungen ist von den Hinterblie¬benen zu treffen , zu welchem Zweck der Leichcnordner denselben einen Bestellbogen , answelchem die Taxen verzeichnet sind , zur Ansfüllung vorlegt . — Bei Leichen , die nachauswärts verbracht werden , kommen die für den einzelnen Fall von der Friedhofs -
Kommissioil festgesetzten Gebühren in Anwendung . — Nach der Beerdigung erhebt der
Leichenordner unter Vorlage der Rechnung die sämtlichen Gebühren und Taxen und
bescheinigt deren Empfang .

8 5 . Die Rechnung über sämtliche Einnahmen und Ausgaben der Friedhofs -Kom¬
mission wird unter der Bezeichnung Friedhofs - Kasse von der Stadtkasse geführt .

II . Leichen - und Lei che n - Hans - Ordnung .
8 6 . Jeder Todesfall muß unverzüglich nach dem Eintritt des Todes dem Leichcn -

schaner und alsdann dem Leichenordner angezeigt werden . Zn diesen Anzeigen ver¬
pflichtet ist das Familienhanpt und , wenn ein solches nicht vorhanden oder an der An¬
zeige verhindert ist, derjenige , in dessen Wohnung oder Behausung der Stcrbcfall sichereignet hat . — Die Pflicht zur Anzeige erstreckt sich auch auf Totgeburten . Vor An¬kunst des Leichenschauers darf mit der Leiche keine Veränderung vorgcnommen werden .8 7 . Die nach den Bestimmungen des § 6 zur Anzeige verpflichteten Personenmüssen den vom Leichenschauer ausgestellten Sterbeschein spätestens 20 Stunden nacheingetrctenem Tod dein bürgerlichen Standesbeamten mit der Anzeige des Todesfalls
vorlegen , welcher nach Vollendung des Eintrags in das Sterberegister den vorschrifts¬mäßig ausgestellten Erlaubnisschein zur Beerdigung den Erschienenen übergibt ; aufdemselben soll gleichzeitig bemerkt werden , ob der Tod in Folge ansteckender Krankheiteingetreten ist . — Als ansteckende Krankheiten im Sinne dieser ortspolizeilichen Vor¬
schrift sind zu betrachten : Blattern , Cholera , Diphteritis , Masern , Scharlach , Thphus .

tz 8 . Die zweite Leichenschau findet nach Maßgabe der Dienstweisung für Leichen¬schauer und der §8 7 , 8 und 12 der Ministerial -Vcrordnnng vom 16 . Dezember 1875m dem Leichcnhaus und nur in den Fällen des 8 20 in der Wohnung statt ; der Leichen -
schaner bezeichnet auf dem Erlaubnisschein die Zeit , mit deren Eintritt die Beerdigungvorgenommen werden darf . — Keine Beerdigung darf vorgenommen werden , bevor der
Erlaubnisschein vorschriftsgemäß ansgestellt wurde . — Ist bezüglich des Todesfalleseine gerichtliche oder polizeiliche Untersuchung anhängig , so ist zur Beerdigung überdiesdie Erlaubnis der untersuchenden Behörde erforderlich . — Die Geistlichen und die mitder Leitung der Beerdigung beauftragten Personen sind verpflichtet , vor der Beerdigungvon dem Erlaubnisschein Einsicht zu nehmen .

8 9 . Zur Aufnahme aller für den hiesigen Friedhof bestimmten Leichen dürfen mit
Ausnahme der in den Grüften beiznsetzenden (siehe K82 ) nur Särge ans weichem Holze ,welche timen sorgfältig verflicht sein müssen , verwendet werden . — Bezüglich der nachauswärts zu verbringenden Leichen finden die besonderen gesetzlichen Bestimmungen
Auwendnng . — Die Särge , deren innere Ausstattung und das Beschläg derselbenmüssen immer aus dem städtischen Sargmagazin entnommen werden .

8 10 . Die Leichen sämtlicher hier verstorbener Personen sind , sofern sie nicht zumTransport nach auswärts bestimmt sind , alsbald nach Vornahme der ersten Leichen¬schau , spätestens aber vor Ablauf von 24 Stunden nach Eintritt des Todes in das
Leichcnhaus zu verbringen . — Die lleberführuug der Leichen in das städtische Leichen¬haus darf , ganz dringende Fälle ausgenommen , nur in den frühen Morgen - und spätenAbendstunden und nur auf dem kürzesten Wege stattfinden . — Von auswärts hierher¬gebrachte Leichen sind direkt in das städtische Leichenhans zu verbringen . — Für die
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Leichenhalle des akademischen Krankenhauses gelten die besonderen vereinbarten Be¬

stimmungen .
K 11 . Die Ueberfiihrung einer Leiche in das Leichenhaus geschieht durch den Leichen¬

wagen der betreffenden Klasse . — Tie Aufsicht und Begleitung übernehmen bei Er¬

wachsenen 4 , bei Kindern von <>— 15 Jahren 2 Lcichcnträger . Leichen von Kindern

unter 6 Jahren werden nur von einem Leichenwärtcr bezw . einer Leichenwärtcrin be¬

gleitet . Leichen von Kindern unter 1 Jahr können auch , sofern nicht eine ansteckende
Krankheit den Tod herbcigeführt hat , vom Leichenwärterpersonal in das Lcichenhans

getragen werden . Ausnahmsweise kann von den Angehörigen die Begleitung desLcichen -

ördncrs gegen Entrichtung der hiefiir vorgesehenen Gebühr verlangt werden .

8 12 . Während der Uebcrfllhrung darf der Sargdeckel nur lose anfliegen .

8 13 . Die Aufnahme der Leiche in das Lcichenhans geschieht auf Borzeigen und

Abgabe des Erlaubnisscheines an den Leichenhansanfscher . — Tie Obsorge für die

Leiche in dem Leichenhaus ist für Alle ohne jegliche Ausnahme gleich und liegt aus¬

schließlich dem Leichenhausaufseher ob .
8 14 . Für jede Leiche ist eine Zelle — für die an ansteckenden Krankheiten Ge¬

storbenen die im östlichen Teil gelegenen — bestimmt . Jede Zelle muß mit einer aus¬

reichenden Bentilationsvorrichtung versehen sein . Eine etwa erforderliche Desinfektion
wird der Leichenhansanfscher nach Anweisung des Großh . Bczirksarztes vornehme » .

In jeder Zelle muß eine Leitung zu dem im Wächterzimmer befindlichen elektrischen
Läutewerk angebracht sein , deren Enden so an der Hand der Leiche zu befestigen sind ,
daß bei der geringsten Veränderung der Lage das Läutewerk in Bewegung gesetzt wird .
Der Sarg bleibt bis eine Stunde

'
vor der Beerdigung offen , vorausgesetzt , daß nicht

eine ansteckende Krankheit die Todesursache war oder starke Spuren eintretcnder Zer¬

setzung sich zeigen , in welchen Fällen der Sarg sofort nach der zweiten Leichenschau ge¬
schloffen werden muß .

8 15 . Den Angehörigen der Verstorbenen ist der Zutritt zu den Zellen während
des Tages gestattet , mit Ausnahme der ani Schluß des vorhergehenden Paragraphen
genannten Fälle , wo der Zutritt erst nach Schluß des Sarges erlaubt werden kann . -

Andere Personen haben keinen Zutritt , ebenso wenig darf der Leichnam der öffentlichen
Besichtigung ausgesetzt werden .

8 16 . Ten Angehörigen ist es gestattet , die Zelle und den Sarg mit Blumen zu

schmücken .
8 17 . Alle Beerdigungen müssen , dringende Fälle ausgenommen , morgens vor

10 Uhr , nachmittags im Winter nach 3 Uhr , im Sommer nach 5 Uhr stattfinden .

8 18 . Die Leichenbegleitung versammelt sich in der Halle des Leichenhauses , wo bei

geöffneter Thür der betreffenden Zelle die kirchlichen Feierlichkeiten und Ansprachen ge¬
halten werden . — Von da wird der Sarg durch die Leichenträger zum Grab gebracht.

Ausnahmsweise kann dies mit Genehmigung der Friedhofs -Kommission durch andere

Personen geschehen , jedoch ohne daß deswegen von dem bezüglichen klassenmäßigen
Kostenbeitrag ein Abzug eintrilt .

§ 19 . Auf dem Weg zum Grabe , sowie an diesem selbst kann Tranermusik und

Trauergesang stattfinden , doch ist hierzu die Genehmigung der Friedhof -Kommission

einzuholcn .
8 20 . Aus besonders erheblichen Gründen und nur , wo die Wohnungsverhältmpe

eine vollständige Isolierung der Leiche ermöglichen , kann das Bezirksamt gestatten , daß

eine Leiche bis zur Beerdigung im Sterbehause verbleibt . — Die Erlaubnis ist jeden¬

falls zu versagen , wenn der Tod in Folge einer ansteckenden Krankheit eingetreten oder

wenn die sofortige Verbringung der Leiche in die Leichenhalle im sanitätspolizeilichen
Interesse geboten ist . — Die Vorschriften der Paragraphen 6 . 7 und 8 sind jedoch auch

in diesen AusnahmSfällen genau zu befolge » .
8 21 . Die llcberführung dieser Leichen findet auf dem kürzesten Weg unter thun -

lichster Vermeidung der Hauptstraße zu den im 8 17 festgesetzten Zeiten statt ; die näheren

Anordnungen erläßt die Friedhofs -Kommission .
8 22 . Leichen , welche ans irgend einem Grunde länger als 4 Tage in dem städtischen

Lcichenhans aufbewahrt werden sollen , müssen in einem luftdicht verschlossenen eisernen

Sarge beigesetzt werden .
III . Friedhof - Ordnung .

8 23 . Der Friedhof ist die regelmäßige Begräbnisstätte aller in hiesiger Gemeinde

Verstorbenen . — Den Israeliten ist es gestattet , Leichen von Angehörigen ihres Be«
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kcnntnisses auf dem israelitischen Friedhof zu beerdigen . — Bezüglich des letzteren und
der Beerdigungen auf demselben finden die Bestimmungen dieser Leichen - und Friedhof -
Ordnung , für die auf dem israelitischen Friedhof errichtete Leichenhalle insbesondere
die Bestimmungen der 88 11,12,13,11,15 und Iti gleichmäßig Anwendung . — Zur
Beerdigung auswärts Gestorbener auf dem hiesigen Friedhof ist die Erlaubnis der
Friedhofs -Kommission und . wenn der Tote nicht hiesiger Einwohner bezw . das Kind
eines solchen war , die Entrichtung der hiefür vorgesehenen besonderen Taxen erforderlich .

tz 21 . Die unmittelbare Aufsicht über den
'

Friedhof führt der Fricdhofanfseher ,
dessen Anordnungen auf dem Friedhof das übrige Lcicheupcrsonal unbedingt Folge zu
leisten hat .

8 25 . Der Friedhof ist in allgemeine Lcichcnfeldcr für Erwachsene und solche
für Kinder nach fortlaufenden römischen Zahlen eiugeteilt ; die Gräber werden in
Reihen , welche mit fortlaufenden arabischen Zahlen zu bezeichnen sind , angelegt . —
Außerdem sind bestimmte Plätze des Friedhofs für Familiengräber , bisher sogenannte
Kanfgräber , vorgesehen ; die Platze sind nach Buchstaben und die einzelnen Gräber nach
fortlaufenden Zahlen geordnet . Auskunft über sämtliche Gräber erteilt der Friedhof -
aufscher .

„ 8 26 . lieber die allgemeinen Lcichenfelder , sowie über die Familiengräber führt der
Friedhofaufsehcr getrennte Bücher , in deren crsteren die Nummer des Leichenfeldes , die
Zahl der Gräberreihe , die Nummer des Grabes , Namen , Geschlecht und Alter des Ge¬
storbenen, ^ sowie Tag , Monat und Jahr der Beerdigung angegeben ist ; in dem Luch
über die Familiengräber werden außer den obengenannten Aufzeichnungen der Buch¬
stabe der Plätze und die Nummer des Grabes eingetragen . Diese Bücher werden doppelt
geführt und je ein Exemplar auf dem Bureau der Friedhofs - Kommission , das andere
bei dem Friedhofaufseher anfbewahrt . — Einsicht in diese Bücher ist Jedermann ge¬
stattet .

8 27 . Jedes Grab für Erwachsene muß 2,10 Meter lang , 0,75 Meter breit und
1,50 Meter tief , für Kinder unter 10 Jahren 1,50 Meter lang , 0,60 Nieter breit und
1,00 Meter tief sein . — Zwischen allen Gräbern muß ein Zwischenraum von mindestens
0,80 Meter bleiben .

8 28 . Unmittelbar nach der Beerdigung müssen die Gräber von dem Totengräber
ausgefllllt werden . — Die Hinterbliebenen müssen , sofern sie das Grab einfassen , be¬
pflanzen oder mit einem Grabstein versehen lassen wollen , die Ausführung dieser Ar¬
beiten binnen 1 Wochen anordnen .

8 29 . Es bleibt den Hinterbliebenen anheimgestellt , die Bepflanzung der Gräber
selbst zu besorgen oder durch einen Gärtner besorgen zu lassen . — Für die Handlungen
der Beauftragten , soweit sie nicht zu strafrechtlicher Verfolgung Veranlassung geben ,bleiben die Hinterbliebenen mitverantwortlich . — Die Gräber auf den allgemeinen
Leichenfeldern dürfen nur mit niedrigen Blumen und Gesträuchen , welche die Höhe von
1 Meter nicht überschreiten und die Grundfläche des Grabes nicht Überhängen , be¬
pflanzt werden ; dasselbe gilt für die Familiengräber in den vorderen Reihen ; in den
Hinteren Reihen und wo nur eine Reihe vorhanden ist, dürfen mit Genehmigung der
Friedhofs -Kommission auch höhere Pflanzen eingesetzt werden . — Die Anpflanzung
von Bäumen oder Gesträuchen , welche genießbare Früchte tragen , ist untersagt und es
ist ferner untersagt , Bäume oder Sträucher außerhalb der Grabstätten zu pflanzen , zu
versetzen und zu entfernen . Bänke oder Stühle dürfen dauernd nur auf dem zu Fami¬
liengräbern gehörigen Gelände ausgestellt werden .

8 30 . Es ist gestattet , die Gräber auf den allgemeinen Leichenfeldern mit hölzernen
Kreuzen , deren Breite jedoch diejenige des Grabes nicht überschreiten darf , zu versehen ;
dieselben müssen durch den Fricdhofanfseher gegen die hiefür vorgesehene Gebühr gesetzt
werden . — Einfassungen dürfen nur aus Steinen und nur innerhalb der Grundfläche
des Grabs hergestellt werden . — Ebendaselbst dürfen mit Genehmigung der Friedhofs -
Kommission — siehe 8 33 — Denkmale von Stein oder Metall gegen Entrichtung einer
besonderen Taxe aufgestellt werden ; die Breite derselben darf jedoch die Grundfläche des
Grabes ebenfalls nicht überschreiten . Jedes Denkmal muß eine Unterlage von starken
Schwellen ans Eichenholz und einer Steinplatte erhalten ; gemauerte Fundamente sind
untersagt . — Die Zeit der Vornahme dieser Arbeiten ist dem Fricdhofanfseher vorher
anzuzeigen . Sechs Wochen vor Inangriffnahme der Umgrabung eines Leichenfeldes
werden die Eigentümer der dort befindlichen Grabsteine wiederholt öffentlich anfge -
fordert , dieselben zu entfernen ; Grabsteine , welche innerhalb dieser Frist nicht entfernt
sind, fallen der Stadt anheim .
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8 31 . An den , von der Friedhofs - Kommission bestimmten Plänen werden sowohl
einzelne als auch Familicngrabstätten , bisher sogenannte Kanfgräber , gegen die fest¬
gesetzte Taxe und unter den in der Anlage enthaltenen Bedingungen abgegeben . — Die

Fläche einer solchen Grabstätte ist 2,40 Meter lang und 1,20 Meter breit . — DerFricd -

hofanfscher hat über die Grabstätten jede Auskunft zu erteilen , unter thunlichster Rück¬

sichtnahme auf die Wünsche der Beteiligten die Plätze anzuweisen , die Aufträge cnt -

gegcnzunehinen und dieselben behufs weiterer Behandlung der Friedhofs -Kommission
zu übermitteln .

Z 32 . Die Familiengräber dürfen ausnahmsweise auch als Grüften hergerichtet
werden . Bezüglich derselben wird bestimmt : 1 ) Sie dürfen nur mit Genehmigung
der Friedhofs - Kommission nach Anhörung des Stadtbanamtes errichtet werden . — Die

erforderlichen Pläne sind zur Genehmigung vor Inangriffnahme der Arbeit der Fried¬
hofs - Kommission borzulegen . — Die Umfassungswände der Grüften sind aus hartge¬
brannten Backsteinen in der Stärke von mindestens 1 >,/z Normalsteincn — 38 cm und
mit Cement gemauert herzustellen . — Das abschließende Gewölbe ist ebenfalls aus

hart gebrannten Backsteinen in der Stärke eines gestreckten Steines — 25 cm mitEe -

mcnt
'

ausznführen . — Behufs Verhinderung des Eindringens von Wasser ist das
Gewölbe mit Asphalt abzudecken . — Der Boden der Gruft ist ans Cementhodcn von
20 cm Stärke herzustellen und ebenfalls mit einer Lage Asphalt abzudccken . —

Das Gewölbe , sowie die Umfassunaswünde des Innern sind mit 2 cm starkem Verputz
von Cement zu versehen . — Der Verschluß der Gruft hat mittelst einer 12cm starken

Steinplatte , welche in einer Umrahmung mit Falz liegt , zu geschehen . — Diese Stein¬

platte ist mit 2 eisernen Ringen zu versehen und nach jeder Beisetzung wieder gut in
Cement zu verlegen . — 2) Grüften müssen nach jeder Beisetzung einer Leiche wieder

vollständig dicht verschlossen und dürfen nur znrBeisetznng einer weiteren Leiche wieder

geöffnet werden . — 3) Bei jeder Wiedereröffnung einer Gruft ist eine Reinigung und

Desinfizierung der Luft nach Anleitung des Bezirksarztes vorzunehmcn , ehe sich jemand
hineinbegiebt ; zu diesem Zweck ist vorher stets rechtzeitige Anzeige an das Großh . Be¬

zirksamt zu machen . — 4) In Grüften dürfen Leichen nur in luftdicht verschlossenen
eisernen Uebersärgen eingesetzt werden . — 5 ) Dunstrohren oder sonstige Ventilations¬

vorrichtungen dürfen an Grüften nicht angebracht sein . — 6) Ist eine Gruft zur nor¬
malen Beerdigungszeit einer Leiche noch nicht fertiggestellt , so darf die Leiche borerst in

dem Leichenhaus jedoch nur in dem vorgeschriebenen eisernen Sarg anfbewahrt werden .
— Diese Aufbewahrung darf aber die Frist von 4 Wochen nicht übersteigen . — Eine

Wiedereröffnung des eisernen Sargs nach Aufnahme der Leiche darf nicht stattfindcn .

Z 33 . Die Errichtung von Grabdenkmalen samt Inschriften sowie Grabeinsas¬

sungen , welch letztere aus Stein oder Metall hergestellt sein müssen , bedarf der Ge¬

nehmigung der Friedhofs -Kommission . Zn dem Zweck ist derselben vor dem Setzen
eines Grabsteins Zeichnung , Mas ; nebst Buchstaben , Nummer des Grabes und Zu¬

schrift des Steins cinzurcichen . — Die Grabdenkmale auf Familiengräbern müssen
fundamcntiert sein ; sie sind auf die Grabstätte zu setzen und muß das Fundament der¬

selben mindestens 1,50m unter und 0,30m über der Bodenfläche in Cement hergestellt
werden . — Ist das Grabdenkmal von solcher Größe , daß dasselbe auf Pfeiler gesetzt
werden muß , so sind diese mit eisernen Schienen von genügender Stärke zu überdecken.

Grabeinfassnngen von kleinen unbehauenen Steinen bedürfen einer Fundamentierung
nicht ; für solche ans behauenen Steinen oder Metall sind die Fundamente 1,50m tief

aus Backsteinen mit Cement oder aus Cemcntbcton herzustellen . — Das Ausgraben
aller Fundamente wird gegen die vorgesehene Taxe durch den Totengräber besorgt . —

Grabsteine sind in der Regel auf Rollwagen an ihren Bestimmungsort zu verbringen :
bei Steinen , welche über 500kg schwer sind , ist auch die Benützung eines bespannten
Wagens gestattet . — In jeden : Fall ist der Unternehmer für jede Beschädigung in dem

Friedhof haftbar .
tz 34 . Die Familiengräber sowie deren Denkmale , Einfassungen und Anpflanzungen

müssen von den Angehörigen in guten : Stand gehalten werden .
Z 35 . Blumen oder Kränze dürfen auf allen Gräbern nicdergclcgt werden , sind je¬

doch von dem Friedhof zu entfernen , sobald sie in Zersetzung übergehen und dadurch
einen unangenehmen Anblick gewähren . — Von den allgemeinen Leichenfeldern entfernt

diese Nieste der Fricdhofaufseher , während die Inhaber von Familiengräbern gehalten
sind , sie entfernen zu lassen ; geschieht letzteres nicht rechtzeitig , so erfolgt die Abrän -

mung durch den Friedhofaufseher auf Kosten der Inhaber .
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8 36 . Gräber von Erwachsenen dürfen nicht vor Abflnß von 25 Jahren , Gräber
von Kindern nicht vor Abflnß von 15 Jahren geöffnet werden . Behufs llebertragung
einer Leiche in ein Familiengrab oder nach Auswärts kann auf Antrag der Friedhofs -
Kommission unter Begutachtung des Bezirksarztes vom Bezirksamt eine Ausnahme
gestattet werden . — Ein Familiengrab darf auch vor der Ilmgrabnngsfrist zur Auf¬
nahme der Leiche eines Kindes von nicht über 1 Jahr geöffnet werden .

8 37 . Für den Besuch des Friedhofs gelten folgende Vorschriften ! 1 ) Der untere
Eingang des Friedhofs am Steigerweg ist nn Sommer von 6 Uhr morgens , im Winter
von Sonnenaufgang bis zum Sonnenuntergang geöffnet . — Eine Viertelstunde vor¬
dem Schließen des Thores wird ein Zeichen mit der Glocke gegeben , woraus dann Je¬
dermann den Friedhof zu verlassen hat . — 2 ) Jeder Besucher hat ein anständiges ,
ruhiges , der Würde des Orts angemessenes Benehmen zu bewahren . — 3 ) Das Be¬
treten der Leichenfeldcr ist nur den Beamten des Friedhofs , der Leichenbcgleitnng , den
Angehörigen der dort Ruhenden oder den mit der Pflege der Gräber Beauftragten ge¬stattet . — 4 > Kindern ohne Begleitung Erwachsener ist der Besuch des Friedhofs unter¬
sagt , auch dürfen keine Kinderwagen in denselben gebracht werden ; dagegen haben
Fahrstühle , in welchen einzelne kranke Personen gefahren werden , Einlaß . — 5) Es ist
verboten , Hunde auf den Friedhof mitznbringen oder ans dem Friedhof zu rauchen ;
ebenso ist untersagt , in den Anlagen oder auf fremden Gräbern Blumen und Pflanzen
zu pflücken . — 6 ) Die Vornahme gärtnerischer Arbeiten auf dem Friedhof ist im
Sommer nur von morgens 6 Uhr bis abends zum Schluß des Friedhofs gestattet . An
dcnSonn - und gesetzlichen Feiertagen darf im Friedhof nicht gearbeitet werden . — Wcr
gewerbSmäßig Gärtnerarbeiten ans dem Friedhofe vornehmen will , bedarf hiezu einer -
besonderen Zulassung Seitens der Friedhofs - Kommission . — 7) Die Brnnnenhahnen
sind sofort nach dem Gebrauch wieder sorgfältig zu schließen . — 8) Jeder Besucher de»
Friedhofs hat sich den Anordnungen des Friedhofaufschcrs zu fügen .

§ 38 . Ucbertretnngen dieser Leichen - und Friedhof -Ordnung werden nach 8 06
Z , 2 des P . - Str .- G .-B . mit Geldstrafen bis zu 50 geahndet .

8 39 . Die frühere Leichen - und Friedhof -Ordnung vom 13 . November 1881 bezw .20 . April 1895 , sowie die ortspolizcilichc Vorschrift , die Anlage und Benützung von
Grüften auf dem hiesigen Friedhof betr . vom 8 . Juli 1887 wird aufgehoben . — Die
gegenwärtige Leichen - und Friedhof -Ordnung tritt am 1 . Dezember 1889 in Kraft .

Tax - Lrdnung
genehmigt durch Beschluß des Bürgeransschusscs vom 28 . August 1889 .

.1 . Beerdigungs - Taxen .

I . Klasse II . Klasse III . Klasse IV . Klasse V . Klasse

-F

120 80 50 25 16
80 60 35 20 12
60 40 ' 20 12 5
40 30 15 8 5

Für Erwachsene
über 15 Jahren
Kinder v . 6 — 15 I .

,, - l - 6 „
„ unter I „

Gegen die Bezahlung dieser Taxen an die Stadtkasse werden folgende Gegenleist¬
ungen übernommen : In allen Klassen : 1 . Die Geschäfte des Leichenordncrs»ach seiner Dienstweisnng : in I . Klasse sind dabei 50 , in II . Klasse 30 Ansagen inbe¬
griffen ; — 2 . Die Dienstleistungen sämtlicher übrigen Bediensteten nach den betref¬
fenden Dienstwcisungen ; — 3 . Der Sarg der gewählten Klasse samt Verbringen des¬
selben in das SterbehanS ; — 1 . Das Leichentuch über den Sarg ; — 5 . Di

'
e Uebcr -

tührnng der Leiche in das Leichcnbans und die Aufbewahrung und Bewachung daselbst ;-- 6 . Ein Trauerwagen . — Wird nach § 11 der Leichen - und Friedhof - Ordnung eine
Kinderleiche von dem Leichcnwärtcr bezw . von der Lcichenwärterin in das Leichenhaus
getragen , so fallen die Kosten für denTrauerwagen in III . Klasse mitl -FH in IV . Klassemit 3 -M, in V . Klasse mit 2 weg ; es treten an deren Stelle die für diese Dicnst -
leistung festgesetzten Gebühre » . — 7 . Die Beerdigung . — Den Bediensteten ist streng -
^ens untersagt , Trinkgelder in irgend einer Form zu verlangen . — Die Gebühr der
Leichenschau mit 2,vx ist in obiger Türe nicht inbegriffen .
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8. --versilbert
3 . 50 und

— . 70
— . 9 und — . 80

1 . 10.

II . Ueblichc Gebühren für die Begleitung durch Geistliche.
(Unterliegt nicht der Genehmigung der städtischen Behörden .)

6 . Für außergewöhnliche Leistungen .
1 . Jede weitere Ansage über die klassenmäßige Zahl . — ^ 10
2 . Wachen des Leichcnwärters oder der Leichenwärterin ,

für 12 Stunden . 2 „
3 . Vollständiges Verpichen des Sarges im Innern . 2 „
4 . Ein Sarg der nächsthöheren Klasse

für Erwachsene über 15 Jahren , Aufzahlung . 12 „
für Kinder von 6—15 Jahren „ . 8 „
für Kinder unter 6 Jahren „ . 6 „

5 . Ein Zinksarg
für Erwachsene über 15 Jahren . 60 „
für Kinder von 6—l 5 Jahren . 45 „
für Kinder von 1— 6 Jahren . 30 „
für Kinder unter 1 Jahr . 20 „

6 . Ein eiserner Sarg nebst Zubehör 180
7 . Besondere Beschläge an den Sarg :

in I . Klasse in II. Klasse
Handhaben 2 . — -/ä 1 . 60
Deckelschrauben „ — . 60 „ — . 40 „
Rosetten „ — . 5 „ — . 4 „
Hauptschilder „ — . 60 „ — . 50 „

8 . Ausschlagen des Sargs mit Glanzperkal mit entsprechenden Kissen
für Erwachsene über 15 Jahren . 20
sür Kinder von 6 — 15 Jahren . 10 „
für Kinder unter 6 Jahren . 6 „

9. Ausschlagen eines Sargs mit Atlas und feiner Spitzenverziernng samt ent¬
sprechenden Kissen

für Erwachsene über 15 Jahren . 100 -F
für Kinder von 6 — 15 Jahren . 80 „
für Kinder unter 6 Jahren . 60 „

10 . Matraze und Kissen für Erwachsene über 15 Jahren . . . 20 „
für Kinder von 6— 15 Jahren . . 16 „
für Kinder unter 6 Jahren . 12 „

11 . Ein einfaches Kissen für jedes Alter . 2 „
12. Ein Sterbcmantcl für Erwachsene über 15 Jahren . . . . 15 „

für Kinder von 6—15 Jahreil . 10 „
für Kinder unter 6 Jahren . 7 „

in I . Klasse II . Klasse III . Klasse IV . Klasse
6 5 4 3

14. Verdoppelung der Leichenwagenpferde
in I . Klasse in II . Klasse

12 ^ 10
in III. und IV . Klasse ist eine solche nicht zulässig.

15. Die Uebcrfnhrung einer Leiche nach der Kapelle des akademischenKrankenhauses
in I . Klaffe . 8
in allen übrigen Klassen . 6 „

16. Werden Leichen von Kindern unter einem Jahr von dem Leichenwärter bezw .
von der Leichenwärterin nach dem Leichenhaus getragen ,

in III . Klasse IV . Klasse V . Klasse
2 1 50 -Z 1 ,

17 . Die Verbringung einer Leiche vom Bahnhof nach dem Friedhof und sofortige
Beerdigung 40 Wird die Leiche zuerst für längere oder kürzere Zeit in das städtische
Leichenhans gebracht, so erhöht sich die Taxe um 25

18. Wird eine Leiche nach auswärts zur Bahn gebracht . . 35 ^
Jeder Tranerwagcn . 5 „
Leichenschau . 2 „
Ucbersarg . 25 „

19. Grabkreuz . 1 „ 50 ^

.2
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20 . Für alle Leistungen , für welche eine Gebühr in dieser Taxordnnng nicht aufge -
sllhrt ist , lvird besondere Rechnung ansgestellt , welche vor ihrer Anforderung von der
Friedhof -Kommission gepriift und dem Stadtrat zur Genehmignng vorgelegt wird .

I) . Friedhof - Taxen .
1 . Die in 8 31 der Leichen - und Friedhof -Ordnung bezeichneten Gräber werden

unter folgenden Bedingungen abgegeben :
a) Die Fläche eines Familiengrabs mißt 2,40 m in der Länge und 1,20 m in der

Breite ; werden zwei oder mehrere Gräber neben einander abgegeben , so fällt der in
8 27 der Leichen - und Friedhof - Ordnung vorgeschriebcne Zwischenraum weg ; werden
jedoch , zwei oder mehrere hinter einander liegende Gräber abgegeben , so muß der vor¬
geschriebene Zwischenraum dazu genommen werden und wird besonders berechnet .

l>) Soll das Grab eine fnndamcntierte Einfassung erhalten , so muß der ganzen
Länge nach ein Streifen von 0,60 m Breite dazu übernommen werden .

o) Das Recht ans ein solches Grab dauert 40 Jahre vom Tag der Uebernahme ;
nach Ablauf dieser Frist fallen die Gräber der Stadt anheim , wenn nicht die Fortdauer
des Rechts auf weitere 40 Jahre durch jeweilige Erlegung der festgesetzten Taxe er¬
worben wird .

<l ) Der Stadtrat kann die Verlängerung des Rechts versagen , wenn eine ander¬
weite Verwendung des Platzes für angemessen erachtet wird .

e > Diese Gräber dürfen nur für die Glieder der Familie des Uebernehmers oder
dessen Abkömmlinge , sowie deren nächste Verwandte benützt werden ; Abgabe oderTausch
eines nnbclegten Grabes an Andere darf nur mit ausdrücklicher Genehmignng der
Friedhof -Kommission erfolgen , in welchem Fall sich die Bcnützungsdauer vom Tag der
ersten Uebernahme berechnet ; wird die Genehmignng nicht eingeholt , so hat der neue
Uebcrnehmer die volle Taxe nachzuzahlen .

k) Werden die Gräber oder Grüften , sowie deren Denkmale , Einfassungen und
Anpflanzungen nicht ordnungsgemäß unterhalten , so fallen diese samt Zubehör drei
Jahre nach der den Angehörigen oder deren Bevollmächtigten oder , wenn diese nicht zu
ermitteln sind , auf öffentlichem Weg zugestcllten Mahnung an die Stadt zurück , wenn
die Angehörigen nicht innerhalb dieser drei Jahre ihren Verpflichtungen Nachkommen
und die inzwischen von der Friedhof - Kommission für die Unterhaltung anfgemcndeten
Kosten ersetzen .

g > Bei Heimfall oder anderweitiger Verfügung über die Gräber werden die vor¬
handenen Grabsteine auf Kosten der Stadt an andere geeignete Plätze versetzt .

I>> Die Abgabe erfolgt gegen Erlegung der festgesetzten Taxe und unter Zustellung
einer vom Stadrrar gefertigten Urkunde .

Es sind folgende Taxen bestimmt :
a . In erster Reihe ein Grab . . . . 125 «F -

Jedes weitere Grab . 100 „
I). In zweiter und dritter Reihe ein Grab 00 „

Jedes weitere Grab . 70 „
Kleinere Geländeabschnittc werden nach dem Flächcngehalt und nach der für ein¬

zelne Gräber ausgeworfencn Taxe berechnet .
Für Verlängerung des Benütznngsrcchts auf weitere 40 Jahre ist für je ein Grab

die Hälfte der erstmaligen Taxe zu entrichten . ^
2 . Benützung des Friedhofs zur Beerdigung Auswärtiger , s. 8 23 Abs . 3 der

Leichen - und Friedhof -Ordnung :
für Erwachsene . - . 50 ^
für Kinder unter 15 Jahren . 25 „

3. Erlaubnis zum Aussteller ! von Grabdenkmalen ans den allgemeinen Leichen -
fcldern :

a ) Für Denkmale von Metall bis zu 200 leg . . . . 1
über 200 leg . . . . 20 „

b ) Für Denkmale von Stein bis zu 0,15 el,m . . . 1 „
über 0,15 cbm . . . 20 „

Außerdem hat der Bildhauer zu entrichten für jedes Denkmal von Stein oder
Metall :

al Auf den allgemeinen Leichenfeldcrn für Kinder . . 1

o) Auf Familiengräbern
Erwachsene
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4 . Das Setzen von Holzkrenzen auf den allgemeinen Leichenfeldern 5(1 ^
5 . Ausgraben von Fundamenten sowohl für Grabsteine als für Einfassungen

oder Grüften , einschließlich der Entfernung der Erde wird mit 4 ^ für den ebm be¬
rechnet .

6 . Das Entfernen der bei dem Ansheben eines Grabes in ein Familiengrab sich
ergebenden Erde . . . . . 1 50 ^

7 . Jedes Ansgraben einer Leiche . 15 „
8 . Die Wiederbecrdignng in ein Familiengrab . . . . 10 „
9 . Für alle außergewöhnlichen Leistungen , für welche in dieser Taxordnung eine

Gebühr nicht aufgeführt ist, wird besondere Rechnung ausgestellt , welche vor ihrer
Anforderung von der Friedhof -Kommission geprüft und dem Stadtrat zur Ge¬
nehmigung vorgclegt wird .

Die Errichtung von neuen Wohngebäuden und Rrnnnen in der
Nähe des städtischen und Israel . Friedhofes brtr .

Ortspolizeiliche Vorschrift v . 3 . April 1883 . <M 96 , Abs . 87 -r und 116 d . P .- Str .- G .-B .)
Neue Wohngebäude und Brunnen , welche in der Nähe des städtischen sowie des

israelitischen Friedhofs — mit Ausnahme der schon in den Banbezirk einbezogencn Ecke
der Rohrbacher und Schwetzingcr Straße — angelegt werden , sind in einer Entfernung
von mindestens 100 Metern von der Nächstliegenden Friedhofsmauer zu errichten .

III . <? euer - und Baupolizei .
L . Fencrlöschvrdnnng . Vom 9 . März 1882 .

8 1 . Wer den Ausbruch eines Feuers oder Anzeichen eines solchen wahrnimmt ,
hat - sofern nicht der in 8 2 vorgesehene Fall vorlicgt — , sogleich Fenerlärm zu
machen ; die Bewohner des Hanfes , in welchem Feuer ausgebrochen , sind hierzu
bei Vermeiden strenger Bestrafung , besonders verpflichtet .

8 2 . Wenn in einem Kamin Feuer ciustanden , so ist kein Fenerlärm zu machen ;
es haben jedoch die Bewohner des betreffenden Hauses unverzüglich den Kaminfeger
herbeizurufen und der Polizeibehörde von dem Brandfallc Anzeige zu erstatten /

8 3 . Sobald Fenerlärm entsteht , haben die Glöckner an der Heiliggeistkirchc
und an der Providenzkirche mit dem Sturmläuten zu beginnen , und dasselbe so
lange fortznsetzen , bis ihnen seitens der Polizeibehörde der Befehl zum Einstellen
zugeht . Der Turmwächter an der Heiliggcistkirche hat nach der Seite hin , wo der
Brand ist , bei Tage eine Fahne , bei Nacht eine Laterne nnsznstecke » .

8 4 . Bei Ausbruch eines Brandes zur Nachtzeit ist die Direktion des städti¬
schen Gaswerks verpflichtet , alsbald die Stadt beleuchten zu lassen und einen tüch¬
tigen Werkführer mir einem Gehilfen , mit den nötigen Geräten versehen , zur Brand¬
stätte zu schicken.

8 5 . Auf den ersten Fenerlärm hat die Polizcimannschaft sogleich den Großh .
Amtsvorstand , den Respizienten des Bezirksamts , den Oberbürgermeister , die beiden
Kommandanten der freiwilligen Feuerwehr , den Stadtbaumcister und die Kasernen¬
wache zu benachrichtigen .

8 6 . Bis znm Eintreffen der freiwilligen Feuerwehr , Welche bei allen BranS -
fällen zunächst die Lösch - und Rettungsmannschaften stellt , haben die
Hausbewohner mir den zu ihrer Hilfe hcrbeieilenden Personen alles ansznwenden ,
um das Feuer zu löschen oder dessen Ausbreitung zu verhindern .

^ 8 7- Die Anordnung und Leitung der Löschmaßregeln steht dem Großh . Ainks-
vorstande , bezw . seinem Stellvertreter zu , welchem hierbei der Oberbürgermeister ,
der Stadtbaumcister , sowie der Kommandant der freiwilligen Feuerwehr beratend
zur Seite stehen . Die Befehle zur Ausführung der speziellen Anordnungen erteilt
der Kommandant der freiwilligen Feuerwehr .

8 8 . Dem Großh . Amtsvorstandc , bezw . dessen Stellvertreter steht die Bestignis
zu , im Notfälle nicht zur freiwilligen Feuerwehr gehörige , arbeitsfähige Einwohner
zur Hilfeleistung beizuziehen ; letztere sind bei Strasvermeiden verpflichtet , den An¬
ordnungen der im vorigen Paragraphen bezeichneten Personen Folge zu leisten.
In gleicher Weise sind die Besitzer von Privatfencrspritzen gehalten , solche ans



Verlangen znr Verfügung zn stellen. Bei strenger Kälte sind die Bewohner der be¬
nachbarten Häuser zur Bereitstellung und Abgabe von warmem Wasser verpflichtet.

8 9 . Wen » auswärtige Hilfe cintrifst , so hat sich dieselbe unter die Leitungund Befehle der in 8 7 genannten Personen zn stellen und darf ohne deren beson¬dere Aufforderung nicht in Thätigkeit treten .
8 10 . Müßige Zuschauer sind von der Brandstätte fortzuwcisen . Eltern , Vor¬

münder und Erzieher sind verpflichtet , ihre jugendlichen Angehörigen während des
Brandes zu Hause zu behalten .

8 11 . Außer den Bewohnern des Hauses und den im 8 7 bezeichnten Per¬
sonen haben nur Feuerwehrmänner Zutritt in das brennende Hans , bezw . in die
Nachbarhäuser , von welchen ans gelöscht werden oder das Retten von Fahrnissen
startfinden kann . — Wer während des Brandes Gegenstände an einen andern Ort
verbringen will und sich nicht ans der Stelle genügend ausznweisen vermag , ist
fcstzuhaltcn und vor die Polizeibehörde zn führen .

8 12 . Kann einem Brande nur durch Einrcißen der brennenden oder eines
der benachbarten Gebäulichkeiten Einhalt gcrhan werden , so hat sich der Eigentümerder desfalls getroffenen amtlichen Anordnung zu unterwerfen , da er nach dem
Brandvcrsichcrnngsgcscn Entschädigung erhält .

8 18 . Die erforderlichen Anordnungen nach Löschung eines Brandes , insbe¬
sondere auch wegen Ueberwachung und Räumung der Brandstätte , trifft der Kom¬
mandant der freiwilligen Feuerwehr im Benehmen mit dem Großh . Amtsvorstandc
und dem Vertreter der Stadt . r

8 14 . Die geretteten Gegenstände werden nur zn einer hierzu festgcsclZtcl^ Zeitund gegen Bescheinigung znrnckgegebcn ; wer sich jedoch bei der Polizeibehörde als
Eigentümer unentbehrlicher Gegenstände , als : Betten , Kleider ee . ausweist , dem
können solche gegen Empfangsbescheinigung sogleich verabfolgt werden .

8 15 . Die beim Aufräumen der Brandstätte gefundenen Gegenstände sind , sofern
der Eigentümer nicht sofort ermittelt werden kan » , an die Polizeibehörde abznlicfern .

8 16 . llebcrtrettingen dieser Fenerlösch -Lrdnnng werden auf Grund des 8 Uli
P .- Slr .- G .-B . an Geld bis zu 60 Mark oder mir Haft bis zn 14 Tagen bestraft .

817 . Die mit dem Heutigen in Kraft tretenden neuen Statuten der freiwil¬
ligen Feuerwehr dahier bilden einen Bestandteil dieser Fcncrlösch -Ordnung .

8 18 . Der Stadtrat ist berechtigt , sobald das Bedürfnis hervortritt , die nicht
in der freiwilligen Feuerwehr stehenden männlichen , staats - und rcichsbnrgcrlichen
Einwohner im Alter von 20 bis 45 Jahren — die aktiven Militärpersoncn aus¬
genommen — als Hilfsmannschaft zn organisieren und unter das Kommando der
freiwilligen Feuerwehr zu stellen .

8 . Verordnung vom :;o . September 167l .
Dienstherrschaften , Arbeitgeber , Familicnhänpter , welche feuergefährliche Hand¬

lungen ihrer Dienstleme , Arbeiter , Familienglicder oder Hausgenossen wissentlich
dulden , desgleichen Personen , weiche leichtfertiger Weise Kindern , Blöd¬
sinnigen , Wahnsinnigen oder Betrunkenen Feuer , Licht oder leicht ent¬
zündliche Stoffe anvertrauen , oder welche im Freien angemachtes Feuer ver¬
lassen , ehe cs vollständig ansgelöscht ist, werden auf Grund des § 868 Ziffer 8
N .-Str .-G . an Geld bis zn 60 Mark oder mit Haft bis zn 14 Tagen bestraft .

0 . Kaminreinignng .
I . Kamiilfcgcr - Otdnllng vom 29. November 1887.

Die Bestimmungen , welche im Allgemeinen und insbesondere für die beteiligten
Hausbesitzer und Bewohner von Bcdentnng sind, lauten :

8 8 . Der Bczirkskaminfegcr ist berechtigt und verpflichtet , in seinem Kehr¬
bezirke in allen Gebäuden die vorgcschriebcncn Reinigungen vorzunchmcn .

8 11 . Der Kaminfeger hat ine ihm obliegenden Geschäfte entweder selbst vor -
znnchmen oder durch einen zuverlässigen Gehilfen vornehmen zn lassen . Im Falle
der Verwendung von Gehilfen bleibt der Kaminfeger für vorschriftsmäßige und ge¬ordnete Besorgung der Verrichtungen durch dieselben jeder Zeit verantwortlich : er
har daher die Arbeit der Gehilfen sorgfältig zu überwachen , sowie dafür zu sorgen ,
daß dieselben den Hansbesilzern und deren Stellvertretern gegenüber jederzeit ein
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angemessenes Benehmen cinhalren . Die Gehilfen müssen gut beleumundet sein »nd die
für ihr Geschäft erforderliche Gewandtheit besitzen . Gehilfen , welche sich den vorbczeich -
nctcn Anforderungen nicht genügend erweisen , hat der Kaminfeger sofort aus seinem
Dienste zu entlassen . Das Reinigen durch Lehrlinge dars nur unter persönlicher
Anwesenheit und Aufsicht des Meisters oder eines tüchtigen Gehilfen geschehen.
Mindestens einmal im Fahr ist jedes Kamin gelegentlich des Reinigens desselben
durch den Kaminfeger selbst oder wenigstens unter seiner unmittelbaren persönlichen
Leitung mit Zuhilfenahme eines Lichts einer gründlichen Untersuchung zu unterziehen .

8 13 . Das Reiuigungsgeschäft 8 » hat sich ans die Kamine , Ranchfängc und
Hurten , ferner auf diejenigen Rohre , welche als Fortsetzung von Ofenröhren in
weiten Kaminen zur Verbesserung des Zuges der Oefen ciugeführt sind ( d . h . die
Knie - und senkrecht in den weiten Kaminen cmporgesührten Rührstücke ) und auf
die Fenerzüge der Herde zu erstrecken . Dabei ist insbesondere Folgendes zu beachten :

1 . Die bezeichnten Fenernngsanlagen müssen vom Ruf ; vollständig gereinigt
werden .

2 . Die weiten Kamine sind bis über das Dach hinaus zu besteigen , der Ruß
mit einer eisernen Scharre sorgfältig abznkratzen und mit einem guten Besen sauber
abzukchrcn , sowie etwaige Absätze im Kamin , auf welchen sich der Ruß ansammelt ,
gehörig zu reinigen .

3 . Zum Reinigen der engen Kamine sind Pnmpbcsen anzuwcnden . Wo sich
Glauzrnß gebildet hat , ist zur Entfernung desselben das Kamin auszubrennen .

4 . Nach dem Reinigen ist Ruß und losgefallcner Verputz aus den Kaminen
in das vom Hausbewohner bereit zu haltende Gefäß zu schaffen und sind die etwa

herausgenommeuen Rohre wieder cinznsetzcn . Auch sind Pntzkhürchen und Aussteig¬
laden wieder sorgfältig zu schließen . Finden sich unverschlossene Rohröffnungeu in
Kaminen vor , so ist die Anbringung von Verschlußkapseln zn verlangen .

14 . Ist nach Z 13 Ziff . 3 das Ausbrennen des Kamins erforderlich , so hat
der Kaminfeger den Hauseigentümer hiervon in Kenntnis zu setzen und sich mit

demselben über den Tag der Vornahme des Geschäfts zu verständigen . Das Aus¬
brennen hat unter persönlicher Leitung des Meisters und mit Beachtung nachstehen¬
der Vorsichtsmaßregeln zu geschhen :

1 . Gs ist rechtzeitig vorher durch den Kaminfeger der Ortspolizcibehörde von
dem Vorhaben Anzeige zu machen , damit diese die Nachbarn davon benachrichtigen
und dieselben veranlassen kann , alle Oeffnnngen , durch welche Funken einfallcn
können , sorgfältig zu verschließen .

2 . Während der Vornahme des Geschäfts sind die Klappen der Ofenröhren
und die Osenthüren verschlossen zu halten und eine Weiße Signalsahne auf dem

Dache aufzustccken .
3 . Das auszubrcnnendc Kamin darf keine Risse haben und muß in gutem

baulichen Zustande sein . Die in dasselbe mündenden Ofenröhren dürfen nicht
schadhaft sein und keine leicht entzündlichen Gegenstände sich in der Nähe befinden .
Die Kamiupntzthürchcn müsset verschlossen sein , lieber alle diese Punkte hat sich
der Meister vor Beginn der Arheit genau zn verlässigen .

4 . Die Zeit für das Ansbrenuen ist so zu wählen , daß das Geschäft bis spä¬
testens 2 Uhr nachmittags beendet ist . Das Ausbrennen darf an keinem stürmischen
Tage und weder bei großer Kälte noch bei anhaltender Hitze geschehen . In Ge¬
bäuden mit Stroh - oder Schindelbedachnng soll das AuSbrcuncn nur in den Mo¬
naten November bis April vorgcnommen werden .

5 . Bor dem Beginn desselben sind die nötigen Vorsichtsmaßregeln zu treffen ,
um dem hinausschlagendcn oder überhandnchmenden Feuer durch Verschluß der

Oeffnung des Kamins mit Platten oder eisernen Deckeln und dergl . sogleich mit

Erfolg begegnen zu können . Auch ist vom Hausbesitzer ein zureichender Wasservorrat
in das Haus und insbesondere in die Nähe des Kamins zu schaffen . Auf dem

Dache ist eine Ueberwachung der Kaminausmündnng durch einen Gehilfen nötig ,
und in den Zwischenstockwerken das Kamin durch eine zuverlässige Person zn be¬

obachten . In besonders gefährlichen Fällen , wie insbesondere auch beim Ansbrennen
in Gebäuden mit Stroh - oder Schindelbedachnng , ist für Bcreithaltung einer Spritze
sowie für den Beizng von Hilfsmannschaft Sorge zn tragen . Ist in einem Gebäude
mit Stroh - oder Schindelbedachnng das Ausbrennen ausnahmsweise (s. Ziff . 4 a . E .)
in der Sommerszeit vorznnchmen , so müssen außerdem nasse Tücher in die Nahe
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des Kamins außerhalb des Daches aufgelegt und dieselben fortgesetzt mittelst einer
Handspritze bespritzt werden .

7 . Nach dem Ausbrennen ist das Kamin mit Kugel und Barste zu durchziehen .
Auch ist vom Kaminfeger dafür zu sorgen , daß das Kamin nach beendigtem Geschäfte
noch einige Zeit durch eine vom Hausbesitzer bestellte zuverlässige Person beobachtet wird .

8 . Das zum Ausbrennen erforderliche Material hat der Kaminfeger auf eigene
Kosten zu stellen , worauf bei Festsetzung der Taxe für das Geschäft Rücksicht zu nehmen ist .

8 15 . lieber die Zeit der Reinigungen wird bestimmt :
1 . Küchenkamine sind alle drei Monate , wenn sie aber den Rauch von drei oder

mehr Ofenröhren — gleichviel in welchen Stockwerken — anfnchmcn , während der
Ofenfeuerungszeit alle zivei Monate zu reinigen .

2 . Kamine , welche ausschließlich zu Ocfen und anderen nur im Winter ge¬
brauchten Fcuerungsanlagen gehören , sind während der Ofenfenerungszcit alle zwei
Monate zu reinigen . Bei Kaminen von Luft - , Dampf - , Warm - und Hcißwasser -
Heizungen hat während der Bcnütznngszcit die Reinigung alle Monat stattznfinden .

8 . Monatlich müssen gereinigt werden : die Kamine der Bäcker und Wurstler , die
Küchcnkaminc bei Gastwirten und ähnlichen Gewerben , die Kamine der Bierbrauer
während der Branzeit , der Brennereien , Trocken - oder Dörranstalten während der
Gebranchszeit . Alle zwei Monate sind die Kamine der Schreinerwerkstättcn zu reinigen .

4 . Enge , sogenannte russische Kamine unterliegen hinsichtlich der Zahl der Rei¬
nigungen den allgemeine » Bestimmungen .

5 . Kamine , welche ausschließlich für Badezimmer oder welche für Wasch - und
Backöfen dienen , die nur zeitweise benützt werden , sind jährlich zweimal zu reinigen .

6 . Fabrikkaminc , welche umbaut sind oder in der Nähe von Gebäuden stehen ,
sind zweimal , freistehende Fabrikkaminc einmal jährlich zu reinigen . Wenn die
Vornahme der Reinigung eine besondere Störung des Fabrikbctriebs verursacht
und nachgewicscn wird , daß sich bei dem sehr starken Zuge des Kamins kein Ruß ,
noch weniger Glanzruß ansetzt , kann das Bezirksamt die Zahl der Reinigungen
noch weiter herabsetzcn oder bei gut erhaltenen , ganz freistehenden Kaminen auch
dem Eigentümer die Besorgung der Reinigung überlassen . In letzterem Falle ge¬
nügt eine jährlich einmal vorzunehmcnde Untersuchung des Kamins durch den Fener -
schaner unter Mitwirkung des Kaminfegers .

7 . Die Reinigung ist in der Zeit vom 1 . Oktober bis 1 . April von morgens
7 Uhr bis abends 5 Uhr , in den übrigen Monaten von 6 Uhr morgens bis 7 Uhr
abends vorznehmen .

8 . Mit Rücksicht auf den starken Gebrauch , auf die Verwendung stark rußenden
Brennmaterials und auf die bauliche Anlage der Kamine kann durch orts - oder
bezirkspolizeiliche Vorschrift die Vornahme einer größeren Zahl von Reinigungen an¬
geordnet und können die in Ziffer 7 festgesetzten Tagesstunden anders bestimmt werden .

9 . Der Kaminfeger ist verpflichtet , ans ausdrückliches Verlangen des Gebäude -
besitzcrs oder dessen Stellvertreters die Kamine auch öfter , als vorgeschriebe », zu
reinigen .

8 16 . Bei Kaminen , welche nicht benützt werden , ist , so lange dies der Fall
ist, eine regelmäßige Reinigung nicht geboten ; dieselben sind übrigens dann , wenn
sie nicht ganz unbrauchbar gemacht , oder die betreffenden Gebäude nicht ganz außer
Gebrauch gesetzt sind , jedenfalls einmal des Jahres durch den Kaminfeger genau
zu untersuchen .

8 17 . Den Beginn der vorschriftsmäßigen Reinigung hat der Kaminfeger den
Hausbewohnern so zeitig anznkündigen , daß diese ihre häuslichen Geschäfte darnach
einrichten können . An dem Vollzug des Rcinigungsgeschäftes darf der
Kaminfeger ohne ganz dringende Grnnde von den Hausbewohner »
nicht gehindert werde « .

8 18 . Bei vollständiger Nenaufführung von Kaminen sowie bei Ausbesserung
und teilwciser Erneuerung der Kamine unter Dach hat der Kaminfeger dieselben , bevor
sic verputzt werden , ans Veranlassung der Ortspolizeibehördc nach Maßgabe der hier¬
über bestehenden besonderen Instruktion einer sorgfältigen Prüfung zu unterziehen ,
lieber den Erfnnd hat der Kaminfeger der Ortspolizeibehörde Anzeige zu erstatten .

8 29 . Der Kaminfeger hat die Forderung für die geleistete Arbeit stets an
den Hausbesitzer oder dessen Stellvertreter zu richten . Das Anfordcrn von Trink¬
geldern ist unbedingt untersagt .
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K 23 . Kaminfeger und deren Gehilfen , welche den in gegenwärtiger Verordnung
enthaltenen Vorschriften über den Betrieb der Kaminfcgerei und die Bernfspflichten der
Kaminfeger zuwiderhandel » , werden nach Maßgabe des 8 113 bczw . 131 des Polizci -
strafgesetzbuchs , mit einer Geldstrafe bis zn 50 Mark oder Hast bis zn 8 Tagen , bezw.
mit Geldstrafe bis zn 160 Mark oder mit Haft bis zn 4 Wochen bestraft . Uebcrschrei -
tnngen der Taxen werden nach 8 148 Ziff . 8 der Gewerbeordnung mit Geldstrafe bis
zu 150 Mark , im Unvermögcnsfalle mit Haft bis zn 4 Wochen geahndet . Wer die Ver¬
richtungen des Kaminfegers unbefugt vornimmt , wird nach ß 147 Ziff . 1 der Gewerbe¬
ordnung mit Geldstrafe bis zn 300 Mark , im Unvermögcnsfalle mit Haft bestraft .

II . Bezirkspolizeiliche Vorschrift vom 23 . März 1888 .

K 1 . Jeder Schornstein , der zu einer gewöhnlichen Heiznngseinrichtnng gehört ,
muß vier Mal in gleichen Zeitabständen vom 1 . September bis 30 . April gereinigt
werden . Alle Kiichenkamine unterliegen überdies einer fünften Fegung , welche m
den Monaten Juni und Juli vorznnehmen ist .

8 2 . Alle 2 Monate während des ganzen Jahres sind die Kamine zum Geschäfts¬
betrieb der Metzger , Färber , Hutmacher , Essig - und Leimsieder , Tuchscherer , Seifen¬
sieder , der Wäschereien und Büglereien und ähnlicher Gewerbebetriebe zu reinigen .

Die Schmiede - und Schlosserkaminc sind behufs Prüfung des baulichen Zu¬
standes und Controliernng der Art der Benützung derselben jährlich einer einma¬
ligen Reinigung zu unterziehen .

8 3 . Äußer den durch die 88 1 u . 2 dieser Vorschrift und die Kaminfegcrordnung
vom 29 . November 1887 vorgeschriebenen regelmäßigen Reinibungen können auf An¬
trag des Kaminfegers , sofern cs das Interesse derFeuersicherheit erfordert , in einzelnen
Fällen noch weitere regelmäßige Reinigungen vom Bezirksamt vorgeschriebe » werden .

8 4 . In den Landgemeinden ist die Reinigung der Kamine in der Zeit vom
1 . Oktober bis 1 . April von morgens 7 Uhr bis abends 5 Uhr , in den übrigen Monaten
von morgens 5 Uhr bis abends 7 Uhr vorznnehmen . Sofern Beruf oder Beschäftigung
der beteiligten Hausbewohner es erfordern , kann die Reinigung auf deren Verlangen
oder in deren Einverständnis auch außerhalb dieser Zeiten vörgenommen werden .

8 5 . Für Reinigung und Besichtigung von Kaminen hat der Kaminfeger fol¬
gende Taxen zn beanspruchen :

Für das Reinigen
I . von deutschen oder steigbaren Kaminen :

1 ) für ein einstöckiges Kamin jd . h . ans dem obersten Stock durch
den Dachranm führend ) . 12 Pfg .

2) für ein zweistöckiges Kamin . 18 „
3) für ein dreistöckiges Kamin . 24 „
4 ) für ein vierstöckiges Kann » . 30 „
5) für ein fünfstöckiges Kamin . 36 „

II . von russischen Kaminen :
1 ) für ein einstöckiges Kamin . 15 „
2) für ein zweistöckiges Kamin . 24 „
3) für ein dreistöckiges Kamin . 33 „
4 ) für ein vierstöckiges Kamin . 42 „
5) für ein fünfstöckiges Kamin . 50 „

III . für das Ausbrcnnen der Kamine :
1) bei einem einstöckigen Ban . . . 1 NU . 05 Pfg .
2 ) bei einem zweistöckigen Ban . . . . 1 Mk . 12 Pfg .
3 ) bei einem drei - oder mehrstöckigen Bau . 1 Mk . 25 Pfg .

Für die Stellung des zum Ansbrennen erforderlichen Materials , soweit es
nicht von den Hausbewohnern in zureichender Weise dargeboten wird , hat der Ka¬
minfeger eine Zuschlagstaxe von 20 Pfg . zn beanspruchen , einerlei ob das Kamin
mir durch ein oder durch mehrere Stockwerke hindurch ansgebrannt wird .

I V . Der Kaminfeger hat zu beanspruchen für das Reinigen von Fabrikkaminen
bei einer Heizfläche des Dampfkessels bis zu 10 gm eine Taxe von 2 Mk .

von 10 bis 20 gm . 4 Mk .
von 20 bis 40 gm . 6Mk .
über 40 Quadratmeter . 8 Mk .



In der Reinigung der Fabrikkamine ist die Reinigung der wagrecht vom Kessel
nach dem Kamin führenden Feuerzüge nicht inbegriffen . Für die Prüfung eines
nencrbanteu und die Untersuchung eines solchen Fabrikkamines , dessen Reinigungdem Eigentümer überlassen ist, hat der Kaminfeger ohne Rücksicht auf die Höhe
des Kamins eine Taxe von 2 Mark zu beanspruchen . Bei Reinigung und Besich¬
tigung ( Prüfung . Untersuchung ) von Fabrikkamincn außerhalb des Wohnorts des
Kaminfegers erhält derselbe , wenn sie nicht gelegentlich anderer Geschäfte vorgcnom -
men werden können , eine Ganggebühr nach Maßgabe von Ziffer VI .

V . Für die nach tz 16 der Kaminfegerordnung vorznnehmeiidc Untersuchung der
außer Gebrauch gesetzten Kamine , mit Ausschluß der Fabrikkaminc , hat der Kaminfegerdie gleichen Taxen , wie für eine Reinigung der betreffenden Kamine zu beanspruchen .

'
VI . Der Kaminfeger erhält von dem Bauherrn für die Untersuchung eines nen -

erbanten Kamins bei einstöckigem Kamin einschließlich des Tachraums 30 Pfg .
bei zwei - und dreistöckigen .Kaminen . 60 Pfg .
bei mehrstöckigen . 90 Pfg .

und außerdem bei einer Besichtigung außerhalb des Wohnorts des Kaminfegers , wenn
sie nicht gelegentlich von Kaminreimgungen vorgenommen werden kann , bei einer Ent¬
fernung von 4 Kilometer einschließlich eine Ganggebühr von mindestens 1 Mk ., bei
weitern Entfernungen erhöht sich die Ganggebühr für jeden angefangencn Kilometer
um 20 Pfg . — Unter Entfernung ist die wirkliche räumliche Entfernung des Wohnorts
vom Ort der Vornahme des Geschäfts , gemessen nach der beide Orte in kürzester
Linie verbindenden Straße verstanden , also : der einfache Hinweg (nicht Hin - und
Rückweg ) . Werden mehrere Besichtigungen an einem Tage vorgenommen , so ist
nur eine Ganggebühr von den Bauherren gemeinsam zu entrichten .

VII . Die Taxe für das Reinigen einer Hurte oder eines sogenannten Nanch -
lochs beträgt 6 Pfg .

VIII . Hierbei wird noch bemerkt :
a . Oeffnen und Schließen der Klappen und Putzthürchen wird nicht beson¬

ders vergütet .
I>. Halbstöcke , Mansarden , Souterrains oder Keller zählen als Stockwerke .
e . Der Kaminfeger hat sämtliche Rciniguugsapparate zu stellen und den Ruß

aus den Kaminen herauszuschaffen .
ä . Das Begehen des Daches durch den Kaminfeger von einem Kamine znmandern ist verboten .

8 6 . Diese Vorschrift tritt mit dem 1 . April 1888 für den ganzen Amtsbezirk —
Stadt Heidelberg und Landgemeinden — in Kraft . Mit diesem Tage sind die bczirks -
Polizcilichen Vorschriften vom W . Febr . 1872 und vom 12 . Dezember 1874 aufgehoben .

8 7 . Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschrift werden gemäß H 23 der Kamin -
fegccordnung vom 29 . November 1887 und 8 368 Z . 8 R . - Str .- G .-B . bestraft .

v . Ranordnung .
1 . Allgemeine Bauordnung vom 15 . Mai 1869 ( s. Gesetz- und Verordnungs¬

blatt Nr . XI ) .
2 . Bauordnung für die Stadt Heidelberg vom 20 . Januar 1885 , abgeändert

unterm 3 . September 1888 mit Wirkung vom 1 . Januar 1889 ( in Scparatabdrückcn
von G . Mohr zu beziehen ) .

3 . lieber die Gebühren für die Bauaufsicht vgl . Ortsstatut vom 12 . April 1889 .

L . Ortsstatut vom 20 . Dezember 1084.
Die Errichtung der neuen gewerblichen Anlagen der in K 16 der Deutschen Ge¬

werbeordnung bezeichnetcn Art in der Stadt Heidelberg ist untersagt :
Zn beiden Seiten der Gaisbergstraße , der Zähringerstraße zwischen der Nohr -

bachcr - und Römerstraße , sowie der Nömcrstraße zwischen Bahnhof - und Zähringer¬
straße und auf dem von der Bahnhof - , Secgarten -, Gaisbcrg -, Nadler - , Zähringer -
nnd Römerstraße begrenzten Teil des Rohrbacher Banbezirkcs .

Dieses Ortsstatut wurde unterm 14 . November 1884 vom Bürgcransschnsse
und mit Erlaß vom 15 . Dezember 1884 , Nr . 22510 vom Großh . Ministerium des
Innern genehmigt .



rv Die Einrichtung non Vsas - und Waherleitungen Netr.
( Orkspolizeiliche Vorschrifl vom 17 . Haimar 1889.)

.1 . Gasleitungen .

§ 1 . Zu den Gasleitungen dürfen künftighin nur noch eiferne Röhren benützt wer¬
den . Die Verwendung von Bleirohr ist nur zulässig , wenn es sich um Reparaturen
oder um kleine Erweiterungen und Veränderungen bereits bestehender Blcirohrlei -
tungen handeln'

8 2 . Die Röhren und Verbindungsstücke sind vor dem Verlegen in dem Zustande ,
wie sie zur Verwendung kommen sollen , auf ihre Luftdichtigkeit zu prüfen und dürfen
nur dann benützt werden , wenn sie sich vollkommen dicht erwiesen haben . Es ist un¬
statthaft , etwa gefundene Fehler an eisernen Röhren und Verbindungsstücken durch
Verstreichen mit Kitt oder Verhämmern , oder durch Schnell -Loth zu repariren .

Verstreichen mit Kitt oder Verhämmern undichter Stellen ist auch bei Blcirohr -
leitungen untersagt , dagegen bei diesen das Verlökhcn zulässig .

tz 3 . Die Verbindungen und Verschlüsse der Röhren müssen auf dauerhafte uud
solide Weise luftdicht hergestellt werden , bei Eisenröhren durch Muffen , Metallstopfen
und Flanschen oder Kappen , bei Blciröhren , wo diese nach 8 1 überhaupt zulässig sind,
durch Verlöthen . — Wo Bleirohrleitungen durch Manerwerk oder Gebälke gehen , muß
ein schmicdeiscrncs Futterrohr über dieselben geschoben werden , welches etwa 1 Ctm .
weiter als der äußere Durchmesser des Bleirohres ist und aus jeder Seite der Mauer
oder des Gebälkes mindestens 1 Eeukimeter vorsteht .

ß 4 . Wo Eisenrohr an bestehende Bleirohrleitung angeschlossen werden soll , darf
die Verbindung von Eisen und Blei nicht durch unmittelbares Anlöthen erfolgen , viel¬
mehr muß dieselbe mittelst messingener Vcrbindnngsschranben , welche an das Bleirohr
anzulöthen sind , ausgefiihrt werden .

Z 5 . Bei Bestimmung der Rohrweiten ist für gewöhnliche Verhältnisse die fol¬
gende Tabelle maßgebend , während in außergewöhnlichen Fällen der betreffende In¬
stallateur mit der Direktion des Gaswerks über die zu wählenden Nohrdimcnsioncu w .
sich zu verständigen hat .

Länge der Leitung

Durchmesser der Röhren in Zoll
und Millimeter

in Meier -/2" 1 " 1 ' /, " 1 - , -
' 2 "

10 13 20 25 32 38 51
MM. MM. MM. MM. MM. MM. MM.

3 3 10 32 65 120 188 395
6 2 7 22 46 84 133 280
9 2 6 18 37 69 109 228

12 I 5 16 32 60 94 198
15 I 4 14 29 54 84 179
18 1 4 . 14 26 48 77 162
21 — 4 11 24 45 72 150
24 — 3 11 23 42 67 140
27 — 3 11 21 40 63 130
30 — 3 10 20 38 59 123
36 — 2 10 19 34 54 113
42 — 2 9 17 32 50 105

Ein Beispiel wird die Anwendung der Tabelle erläutern : Angenommen , es sollte
eine Rohrleitung von 26 Meter Länge für 18 Flammen hergestellt werden , so hat mau
in der ersten Vertikalspalte der Tabelle diejenige Zahl zu nehmen , welche der angegebe¬
nen Leitungslänge am nächsten kommt . Gegeben ist in unserem angenommenen Fall
die Länge 26 , es würde also in der Tabelle die Zahl 27 dafür zu nehmen sein . Man
sucht nun in derselben Horizontalzeile von links nach rechts die nächst höhere als tue

angegebene Flammenzahl , statt der angenommenen 18 mithin 21 , und da diese in der
Spalte für 1 Zoll englisch — 25 Millimeter Rohr steht , ist also ein Rohr von i»e>er
Weite erforderlich und genügend , 18 Flammen bei einer Leitungslänge von 26 Meter
noch mit Sicherheit zu versorgen .
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8 0 . Die Röhrenleitung soll in der Regel zu Tcig und mutz stets mit dem nötigen
Gefälle gelegt werden . Auch bei Veränderungen und Erweiterungen bestehender Blei¬
rohrleitungen müssen eiserne Röhren zur Verwendung kommen , sobald dieselben in die
Wand , unter die Decken oder unter die Dielen gelegt werden sollen . Znm Ablassen der
in den Röhren sich sammelnden Kondcnsationsflüssigkcitcn sind an geeigneten Stellen ,
namentlich da , wo die Leitung von wärmeren in kältere Räume Übertritt , Wasscrsäcke

. mit sicherem Verschluss anznbringcn . An feuchten Stellen sind Eisenröhren durch An¬
strich gegen Oxidation zu schützen.

8 7 . Die Haupt - und Zwischenhahncn müssen in der Regel dieselbe Dnrchlaß -
öffnnng haben , wie die Röhren , an denen sie angebracht sind ;

'
sie müssen ferner mit

Stellstift versehen sein und nicht ans ihrer Hülse herausgczogen werden können . Der
Kopf des HahnenS mutz am besten mit einer tief cingcfeilten Rille — so gekennzeichnet
werden , datz man auch im Dunkeln leicht erkennen kann , ob er geöffnet oder geschlossen
ist . — Bei ausgedehnten Leitungen sind an geeigneter Stelle Zwischenhahnen in die¬
selbe einzusetzen , auch müssen Kronleuchter , schwere Jntensiv -Lampcn rc . gut und sicher
an der Decke befestigt werden und durch leicht zugängliche Hahnen für sich abgeschlossen
werden können .

ß 8 . Vor dem Anschrauben der Lampen ist die Leitung mittelst eines Manometers
mit einem Luftdruck von 25 Emir . Wassersäule zu prüfe » , und muh der Wasserstand
im Manometer innerhalb einer Beobachtungszeit von 3 Minuten keine wahrnehmbare
Veränderung zeigen .

Jede Gaslainpe ist vor dem Anschrauben ans das genaueste ans ihre Dichtigkeit zu
prüfen und nicht eher anzuschrauben , bevor sie sich nicht vollkommen dicht erwiesen hat .

Nach dem Anschranben der Lampen ist die Prüfung der ganzen Leitung zu wieder¬
holen . Ist dieselbe gut ausgefallen , so ist bei der Gaswerksdirektion der schriftliche An¬
trag zu stellen , nunmehr die innere Leitung mit der Gasuhr zu verbinden , welche sodann
ihrerseits die Leitung prüfen und nach Gntbefindnng derselben thunlichst bald die Arbeit
ansführen lassen wird . Es ist unstatthaft , die Gasleitung , welche der Probe unterzogen
werden soll , mit Wasser zu füllen . Der Kontrolcur -Beamte ist nicht verpflichtet , eine
solche Leitung , auch wenn sie wieder entleert wurde und sich anscheinend vollkommen
dicht zeigt , als gebrauchsfähig anzuerkennen .

8 9 . Der Gasabnehmer hat die Verpflichtung , die Gaseinrichtung in gutem Zu¬
stande zu erhalten und vorgekommene Beschädigungen sogleich wieder Herstellen zu lassen .

L . Die Wasserleitungen .
8 10 . Die Privat -Wasserleitungen , welche an die städtische Wasserleitung ange¬

schlossen werden , müssen aus gußeisernen oder gutgalvanisierten schmiedcisernen Röhren
und Verbindungsstücken hergestellt werden , und sollen , was die Hauptleitung im
Hanse re . betrifft , eine Lichtweite von mindestens 18 —25 Millimeter erhalten .

8 11 . Die Leitungen sind so zu legen , datz dieselben mittels eines im tiefsten
Punkte anzubringenden HahnenS entleert werden können und sind , wenn etwa das Ge¬
fälle zum Entleerungshahnen unterbrochen werden muß , an dieser Stelle mit besonder !!
Entleerungsvorrichtungen zu versehen . Sie sind im Innern der Gebäude in der Regel
in einem Abstand von mindestens 3 bis 4 Centimeter von der Wand offen zu befestigen
und möglichst durch frostfreie Räume zu legen , auch müssen sie, wenn sie durch den Erd¬
boden führen , in diesen mindestens 1,25 Dieter tief eingelegt werden .

8 12 . Bei Führung der Rohrleitungen durch einen unzugänglichen Raum , eine
dicke Mauer u . dgl . sollen die Röhren an den Stellen genügen « freien Raum haben , an
welchen durch etwaiges Setzen des Gebäudes oder des Bodens oder durch Frost eine
Beschädigung derselben stattfinden könnte .

8 13 . Die Verbindung der Röhren hat durch Vermittlung von Flanschen , Muffen
oder sogenannten Holländer - Verschraubungen zu geschehen .

8 14 . Wo Leitungen nach Gärten , Höfen , ungeheizten Räumen , überhaupt solchen
Orten abzweigen , wo dieselben vom Frost beschädigt werden könnten , müssen Abschlnß -
nnd Entleerungs -Vorrichtungen so angebracht werden , datz diese Leitnngsstrecken bei
eiiitrctendem Frost fürsich abgeschlossen und völlig entleert werden können .

8 15 . Die Stelle , wo die Zuleitung in das Haus oder Grundstück cingeführt und
der Wassermesscr gesetzt wird , bestimmt die Direktion der städtischen GaS - und Wasser¬
werke , nach Anhörung des Abonnenten . Der Privat - Jnstallateur darf seinen Rohr¬
anschluß nur im Einvernehmen mit elfterer anlegcn .
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8 16 . Mit Ausnahme des von de» Installateuren des Wasserwerks in der Zutei¬
lung anzubringendcn Hauptabsperrhahnens im Innern der Liegenschaft , darf in der
Leitung kein Hahnen angebracht werden , welcher einen Wasserstoß in derselben Hervor¬
rufen könnte , vielmehr dürfen nur Nicderschraubhahnen , Niederschranbventilc oder son¬
stige Abschluß - oder Auslauf - Einrichtungen von gleicher Wirkung angewendct werde » .
Der Durchmesser derAnslanföffnung , der Niederschraubhähne und Ventile soll jederzeit
kleiner als der lichte Durchmesser des Rohres sein , an welchem sie angcschraubt sind .
Ihre Ventilplatten müssen mit der Schraubenspindel so verbunden sein , haß erstere beim
Oeffncn des Hahncns sich mitheben muß .

817 . Dampfkessel , Closets , Pissoirs ec . dürfen unter keinen Umständen direkt mit
der Wasserleitung verbunden werden . Hydraulische Hebevorrichtungen , Badeeinrich¬
tungen , Motoren , Ventilatoren , Aquarien , Heizschlangen und alle sonstigen Einrich¬
tungen , bei denen ein Zurücktreten des Wassers in die Leitung oder ei » unbemerktes
Fortlaufen desselben unter Umständen möglich wäre , dürfen nur nach Maßgabe et¬
waiger von der Direktion der städtischen Gas - und Wasserwerke gegebenen , vom Instal¬
lateur genau zu befolgenden Vorbeugungsmnßrcgeln in jedem einzelnen Falle direkt
angeschlossen werden .

8 18 . Reservoire , Pissoirs ec ., welche mit Schwimmerhahnen versehen iverden sollen ,
müssen ein derartig anzulegendcs Ueberaichrohr erhalten , daß das Ueberlanfcn des Re¬
servoirs rc ., also jede Undichtigkeit des Schwimmerhahncns , sofort bemerkt werden muß .

Die Anbringung von Schwimmerhahnen ist daher nur nach vorgängiger Verstän¬
digung mit der Direktion der städtischen Gas - und Wasserwerke gestattet .

K 16 . Bei der Anlage von Springbrunnen hat der Privat -Jnstallatenr sich vor¬
her mit der Direktion der städtischen Gas - und Wasserwerke zu benehmen .

8 20 . Nach Fertigstellung einer an der städtischen Wasserleitung angeschlossencn
Privat -Wasserleitung hat der Privatinstallateur hiervon der Direktion der städtischen
Gas - und Wasserwerke schriftlich Anzeige zu erstatten und die Prüfung der Leitung zu
beantragen . Der betreffende Kontrol -Beamte wird diese Prüfung in thunlichster Kürze
vornehmen und den Privatinstallateur von dem Termine in Kenntnis setzen. Die Lei¬
tung muß den vorliegenden Bestimmungen entsprechen und sich , falls sie an die Wolfs -
brnnnenleitung angeschlosscn werden soll , für einen Druck von 10 Atmosphären , bei der
Rombachleitnng aber , je nach Lage , für einen solchen bis zu 25 Atmosphären völlig
dicht erweisen . (Vergl . § 22 der gemeinschaftlichen Bestimmungen .)

6 . Gemeinschaflliche Bestimmungen
für die an die städtischen Gas - und Wasserleitungen angeschlossenen Privatleitnngcn .

8 21 . Die Herstellung und Unterhaltung der Gas - und Wasser -Zuleitungen vom
Hauptrohr bis zum Gas - bezw . Wassermesser geschieht ausschließlich durch Installa¬
teure der städtischen Werke . — Den Privat - Jnstallatenren ist es untersagt , irgend
welche Arbeiten an den Zuleitungen oder den Gas - und Wassermessern vorzunehmeii ,
sie mit der Leitung zu verbinden , abzuschrauben , aufzusüllen , zu entleeren , die Straßen -
schachte zu öffnen und die am Straßenrohr befindlichen Hauptabsperrhahnen der Wasser -
zuleitnngen zu stellen , zu öffnen oder zu schließen . Letzteres ist ausnahmsweise mir
dann gestattet , wenn Gefahr im Verzüge ist , doch muß in diesem Falle der Direction
der städtischen Gas - und Wasserwerke unmittelbar darnach schriftliche Mittheilnng von
dem Vorgänge gemacht werden .

8 22 . Nur die erstmalige Prüfung der Gas - und Wasserleitungen , welche in ihrer
ganzen Ausdehnung sichtbar sein müssen , erfolgt kostenfrei , für die zweite und jede wei¬
ter notwendig werdende Probe ist der Betrag von 1 Mk . 50 Pf . an die Kasse der städ¬
tischen Gas - und Wasserwerke zu entrichten . Der die Probe abnehmende Beamte hat
nicht die Verpflichtung — falls ein Zurückgehcn des Manometers einen Fehler markirt
— diesen Fehler aufzusuchen , vielmehr genügt die einfache Thatsache , daß der Mano¬
meter nicht unverändert fernen Stand innehält , eine zweite und folgende LcitnngSprobe
zu verlangen . Alle zur Abnahme der Probe erforderlichen Apparate , Werkzeuge u . s. w.
wie Komprefsionspumpe , Manometer , Verbindnngsschlüuche n . f . w . hat der Privat -
Jnstallatenr zu besorgen und alles zur Probe Nötige derart vorzubereiten , daß dieselbe
zur vorher vereinbarten Stunde ohne Weiteres erfolgen kann , widrigenfalls die Probe
als mißglückt angesehen und eine weitere mit 1 Mk . 50 Pf . zu vergütende Prüfung
angeordnet werden muß .
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^ 28 . Die Privat -Jnstallateure sind verpflichtet , die Gas - und Wasserleitungenim Uebrigen in Uebereinftimmung mit den zur Zeit der Anfertigung der Leitung güti¬gen Vertragsbestimmungen über die Abgabe van Gas und Wasser an Privat -Abon -nenten auszuführen und sind ferner verpflichtet , von allen größeren Acndernngc » undErweiterungen bestehender Gas - n . Wasserleitungen der Direktion der städtischen Gas -»nd Wasserwerke sofort nach ihrer Fertigstellung schriftlich Anzeige zu erstatten . Diesbezieht sich namentlich auch ans Badeeinrichtungen , Closets , Pissoirspülungcn und allesonstigen Apparate und Einrichtungen , welche von der Wasserleitung versorgt werden ,wie Ventilatoren , Zimmcrfontainen , Aquarien , Wassermotoren und dergl . mehr .Z 24 . Gas - und Wasserleitungen , die überdeckt werden sollen , müssen städtischer -seits geprüft sein , bevor die Ucberdecknng erfolgt , widrigenfalls die Entfernung der letz¬teren verlangt werden kann , was besonders dann geschehen soll , wenn die betreffendeLeitung sich nicht vollkommen dicht erweist .
Z 25 . Die Direktion der städtischen Gas - und Wasserwerke hat jederzeit das Recht ,die Arbeit der Privat -Jnstallateurc zu kontrolieren und bei etwa Vorgefundenen Fehlernin der Ausführung sofort Abhilfe zu verlangen .
8 26 . Gas - und Wasserleitungen , welche den vorstehenden Bestimmungen nichtentsprechen oder onstigc grobe Mängel aufweisen , dürfen nicht in Gebrauch genommenwerden . Bereits in Gebrauch genommene Leitungen kann die Direktion der städtischenGaS - und Wasserwerke , falls nach ergangener Aufforderung die Abstellung der betref¬fenden Mängel nicht sofort erfolg !, ohne Weiteres abschließen lassen .- Privat - Gas - und Wasserleitungen , welche zur Zeit des Inkrafttretens vorstehen¬der Bestimmungen sich bereits im Gebrauche befinden , müssen , besonders wenn sich ge¬fahrdrohende Mängel an denselben ergeben , nach Vorschrift geändert oder dürfen nichtweiter benützt werden .
8 27 . Uebertrctnngen dieser Bestimmungen werden gemäß § 116 u . 8 108 Ziffer 5P .- Str .- G .- B . an Geld eventuell bis zu 150 Mark oder mit Haft bestraft .

IV . Straßen -Polizei .
L . Die Sicherheit , «Bequemlichkeit , Reinlichkeit und «Ruhe auf

öffentlichen Straffen rc . trete .
Lrtspolizeiliche Vorschrift vom 22 . Dezember 1865 mit Aendernnqen und Zusätzen .(8 866 -° R .-Str . - G .-B .)

8 1 . Sämtliche Straßen der Stadt (ohne Unterschied , ob Haupt - oder Neben¬straßen ) sind an den ersten fünf Wochentagen , und zwar in den Monaten voml . April bis 1 . Oktober , morgens 8 Uhr , und in den Monaten vom 1 . Oktober bis1. April , morgens 9 Uhr , und Samstag , abends 5 Uhr , resp . 4 Uhr , die Trottoirsan letzterem Tag auch überdies schon morgens zu reinigen .8 2 . Die Verbindlichkeit des Reinigens für die betreffenden Bewohner erstrecktsich ans den ganzen Teil des öffentlichen Weges längs der Häuser , Höfe , Gärtenoder privateigentümlichen Plätze bis in die Mitte der Straße . Dem Eigentümer desHauses , wenn er solches bewohnt , im andern Falle dem Hauptmieter , liegt es ob ,dafür zu sorgen , daß diese Verbindlichkeit gehörig erfüllt werde . Ist das Haus aumehrere Hausbewohner vermietet , so entscheidet zunächst die etwa zwischen dem Eigen¬tümer und den Mietern oder zwischen diesen unter sich getroffene Vereinbarung über dieVerbindlichkeit zum Straßenrcinigcu . Fehlt eine solche Vereinbarung oder ist sie un¬vollständig , oder ihre Existenz mcht sofort überzeugend nachzuweiseu , so bleibt derEigentümer oder Hauptmiefer allein für den Vollzug deS Straßenkehrens verant¬wortlich . Bei unbewohnten Gebäude » , sowie bei allen Stallungen , Remisen , Gärten» . s. w . hat der Eigentümer oder Benutzer der Lokale für das Kehren zu sorgen .
^ 8 3 . Das Kehren der Straßen hat im nachbarlichen Einvernehmen so viel alsmöglich zu gleicher Zeit zu geschehen . Dasselbe muß so vorgcnommen werden , das ;die Straße gehörig rein ist .

8 4 . Auch außer den regelmäßigen Kehrzeiten können die Rciiiiguugspflichtigenvom Polizeipersonal angehaltcn werden , die Straßen zu reinigen und den Verkehrhemmende Gegenstände zu entfernen , wenn dies im Interesse der Reinlichkeit unddes ungehinderten Verkehrs geboten erscheint . Sie sind namentlich dazu verpflichtet ,
3
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so oft die Verunreinigung der Strotze durch sic veranlaßt wird , und alsdann er¬

streckt sich selbstverständlich die Verpflichtung auf den ganzen Umfang der verun¬

reinigten Straße , wenn , wie z . B . beim Abladen von Kohlen und dergl ., auch der

Platz vor den Nachbarhäusern davon betroffen wird .

H 5 . Bei trockener Witterung sind die Strassen vor der Reinigung zur Ver¬

hinderung des Aufstäubens mit Wasser zu begießen .

H 6 . Alle auf die Straße führenden Kandel und Winkel sind jeden Tag mit

ersteren gleichzeitig zu reinigen und die Graben (sofern kein Frost vorhanden ), mit

frischem Wasser ausznschwcmmen .
H 7 . Alles in den Straßen aufwachsende Gras ist jeweils sogleich zu entfernen .

K 8 . Das Stratzcnkehricht darf nicht in die Oeffnnngen der städtischen Kanäle

(Kanalspnnden ) geschafft und mutz sogleich von der Straße entfernt werden .

8 !>. Beiin Eintritt der heißen Jahreszeit und anhaltender Trockenheit sind die

Straßen und Gehbahncn wenigstens einmal des Tages , und zwar zwischen 6—7 Uhr

abends mit frischem Wasser zu begießen .
In der Hauptstraße und Leopoldstraße lAnlage ) hat dieses auch noch morgens

zwischen 7 — 8 Uhr zu geschehen . — Bezüglich der Verpflichtung zum Begießen ist

!§ 2 maßgebend .
8 10 . Die Droschkenkutscher haben die für sie bestimmten Sammelplätze von

dem Dung ihrer Pferde , so oft derselbe in erheblicher Weise vorhanden , jedenfalls aber

dreimal täglich , und zwar morgens , mittags und abends reinigen nnd diese Plätze wäh¬

rend der heißen Jahreszeit täglich mehrmals niit reinem Wasser abschwenken zu lassen.

Z 11 . Bei eintretendem Schneewetter oder bei strenger Kälte sind die Geh¬

bahnen vor den Häusern und die Wegübergänge nach der andern Seite der Straße

durch die Hauseigentümer insoweit von Eis nnd Schnee rein zu halten , daß die

Kommunikation ungestört erscheint . Bei etwaigem starken Schneefalle ist aus den

engeren und dem Verkehr am meisten ausgesetztcn Straßen , wie namentlich aus

der Hauptstraße , der Schnee jeweils nach dem Neckar schaffen zu lassen .

Z 12 . Aus den Häusern dürfen Schnee und Eis nur unter der Voraussetzung auf

die Straße getragen werden , daß dieselben sofort von da wieder weggebracht werden .

Z 18 . Das Schneeballenwerfcn , das Schleifen auf den Gehbahnen , das Fahren

mit Rutschschlitten auf denselben , auf den Straßenabhängen und öffentlichen Plätzen

bei eingetretenem Schneefall , das Fahren mit Fuhrwerken aller Art , insbesondere

Schlitten , Chaisen und sonstigen leichtern Gefährten ohne Schellenbehänge oder Glocken,

der Gebrauch von langen , sogenannten Schlittenpeitschen , in der Stadt ist untersagt .

H 14 . Bei eintretendem Glatteis oder sobald die Gehwege nicht ohne Gefahr

begangen werden können , sind diese gehörig zu bestreuen .

Z 15 . Es darf zu dieser Zeit kein Wasser vom Hausbedarf aus den Häusern

in die Straßenrinnen geleitet werden , lleberhaupt darf nach eingetretenem Frost

kein Wasser mehr in die Rinnen oder auf die Straßen — namentlich in der Nähe

der Brunnen — geschüttet , es muß dies vielmehr unmittelbar in die Oeffnnngen

der Kanäle eingegossen werden .
K 16 . Bei eintretendem Thauwetter haben die Hauseigentümer Schnee und

Eis,
'
welches vor ihren Häusern nnd in den Straßenrennen sich angesammelt hat ,

wcgführen zu lassen .
8 17 . Die Reinigung von Kloaken und Abtritten nnd die sogleich vorzunehmende

Abfuhr ihres Inhalts , sowie die Ausfuhr der Scifensiederlauge darf nicht vor nachts

11 Uhr nnd in den Monaten April bis Oktober nicht nach 5 Uhr , in den übrigen Mo¬

naten nicht nach 6 Uhr morgens bewirkt werden . Ebenso ist es den Seifensiedern unter¬

sagt , während der Tageszeit Fett zu schmelzen . — Es ist untersagt , die zur Abfuhr

des Inhalts der Abtrittgrubcn dienenden Wagen , seien diese gefüllt oder geleert , auf

den öffentlichen Straßen oder Plätzen der Stadt und deren nächsten Umgebung län¬

gere Zeit stehen zu lassen , als dies zum Zwecke der Grubenentleerung erforderlich ist.

§ 18 . Zur Abfuhr des Kloaken - und Abtrittdüngcrs und jedes Pfuhlwassers über¬

haupt , sowie auch zur Abfuhr von Schutt n . dergl . dürfen nur wohlverwahrte Wagen

nnd Behälter verwendet werden . Wer die Straße bei Abfuhr von Dünger rc . verun¬

reinigt , wird bestraft . — Zur Abfuhr des Abtrittinhalts dürfen nur wasserdichte Fäpcr

verwendet werden , welche durch Trichteröffnungen, - die in der Mitte ihrer Tiefe mn

wohl eingcfüaten Trichterdcckeln verschließbar sind , zu füllen nnd durch gut in die

Fußböden und die Gargcln .cingepaßte , durch Schließen befestigte Thürchen zu ent-
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leeren sind . Auch der Dunggrubcninhalt , d . i . Viehdünger und anderer , nicht mitmenschlichen Excremenlen vermischter Unrat darf , soweit er flüssig ist, nur in obigenFässern , im übrigen aber nur in festgefügten Kastenwagen lBordwagcn ) abgcführtwerden . Weder Abtritt - noch Dunggrnbeninhalt darf auf die Straße gelegt werden . —Für die nicht nach obiger Vorschrift bewirkte Ladung sind nicht allein die Fuhrleute ,sondern auch die die Ladung bewirkenden Dunghändler und bczw . Arbeiter verant¬wortlich . — Die zur Düngerabfnhr dienenden Fässer oder Wagen sind in deutlicherund haltbarer Weise mit dem Namen des Eigentümers zu versehen .tz 18 a . Der Hausbesitzer ist verpflichtet , auf Verlangen der Polizei den Namendessen anzngeben , der die Entleerung von Grube und Abtritt und die Abfuhr desInhalts vorgenommcn hat ; andernfalls bleibt er selbst für alle Uebertretnngenverantwortlich .
8 19 . Den hiesigen Landwirten , welche trockenen Stalldünger oder Pfnhlwasserauf ihre Felder zu führen haben , ist — vorausgesetzt , daß sie geschlossenen Hofranmbesitzen, in dem die Ladung geschehen kann — gestattet :

während der Monate September bis I . Juli trockenen Stalldünger bis
mittags 12 Uhr und Pfuhlwasser zu jeder Stunde des Tages .während der Monate Juni , Juli und August trockenen Stalldünger bismorgens 8 Uhr zu laden und auszuführen ; bezüglich der Abfuhr von Pfnhl¬wasser während der letztgenannten drei Monate bleibt es bei den in Z 17festgesetzten Zeitbestimmungen .

Diejenigen Landwirte , welche aus Mangel an Hofraum genötigt sind , auf derStraße zu laden , sind hinsichtlich der Abfuhr von trockenem Dünger und von Pfnhl¬wasser an die in 8 17 festgesetzten Zeitbestimmungen gebunden .Bei besonderen Witterungsverhältnissen , z . B . bei Glatteis , kann das Bezirksamtnach vorherigem Benehmen mit der Feldkommission den hiesigen Landwirten die Ab¬fuhr von trockenem Stalldünger an einzelnen Tagen auch zu andern als den vor -bezcichnetcn Zeilen gestatten . Endlich dürfen dieselben , wenn die Dnngstättcn in Folgeeines Platzregens überschwemmt sein sollten , Pfnhlwasser zu jeder Jahres - nndTageszeit ansführcn , ohne daß es hierzu einer besonderen Erlaubnis bedarf .Z 2V. Zur Ausführung des Düngers ist , soviel immer möglich , der Weg überdie Haupt - und Leopoldstraße zu vermeiden , und soll die Zwingerstraße , Plöckstraßc ,St . Annagasse oder die Neckarstraße eingeschlagen werden .8 21 . Die Reinigung der unterirdischen Seitenkanäle ist von den betr . Haus¬besitzern jedes Jahr und zwar gleichzeitig mit der von der Gemeindebehörde an¬geordneten Reinigung der unterirdischen Hauptkanäle , in welche jene einmünden ,vornehmen zu lassen .
8 22 . Das Reinigen nnd Abschwemmen der Fuhrwerke darf nicht auf denStraßen und an öffentlichen Brunnen geschehen ; es muß im Innern der Gebäudeoder am 'Neckar vorgenommen werden .
8 23 . Diejenigen , welche größere Gegenstände , sogen . Traglasten , namentlich auchsolche , wodurch die Vorübergehenden beschmutzt oder beschädigt werden können , überdie Straße tragen , haben sich von dem Trottoir entfernt zu halten und dürfen nurauf der Fahrstraße gehen . Ebenso darf die Passage auf den Trottoirs nicht durchunberufenes längeres Znsammenstchen mehrerer Personen gehemmt werden .Z 23 a . Das Schleifen von Leseholz in der hies . Stadt einschließl . des Schloßbergsist untersagt und kann nur ausnahmsweise von der Polizeibehörde gestattet werden .8 24 . Junges Vieh , Schweine , Federvieh sind in den Häusern zu halten ; dasfreie Laufenlassen derselben auf der Straße ist untersagt .
8 25 . Es ist verboten , tote Tiere , stinkenden Kot , Glas , Geschirr oder sonstigenUnrat auf die Straßen nnd öffentlichen Plätze zu werfen oder Flüssigkeit irgend einerArt ans den Fenstern oder Thüren der Häuser auf die Straßen und öffentlichen Plätzezu schütten , sowie Teppiche nnd Tücher dahin ausznstäuben . Kann der Thäter nicht er¬mittelt werden , so haftet der Inhaber des Gebäudeteils , woselbst die llebertretnng ver¬übt worden ist , für die Strafe , wenn er nicht nachweist , daß er die llebertretnng nichtverhüten konnte . In den Häusern , deren Einrichtung das Ausleeren des Wassers imInnern unmöglich macht , muß das auszugießende Wasser auf die Straße getragen unddort ohne Belästigung der Vorübergehenden in die Rinnen ausgeleert werden .8 25 a . Es ist verboten , nach 7 Uhr morgens Betten , Wäsche , Teppiche undähnliche Gegenstände in öffentlich sichtbarer Weise anszuhängen oder ansznlegcn .
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8 251 >. Das Aushängen von Verkaufsgegenständcn an der äußeren Wand der

Häuser oder das Ausstellen solcher ans der Straße ist untersagt .

8 26 . ES ist untersagt , die Straße » durch Auslanfenlaffen von Jauche , Blut ,
Farbe oder andere , Ekel oder üble Ausdunstung erregende Gegenstände zu verunreinigen .

8 27 . Das Auspichen der Fässer auf Straßen und öffentlichen Plätzen ist ver¬

boten . Dasselbe darf innerhalb der Stadt nur in den eingefrieöigten Hof - und Bier -

kellerränmen der Brauer stattsinden und kann auch hier von der Polizeibehörde

untersagt werden , wenn nach der Lage des Falles anzunchmen ist , daß durch das

Pichen eine Feuersgefahr entstehen könnte . Bei Fackelzügen dürfen die Fackeln

nicht an die Häuser oder Mauern gestoßen werden .

8 28 . Es ist verboten , auf öffentlichen Straßen und Plätzen seine Notdurft

zu verrichten .
K 29 . Großes Schlachtvieh darf nicht ohne hinreichende Begleitung über die

Straße geführt werde » : es muß dabei mit einem Nasenband versehen und an Hörnern

und Füßen mit starken Stricken so gebunden werden , daß es bei dem geringsten Versuch

zum Losreißen oder Durchgehe » gebändigt oder zu Boden gerissen werden kann , bei

Vermeiden der in 8 102 , Ziff . 1 P .-Str .-G . angedrohten Strafe bis zu 50 Mark .

Lebendes Vieh , welches zum Handel bestimmt ist, darf nicht in der Stadt herum -

getricben , muß vielmehr nach dem Viehhos gebracht werden .

K 30 . Unbespannte Pferde dürfen über die Straße nicht anders als am Zaum

oder Halfter neben einander nie mehr als zwei geführt werden . Bespannte Wagen

dürfen nie ohne Aufsicht des Fuhrmanns oder eines Stellvertreters desselben bleiben .

8 81 . Das Holzmachen vor den Häusern auf den Straßen , wenn es nicht durch

gänzlichen Mangel an Hofraum geboten , ist untersagt . In der Hauptstraße darf vor

den Häusern unter keinen Umständen Holz gemacht werden .
8 32 . Desgleichen das Werfen mit Steinen auf den Straßen und öffentl . Plätzen .

§ 33 . Fensterladen , seien sie geöffnet oder geschlossen , müssen fest angemacht wer¬

den . Tie Läden des unteren Stockes dürfen in keinem Falle nur bis zur Hälfte ge¬

schlossen werden . Das Oeffnen derselben muß mit der gehörigen Vorsicht geschehen,
damit auf der Straße Vorübergehende durch sie nicht verletzt werden .

8 34 . Waren , welche in Fenstern und an Thürgestellen zur Schau ansgestellt oder

ausgehängt werden , dürfen nicht über die Bauflucht des Hauses hervorragen . Fleisch

und andere Waren , deren Berührung beschmutzt , dürfen außerdem nicht an Thiir -

gestellen und überhaupt nicht auf eine Weise ansgehängt werden , daß Vorübergehende

dadurch beschmutzt werden können .
Das Anbringcn von Schildern nnd anderen Gegenständen an den Häusern in

gleicher Höhe mit den städtischen Gaslatcrncn ist untersagt . Abgesehen hiervon ist es

überhaupt nur in einer Höhe von mindestens 2,40 Pieter über den Gehwegen gestattet .

Die Schilder dürfen höchstens einen Vorsprung von 1,20 Meter gegen die Straßen

oder öffentlichen Plätze haben .
Vor Anbringung eines Schildes oder anderen derartigen Gegenstandes ist jeweils

unter Einreichung einer Planskizze die polizeiliche Genehmigung einzuholen , welche nach

Anhörung der Stadtbaukommission erteilt wird . Sonnendächer dürfen nicht tiefer her¬

abhängen als bis auf 2,25 Meter über dem Trottoir . Dieselben dürfen höchstens eine

Breite haben , welche um 40 Centimeter geringer ist , als die Breite des darunter befind¬

lichen Trottoirs . Den Verkehr störende seitliche Vorhänge dürfen an Sonnendächern

nicht angebracht werden .
8 35 . Alle Lastfuhren z . B . wie Holz . Kohlen , Stein , Laub , Heu , Stroh , Mehl

und Möbelwagens . , welche durch die Stadt fahren , dürfen die Hauptstraße vom Markt -

Platze bis zum Darmstädter Hof nicht benützen , müssen vielmehr über den Marktplatz

oder bei Cafe Wächter in die Haspelgasse nnd die obere Neckar - nnd Uferstraße entlang

fahren ; liegt der Bestimmungsort innerhalb der Stadt , so dürfen sic die Hauptstraße

nur soweit benützen , als unbedingt notwendig ist . Znsammcng e b undenc Last¬

wagen dürfen nicht durch die Stadt fahren . , .
Alle Hen - nnd Strohwagen , welche von und nach dem Heumarkte fahren , dürfen

ihren Weg nicht durch die sehr steile , verlängerte große Mantelgasse zwischen den Häu¬

sern des Kaufmanns Rnpprecht und Privatmanns Hofmeister nehmen . Den Führern

von Lastfnhren , insbesondere auch von Kalksteinfnhrcn , welche aus der Rohrbacherstraße
kommen nnd nach der Bergheimerstraße oder durch letztere nach einer anderen Straße

fahren wollen , ist untersagt , bei diesem Anlasse die Kaiser - , sowie die Römerstraße zu

benützen .
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8 35 » . Das Fahren der Droschken und Privat - Eqnipagen durch die Plöckstraße
ist verboten , ausgenommen wenn die Plöckstraße selbst , die Thcaterstraße oder Fricd -
richstraße das Ziel der Fahrt ist.

Alle Fuhrwerke müssen beim Fahren um eine Straßenecke im Schritt fahren .
^ eim Einbicgen in die Hauptstraße haben sich die Führer zu verlässigen , ob

die Strecke frei ist , nötigenfalls haben sie so lange zu warten , bis der Pferdebahn¬
wagen vorüber ist .

ß 35 b . Lastwagen , Rollen , Pritschen , Möbelwagen dürfen vom 1 . Januar 1887
an eine Bodenbreite von nur 1,80m haben und dürfen nicht so beladen werden , daß
Gegenstände über diese Breite hinausstehen . Die Wagen der Bierbrauer und Fracht -
fnhrlente , sowie überhaupt alle Wagen , welche nicht ans Federn ruhen , haben innerhalb
der Stadt langsam und nicht im Trabe zu fahren . An Wagen , welche Brennmateria¬
lien in der Stadt umherführcn , dürfen Glocken nicht befestigt werden , der Fuhrmann
muß die Glocke in der Hand tragen und darf nur in geeigneten Zwischenräumen läuten .
In den Straßen abgeladene Brennmaterialien müssen jeweils sofort in die Häuser ge¬
schafft werden . Gegenstände , die bei Bewegung des Wagens einen störenden Lärm ver¬
ursachen können (z . B . namentlich metallene Platten , Stangen und Stäbe ), müssen be¬
hufs Vermeidung jeden Geräusches entsprechend verpackt sind unterlegt werden .

8 35 c . Stcinwagcn , welche geladen den Klingenteichwcg oder Schloßberg herab¬
fahren , müssen stets von zwei Männern begleitet sein , von denen der eine bei den Pfer¬
den , der andere an der Bremse sich anfzuhalten hat . Bei Uebertrctnngen werden so¬
wohl die Besitzer der Stcinwagen , als die Führer derselben bestraft .

'

§ 35 (1. Es ist untersagt , den alten Schloßberg mit Droschken oder Fuhrwerken
zu befahren , sofern nicht eines der anstoßenden Häuser selbst der Ansgangs - oder Ziel¬
punkt der Fahrt ist . Das rasche Fahren ans der neuen und alten Schloßbergstraße ist
verboten .

Z35o . Die Sandgasse darf nur in der Richtung von der Hauptstraße nach
der Plöckstraße , die Floringasse und Apothekergasse nur von der Jngrimstraße , die
Hirschstraße nur vom Marktplatze , die Pfaffengasse nur von der Unteren Straße und
die Obere Fanlepelzgasse nur von der Schloßstraße ans , nicht aber umgekehrt , be¬
fahren werden .

8 35 k. Das Velocipedfahrcn ist in der Haupt - und Plöckstraße überhaupt und
auf allen Gehwegen sämtlicher Straßen untersagt .

K35Z . Mit ansteckenden Krankheiten oder
'

mit auffälligen Schäden behaftete
Zugtiere dürfen nicht eingespannt werden . Insbesondere ist die Beniitzung stätiger
oder abgetriebener Pferde , sowie von sogenannten Durchgängern ans öffentlicher
Straße verboten . Bissigen Zugtieren sind Maulkörbe von Messingblech anznlegen .

8 35d . Alle in Gebrauch genommene Wagen (mit Ausnahme der Pferdebahn¬
wagen ) müssen mit fester Deichsel oder Laune versehen sein .

Die Ladung darf die Leistungsfähigkeit der gebrauchten Zugtiere nicht übersteigen .
8 351 . Die Geschirre der Zugtiere müssen sich ständig in haltbarem und ord¬

nungsmäßigem Zustande befinden .
Die Verwendung einfacher Leitseilc <Zopfzügel ) ist nur gestattet , wenn der

Führer des Gespanns auf der linken Seite desselben geht und das Tier bezw . das
Gespann am Kopfe leitet .

Vom Wagen aus dürfen Pferdegespanne — sowohl Ein - als Zweispänner —
nur mit dem Doppel - bezw . Kreuzzügel geleitet werden .

Pferde müssen mit Gebiß aufgezäumt werden .
Das unnötige .Knallen mit der Peitsche und der Gebrauch sogenannter Heß -

Peitschen ist verboten .
8 36 . Das Anfahren znm Theater hat in der Weise zu geschehen , daß nicht in

der Thcaterstraße nmgewcndet wird . Beim Abholcn haben sich die Wagen oberhalb
des Theaters aufzustellen und dürfen erst dann Vorfahren , wenn das Publikum sich
zum großen Teil entfernt hat , welchen Zeitpunkt der dienstthncnde Polizeidiener be¬
zeichnen wird . Bei Bällen , Konzerten , Versammlungen n . dgl . haben sich die Fahren¬
den bezüglich des An - und Abfahrens nach den von der Polizei getroffenen besonderen
Anordnungen zu richten .

8 37 . Tie Ausstellung von Fuhrwerken auf der Hauptstraße in ihrer ganzen
Ausdehnung ist verboten . Ilm jedoch den an der Hauptstraße wohnenden Wirte » beim
mangelnden Raum im Innern ihrer Häuser die Möglichkeit der Aufnahme von Frem -
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den mit Fuhrwerken nicht zn verschließen , werden folgende Plätze znm Aufstellen der
Wagen gestattet : die Straße zwischen dem Gasthaus znm Eisernen Kreuz und dem
Karlsplatze , jene zwischen dem Schupp 'schcn Hause und Karlsplatz und die Karlsstraße ,
wofür zur Meßzeit der obere Teil der letzteren nebst der Plankengassc benutzt werden
kan » ; ferner die Hirschstraßc , die verlängerte Jngrimstraße , vom Prinz Friedrich bis
zur Universität , nötigenfalls auch die zwischen den ; Museum und der Universitätsbib¬
liothek befindliche Straße und endlich der Ludwigsplatz nächst dem Halteplatz für die
Droschken . Die Holzfuhren , insbesondere auch die Wellenfuhren , dürfen nicht in der
Stadt herumfahren , sie haben vielmehr ihre Wagen auf dem eben bezeichnet « ! Teile
des Ludwigsplatzes aufzustellen . Den Besitzern der zunächst der heiligen Geistkirche
gelegenen Wirtshäuser ist auch gestattet , die bei ihnen einkehrenden Fuhrwerke auf dem
Platze vor der Pforte dieser Kirche , gegenüber dem Ritterwirtshaus aufzustcllen ; dies
muß jedoch in einer Weise geschehen , daß das Anfahren der für die Kirche bestimmten
Chaisen nicht unmöglich gemacht und überhaupt den Kirchengängern der freie und un¬
gehinderte Eingang nicht benommen wird . An solchen Wagen muß die Deichsel zuriick-
gclcgt oder abgenommen und nachts Beleuchtung durch Laternen angebracht werden .
Ist die Uebertretuug vor einem Wirtshaus durch einkehrende Reisende oder fremde
Fuhrleute begangen worden , so wird die Strafe gegen den Wirt vorbehaltlich seines
Rückgriffs auf den Uebcrtreter erkannt .

8 38 . Jedermann , welcher zu irgend einem Zweck das Straßeupflastcr aufbrechen
lassen muß , ist gehalten , 24 Stunden vor Beginn der Arbeit und nach Beendigung der¬
selben den Gemeinderat in Kenntnis zu setzen. Der Gemeinderat wird alsdann , um
eine gleichmäßige und schnelle Herstellung des aufgcrisscnen Pflasters zu erreichen ,
unter Aufsicht des Stadtbaumcistcrs dasselbe auf Kosten desjenigen , welcher cs hat anf -
brcchen lassen , binnen längstens 24 Stunden wieder in den gehörigen Stand setzen lassen.

§ 39 . Das Ankerwcrfen auf dem Borland ist überall da , wo dasselbe gepflastert
ist und Ringe angebracht sind , untersagt . Ebenso ist verboten , auf diese Ringe Holz ,
Steine oder andere Gegenstände , wodurch deren Benützung erschwert wird , zu legen .

8 40 . Nebertretungcn obiger Vorschrift werden nach 8 866 Z . 10 R .-Str .-G .-B .
mit Geldstrafe bis zu 60 Mark oder mit Haft bis zu 14 Tagen bestraft .

8 . Den Verkauf von Hol ; , Heu und Stroh betr .
(Holzmarktorduuug vgl . unter Hafenpolizei V . 0 . unten .)

Ortspolizeiliche Vorschrift vom 1 . Mai 1885 .

K 1 . Alles Holz , welches in Scheiterform und in ganzen Wagenladungen , Heu
und Stroh , welches zum Verkauf in hiesiger Stadt eingeführt wird und nicht für den
städtischen Lauer bestimmt ist , muß auf den Platz bei der Henschener verbracht werden .
Das Hernmfahren und Fcilbietcn in den Straßen ist verboten . — Holz kann außer¬
dem auf den Holzlauer gebracht werden . Holz , Heu und Stroh , welches auf Bestellung
ciugebracht wird , darf direkt nach dem vom Besteller bezeichnet « ! Ort verbracht wer¬
den , sofern der Kaufpreis mit dem Besteller vorher fest vereinbart ist oder nur noch
durch Ausmessung , Abwägung oder Zuzählung bestimmt zu werden braucht .

8 2 . Als Platzgcld sind an den Marktmeister zu entrichten :
1 ) Für einen Schicbkarren . . . . . 10 Pfg .
2 ) Für einen zweiräderigcn Handkarren . . 20 Pfg .
3 ) Für einen Eiuspännerwagen . . . . 25 Pfg .
4 ) Für einen Zweispännerwagen . . . . 35 Pfg .

8 3 . Die Aufsicht über den Markt führt der Marktmeister und haben die Markt¬
besucher den Anordnungen desselben Folge zu leisten .

. ß 4 . Zuwiderhandlungen gegen vorstehende Bestimmungen werden gemäß 8 149
Niff - 6 der Gewerbeordnung mit Geldstrafe bis zu 50 Mark und im Unverrnögcnsfalle
mit Haft bis zu 8 Tagen bestraft .

O . Den «Betrieb der 'Pferdebahn betr .
Ortspolizeilichc Vorschrift v . 27 . April 1885 .

8 1 . Die für den Betrieb der Pferdebahn zu benützenden Wagen dürfen keine
größere Breite als zwei Meter haben , alle Vorsprunge eingerechnet .
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Sie müssen versehen sein :
a . mit einer kräftig nnd schnellwirkenden Bremsvorrichtung ;
b . mit einer Zugleine oder ähnlicher Vorrichtung , welche einen Signolverkehr

dem Kutscher von der Rückseite des Wagens aus ermöglicht , und
o. mit zwei Laternen (je eine an der Vorder - und Rückseite ) , welche gleichzeitig

den inneren Wagenraum zur Nachtzeit ausreichend erhellen .
8 2 . Jeder Wagen muß mit einer Nummer versehen sein , welche sowohl innerhalb

als auch außerhalb des Wagens leserlich anzubringen ist . An jedem Wagen muß ferner
die Zahl der Personell , welche er sowohl im Innern , als auch auf der Plattform auf -
iichmcn kann , angeschricben sein , lieber diese Zahl hinaus dürfen keine Personen zur
Fahrt ausgenommen werden .

8 3 . Die zum Dienste bei der Pferdebahn verwendeten Pferde müssen kräftig ,
vollkommen diensttauglich und von schädlichen Fehlern frei , die Geschirre solide , von
gutem Ansehen und in gutem Stande sein .

8 4 . Das Dienstpersonal besteht für jeden Wagen aus einem Schaffner nnd einem
Kutscher . Die Bediensteten haben während der Dieiiststnnden die von dem Unternehmer
eingeführte Dienstkleidung , sowie vorn an der Kopfbedeckung eine Nummer zu tragen .
Das Tabakrauchcn während des Fahrens und während dcs

'
Verkehrs mit dem Publi¬

kum ist ihnen nicht gestattet . Ihr Betragen muß ein höfliches und bescheidenes sein .
Den auf den Bahnbetrieb bezüglichen Weisungen der Polizeibcamten haben sie Folge
zu leisten . Bedienstete , welche zu begründeten Beschwerden Veranlassung gehen , sind
ans dem Dienste zu entlassen .

8 5 . Der Betrieb richtet sich nach dem Fahrplane ; die Fahrpeise werden durch
den Darif festgesetzt. Fahrplan und Tarif unterliegen der Zustimmung des Stadtrats
und der Genehmigung der Polizeibehörde .

ß 6 . Auf dciljenigcn Bahnstrecken in der Hauptstraße , auf welchen zwei Geleise
liegen , ist bis 12 Uhr mittags nur das nördliche , nach 12 Uhr mittags nur das südliche
Geleise von der Pferdebahn zu befahren . Abweichungen hievon können von der Polizei¬
behörde und in dringenden Fällen von dem Kondukteur des betreffenden Wagens an -

" net werden . Unbespannte Pferdebahnwagen dürfen auf dem Bahnkörper nicht
bleiben .

8 7 . Die Signale erfolgen durch die Zngglockc und Pfeife . Die Signale zwischen
Kondukteur und Kutscher erfolgen mit der Wagcnglocke , während die Ausweiche - nnd
Warnungssignale mit der Signalpfeife gegeben werden .

8 8 . Für jeden Schaden , der durch den Betrieb der Pferdebahn ungerichtet wird ,
haftet der Unternehmer .

8 9 . Der Schaffner hat dafür zu sorgen , daß fein Wagen die planmäßigen Ab -
fahrt

'
s - und Ankunftszeiten einhält , die Ausweichstellen rechtzeitig berührt , während

der Dunkelheit vollständig erleuchtet ist nnd sich stets in reinlichem Zustande befindet .
8 10 . Das Wciterfahrcn ist erst gestattet , wenn der Einsteigcnde Platz genommen ,

bezw . der Ausstcigende den Erdboden erreicht hat . Der Schaffner hat auf die Aus¬
führung der 88 16 — 19 zu halten , zu diesem Zwecke auch nötigenfalls die dort bczeich-
neten unzulässigen Fahrgäste , insbesondere auch solche, welche die Mitfahrenden durch
Rohheiten oder Unanständigkeiten belästigen , ans dem Wagen zu entfernen , nnd wenn
erforderlich , die Mitwirkung der Polizei in Anspruch zu nehmen .

Wenn in dem Wagen sich soviclc Personen befinden , als derselbe vorschriftsmäßig
aufnehmen darf , so hat der Schaffner an demselben eine für das Publikum erkennbare
Tafel mit der Aufschrift „ besetzt" anzubringen .

8 11 . Sofort nach dem Eintreffen des Wagens an den Endpunkten der Linie hat
der Schaffner denselben genau zu untersuchen nnd etwa zurückgebliebene Gegenstände
den betreffenden Fahrgästen — wenn solche noch anwesend — sofort zu behändigen ,
andernfalls auf dem Bureau des Unternehmers behufs Ablieferung an die Polizei¬
behörde abzugeben .

8 12 . Alle den Bahnbetrieb berührenden außerordentlichen Vorfälle hat der
Schaffner sofort dem Betriebsbeamten zur Kenntnis zu bringen .

8 13 . Der Kutscher darf während der Fahrt den ihm angewiesenen Platz nicht
verlassen .

8 14 . In schnellerer Gangart , als im Trabe zu fahren , ist untersagt . An den
Straßenkreuzungen , sowie in den Ausweichungen muß im Schritt gefahren werden .
Treffen zwei sich entgegenkommende Wagen nicht gleichzeitig auf einer Auswcichcstelle
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ein , so hat der früher ankommende den andern zn erwarten und das Ncdengeleise für
das Vorbeifahren des später ankommenden frei zu lassen .

8 15 . Der Kutscher hat bei der Abfahrt des Wagens von den Endpunkten der
Bahn und von den Haltestellen , ferner beim Passieren der Straßenkreuzungen und so¬
bald Hindernisse auf der Bahn bemerkt werden , ein Signal zu geben und erforderlichen
Falles seinen Wagen zum Halten zu bringen , bis das Hindernis beseitigt ist .

8 16 . Das Besteigen und das Verlassen des Wagens ist nur von der Hinteren
Plattform desselben aus gestattet . Die Fahrgäste haben das Fahrgeld beim Einsteigen
zu bezahlen . Lärmen und Singen ist ihnen untersagt . Das Tabakrauchen ist nur auf
den Außeuplätzen gestattet .

8 17 . Sichtlich kranke , sowie trunkene Personen oder solche, welche durch unrein¬
liches Aenßere die Mitfahrenden belästigen , dürfen nicht ausgenommen werden und sind
eventuell sofort wieder zu entfernen , ohne daß dieselben , im Falle eigenen Verschuldens ,
das etwa bereits bezahlte Fahrgeld zurückverlangen können .

8 18 . Hunde und andere Tiere dürfen in den Wagen nicht mitgenommen werden ,
ebensowenig Gepäck , welches durch seinen Umfang , üblen Geruch oder schmutzige Be¬
schaffenheit den Milfahreuden lästig werden kann .

Geladene Gewehre sind vom Transport gänzlich ausgeschlossen .
8 19 . Mit dem Ertönen der Bahnsignale hat das Publikum sich überall von der

Bahn zu entfernen . Kein Fuhrwerk darf die Geleise der Bahn — sobald und soweit
der Fahrdamm der Straße frei ist — befahren . — Alle Fuhrwerke haben den .ihnen
entgegenkommenden oder nachfolgenden Pferdebahnwagen vollständig und soweit aus -
zuwcichen , daß der Pfcrdebahuwagen ohne Aufenthalt passieren kann . — Beim Be¬
gegnen von Truppen und Pferdebahuwagen gelten jedoch folgende besondere Vor¬
schriften :

1 ) Im Fall eine geschlossene , im Tritt marschierende Truppcnabteilnng die Pferde¬
bahn kreuzt , dürfen die Wagen nur am Ende der Abteilung durchfahren .

2 ) Bei .Kreuzung mit einer Truppcnabteilnng , welche sich nicht in streng geschlosse¬
ner Ordnung und im Tritt bewegt , ist das Durchfahren der Bahnwagcn schon am Ende
der einzelnen Kompagnien gestattet .

3 ) Wenn Pferdcbahnwageu einer marschierenden Truppcnabteilnng begegnen oder
diese einholcn , müssen jene so lange halten bezw . hinter der Abteilung hcrfahrcu , bis
cs dieser möglich geworden , das Bahugcleise frei zu machen .

Feuerwehrabteilungen , welche zu einer Brandstätte eilen , muß die Pferdebahn
vollständig , nötigenfalls durch Einstellcn der Fahrt Platz machen — Rückt die Feuer¬
wehr zu einer Hebung aus , so gelten die Vorschriften dieses 8 Abs . 3 . — Das Nach-
ahmeu der Signale und andere Handlungen , durch welche eine Störung des Betriebes
veranlaßt werden kann , sind verboten .

8 20 . Der Unternehmer ist verpflichtet , den von ihui zu unterhaltenden Bahnkörper
und die Halteplätze zu reinigen , von Schnee und Eis zu befreien und den Kehricht und
Schlamm von demselben abzuführen . Derselbe ist insbesondere zum Kehren , Schnee -
räumeu und Sauden bezüglich des innerhalb der Pferdebahngeleise gelegenen Teils der
Pflastertraverseu in n »gepflasterten Straßen verpflichtet . — Der aus den Schienen¬
rinnen und der Fahrbahn gescharrte oder abgezogene und gekehrte Schlamm , Kot und
Kehricht muß bei gekuppelter Doppelbahu innerhalb beider Geleise , bei einfacher Bahn
zunächst zur Seite derselben zusammengehäuft und sofort abgefahren werden . — Das
Streuen von Salz ist nur mit besonderer Bewilligung der Polizeibehörde zulässig .
Falls durch die Eisbildung auf der Straße sich dieselbe gegenüber der Schienenplanie
erhöht , so hat der Unternehmer diese Erhöhung gegen die Bahn abzuflackwn und den
Abraum abzufahren , damit für das übrige Fuhrwerk keine Störung im Verkehr auf
der Straße beim Ueberschreiten der Bahn entsteht . — Werden bei stärkerem Schuecfall
durch die Räumung der Bahn und Abfuhr des Schnees aus derselben für die Fahr¬
werke Verkehrsstörungen erzeugt , so ist , jedoch nur sofern der Stadtrat oder die Polizei¬
behörde dies verlangt , der Bahnbetrieb vorübergehend einzustellen .

8 21 . Durch das Auf - und Abladen von Gütern , durch die Reinigung von La¬
trinen, ^ sowie durch das Nicdcrlegen von Baumaterialien , Kohlen , Koaks und sonstigen
Gegenständen darf der Betrieb der Pferdebahn nicht behindert werden . — Liegt die
Bahn nicht in der Mitte , sondern auf einer Seite der Straße , so darf das Auf - und
Abladen von Gütern , das Nicdcrlegen von Baumaterialien rc . nur auf der entgegen¬
gesetzten Straßenseite vorgenommen werde » . Im besonderen dürfen Fuhrwerk und



Vieh in der Nähe der Geleise der Pferde nicht aufsichtslos gelassen werden oder
stehen bleiben .

8 22 . Der Fahrplan , der Tarif und ein Exemplar dieser Vorschrift sind in jedem
Wagen anzuschlagen .

§ 23 . Beschwerden entscheider das Bezirksamt .
Uebertretungen dieser Vorschrift werden gemäß tz 134 a des P .- Str .-G .-B . und

8 366 Ziffer 10 des R .- Str . - G .- B . mit Geld bis zu 150 Mark oder mit Haft bis zu14 Tagen bestraft .

v . Das Sperren der Wagenräder dekr.
Dasselbe ist vorgeschrieben für den Schloßbcrg , das Klingenthor , den Weg vom

Klingenthor über die Eisenbahnen bis znm Gymnasiumsgcbäude , für die Ncckarbrücke ,die Bremcneckgassc bis zur Oberbadgasse , die Leycrgasse , Fischergasse , Marstallstraßc ,
Schiffgassc , Brunnengassc und die Slraße zum Heumarkt .

Uebertretungen werden gemäß Z 123 Z . 4 P .-Str .-G .-B . an Geld bis zu 60 Mark
oder Haft bis zu 14 Tagen bestraft . lOrtspolizeil . Vorschrift v . 18 November 1865 .)

L . Die Ordnung ans den Unlagen , im Stadt - und Neptnnsgarten ,
sowie aus dem Vismarrkplatz drtr .

Ortspolizciliche Vorschrift vom 19 . Juni 1888 .
8 1 . Die Bankrcihe in den städtischen Anlagen der Leopoldstraße unmittelbar längs

des Promcnadcwegs , sämtliche Bänke in den Gartenanlagcn um die St . Pctcrskirche ,in dem Stadt - und Neptunsgartcn sowie in den Gartenanlagen des Bismarckplatzes
sind nur für Erwachsene und Kinder in Begleitung ihrer Angehörigen bestimmt .

8 2 . Dienstboten in Begleitung von Kindern dürfen nur in
'
den Anlagen hinter

dem obengenannten Promenadcnwcg stehenden , sowie die auf dem Wredeplaiz anfgc -
stetlten Sitzbänke benützen .

8 3 . Kinder unter 12 Jahren , welche sich nicht in Begleitung ihrer Angehörigen
befinden , sowie Dienstboten mit Kindern ist der Eintritt in den Stadt - und Ncptnns -
gartcn untersagt .

8 4 . Kinderwagen dürfen nur ans dem hinter der südlichen Banmrcihe der An¬
lage hinziehcndcn Wege und niemals nebeneinander gefahren werden .

8 5 . Hunde dürfen in den Stadt - und Ncptnnsgarten , sowie in den Garten¬
anlagen des Bismarckplatzes und um die Peterskirchc weder mitgcbracht werden
noch überhaupt dort , frei hcrumlaufcn .

8 6 . Verboten ist ferner :
1 ) Das Fahren und Reiten auf den Gehwegen .
2 ) Das Betreten der Rasenplätze und Pflanzengruppen , das Uebcrstcigen und

Durchbrechen der Einfriedigungen , das Laufcnlassen von Hunden in die Einfriedi¬
gungen . das Abpflllcken , Losreißcn , Abschneiden oder Abschlagen , sowie das Ent¬
wende » von Blumen , Plauzen und Zweigen8 ) Das Verunreinigen von Gebäuden , Gartenanlagcn , Wegen und Bänken .

4 ) Das Befahren des Stadrgartcns mit Kinderwagen .
8 T Uebertretungen werden gemäß 8 866 "̂ R -Str .-G .-B . und 88 129 , 144 ,145 P .-Str .-G .-B . bestraft .

bV Die Handhabung der Slraszenpolizei im Heidelberger Stadtwald .
Ortspotizeiliche Vorschrift vom 23 . Oktober 1880 .

8 1 - Es ist verboten , auf Wegen Fuhrwerke statt durch Anwendung eines Rad¬
schuhs oder einer Mücke rauh zu sperren .

8 2 . Das Fahren , Reiten und Vichtreiben auf Fuß -, sowie ans Gehwegen ist
untersagt .

8 3 . Das Verunreinigen der Wege , freien Plätze , Schutzhänschen , sowie der an .
Wegen aufgestellten Tische und Bänke ist verboten .

Uebertretungen der 88 1 und 2 werden gemäß 8 866 Z . 10 N .- Str .- G .-B . an
Geld bis zu 60 Mark oder mit Haft bis zu 14 Tagen , Ucbcrtretnngcn des 8 2 ge¬
mäß 8 129 P .-Str .-G .-B . mit gleicher Strafe geahndet .



8 . Die Erhaltung des Nlingenteichwcges und der übrigen Wege
des Stadkwaldes betr .

Ortspolizeiliche Vorschrift vom 20 . Januar 1883 .

8 1 . Alle Wagen , mit welchen ans den Steinbriichcn oder aus dein Stadtwalde
Mauersteine abgcfiihrt werden sollen , müssen mit geschlossenen Kasten versehen sei »,
welche nicht länger als 3,60 Meter sind und mit Einschluß der Leiterbäumc die Höhe
von 0,60 Meter nicht übersteigen . Der Wagenkasten,muß unten eine lichte Weite von
0,60 Meter und oben eine solche von 0,00 Meter haben .

8 2 . Die Räder der Steinwagcn müssen annähernd vorn 1,05 Meter , hinten 1,80
Meter Höhe haben . Die Reife derselben dürfen nicht unter 9 Centimctcr breit sein .

8 3 . Das Gewicht oer Ladung eines Wagens darf 80 Ccntner nicht übersteigen ,
die Abfuhr von 27 Kubikmeter (einer badischen Kubikrutc ) Mauersteine darnach nicht
in weniger als 10 Wagenladungen erfolgen .

8 4 . Bei allen Stcinfuhrcn sind zwei sog . Mücken anzuwendcn und ist das
Rauhspcrren und das Anlegen eines Radschnhs untersagt . Die Stcinfuhrcn sind
stets von zwei Männern zu begleiten , von welchen der eine die Pferde zu beauf¬
sichtigen , der andere die Mücken zu bediene » har .

8 5 . Bei den Holzfuhrwcrkcn und Fuhrwerken anderer Art ist das Rauhspcrren
untersagt , dagegen die Anwendung eines Radschuhs gestattet .

8 6 . Vorstehende Bestimmungen treten bezüglich der Breite der Räder mit dem
1 . Zauuar 1885 , im llcbrigcn mit dem Tage der Veröffentlichung dieser ortspoli -
zcilichcn Vorschrift in Kraft .

8 7 . Uebertretungen werden auf Grund des 8 366 , Ziff . 10 N .-Str .-G .-B . au
Geld bis zu 60 Mark oder mit Haft bis zu 14 Tagen bestraft .

H . Schlohgarten -Ordnrrng .
' Ortspolizciliche Vorschrift vom 29 . November 1880 .

8 1 . Verboten ist :
1) Das Hausieren mit Waren jeder Art , insbesondere das Feilbietcn von

Blumen , Backwaren , Obst und dergl . ;
2 ) Das Tragen schwerer Lasten , als Holz und Grasbiindcl ;
3 ) Das Fahren mit Schubkarren ;
4 > Das Werfen mit Steinen ;
5 ) Das Fahren und Reiten , über die Brücke des Schloßbcrgcs durch das

Gartenthor bis in den inneren Schloßhof , darf im Schritt gefahren und
geritten werden .

8 2 .
'
Verboten ist ferner :

1 ) Das Betreten der Rasenplätze und Pflanzcngruppen , das Uebersteigen und
Durchbrechen der Einfriedigungen , das Abpflückcn , Losreißen , Abschneiden
oder Abschlagen , sowie das Entwenden von Gartenfrüchtc » , Blumen ,
Pflanzen und Zweigen .

2) Das Verunreinigen von Gebäuden , Garten -Anlagen , Wegen , Brunnen ,
Tischen und Bänken .

3 > Das Erklettern der Ruinen .
8 3 . Auf dem Burgweg darf nicht gefahren werden , dagegen ist das Reiten ans

Eseln oder Pferden dis dahin , wo der Weg nach der Karlsschanzc und nach dem
Friesenberg sich teilt , gestattet . Die vergehenden Tiere sind in langsamem Schritt
zn führen . Die von den Tieren herrührcnden Verunreinigungen des Weges müssen
sogleich beseitigt werden .

8 4 . Hunde sind im ganzen Schloßbezirk an kurzer Leine zu führen .
8 5 . Bezüglich der Polizeistunde in der Schloßrestauration , sowie bezüglich

des MitnchmenS von Hunden in diese Wirtschaft gelten die allgemeinen polizei¬
lichen Vorschriften .

8 6 . Wer den Bestimmungen der 88 1 , 3 und 4 zuwiderhaudclt , hat nach Maß¬
gabe des 8 366 Ziff . 10 des R .-Str .- G .-B . Geldstrafe bis zu 60 Mark oder Haft bis
zn 14 Tagen zu gewärtigen . Zuwiderhandlungen gegen den 8 2 Ziffer 1 ziehen gemäß
8 144 und 145 Ziffer 3 des P .- Str .-G .-B . Geldstrafen bis zu 50 Mark oder Haft bis
zu 8 Tagen , bczw . Geldstrafen bis zu 20 Mark nach sich . Zuwiderhandlungen gegen
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8 2 Ziffer 2 werden nach 8 129 des P .-Str .-G .- B . mit Geldstrafen bis zn 60 Mark
oder mit Haft bis zn 14 Tagen , nnd Zuwiderhandlungen gegen ß 2 Ziff . 6 nach 8 100
des P .-Str .- G .-B . mit Geldstrafen bis zu 10 Mark geahndet .

>1 . Skratzenpolirri - Ordnimg
vom 12 . Mai 1882 . (Gesetz- und Verordnungsblatt S . 129 — 135 .)

8,1 . Schnelles nnd unvorsichtiges Reiten und Fahren . Es ist
unrersagt , durch schnelles oder unvorsichtiges Reiten oder Fahren aus öffentlichen
Wegen Menschen oder fremdes Eigentum in Gefahr zn setzen.

8 2 . Gebot des Schritt - Reitens nnd Fahrens . Ans Straßcnstrccken ,
für welche ein bezügliches Gebot der zuständigen Behörde ergangen und im Wege
der Polizeivorschrift oder durch obrigkeitlichen Anschlag bekannt gemacht worden ist ,
darf nur im Schritt geritten nnd gefahren werden .
^ 8 6 . Fahren während der Schnccbahn . Es ist unrersagt , während der
Schneebahn ans öffentlichen Wegen ohne Geläute oder Schellen zn fahren .

8 4 . Lagern von Gegenständen auf öffentlichen Wegen nnd
Plätzen . Es ist untersagt , ohne Genehmigung der zuständigen Behörde stuf öffent¬
lichen Wegen nnd Plätzen Gegenstände , durch welche der freie Berkehr gehindert wer¬
den kann , anfznstellen , hinznlegcn oder liegen zn lassen oder den bei der Genehmigung
festgesetzten Bedingungen znwidcrznhandcln .

8 5 . Beleuchtung solcher Gegenstände . Wer ans ösfen tlichen Wegen
und Plätzen Gegenstände der in 8 4 bezcichneten Art anfstcllt , hinlegt oder liegen läßt ,
hat dafür zu sorgen , daß dieselben während der Dunkelheit genügend beleuchtet sind .
Diese Verpflichtung liegt , wenn Fuhrwerke durchreisender Personen ans öffentlichen
Wegen und Plätzen während der Dunkelheit ausgestellt sind , sowohl dem Leiter des
Fuhrwerks als dem Wirte ob , bei welchem der Reisende eingestellt hat .

8 6 . Schleifen von Gegenständen auf Landstraßen . Es ist unter¬
sagt , auf den Landstraßen Gegenstände zu schleifen , welche , wie Steine , Bäume , Bau¬
holz , Sägeklötzc , Faschinen , Stangen , Pflüge , vermöge ihrer Gestalt , Größe oder
Schwere die Fahrbahn angreiscu . Ausnahmsweise kann durch die zuständige Behörde
das Schleifen solcher Gegenstände oder einzelner Gattnngcu derselben auf bestimmten
Landstraßen oder Landstraßenccken gestattet werden , sofern Äcnachteilegungcn der
Straße ( namentlich bei genügender Schneebahn ) in Folge des Schleifens nicht zn
befürchten sind oder nach den örttichen Verhältnissen der Land - nnd Forstwirtschaft
eine ausnahmsweise Gestaltung als dringend wünschenswert erscheint .

Werden Gegenstände auf den Landstraßen geschleift , so sind die Vorsichtsmaßre¬
geln zn beachten , die zur Verhütung von Störungen des Verkehrs , von Gefährdungen
der Sicherheit nnd vor erheblicheren Beschädigungen des Straßenkörpcrs allgemein er¬
forderlich oder bei Erteilung der Genehmigung besonders vorgeschriebe » worden sind .

8 7 . Schleifen von Gegenständen auf Gemeindcwegcn . Die Be¬
stimmung des letzten Absatzes des 8 6 findet auch ans Gemcindewcgc Anwendung .

Im Ilebrigen kann das Schleifen solcher Gegenstände auf Gemcindewegcn durch
orts - oder bezirkspolizciliche Vorschrift untersagt oder beschränkt werden .

8 8 . Aufgraben und sonstige Arbeiten auf öffentlichen Wege » .
Es ist untersagt , ohne vorgängige Genehmigung der zuständigen Behörde an öffent¬
lichen Wegen Ausgrabungen und sonstige , den Straßenkörpcr oder dessen Inbehörden
berührende Arbeiten vorznnehmcn oder den Bedingungen der in dieser Hinsicht erteilten
Genehmigung znwidcrzuhandeln . Die Genehmigung ist auch dann einzuholen , wenn
die Ausgrabungen und sonstigen Arbeiten zum Zweck der Herstellung nnd Unterhal¬
tung zn Zufahrten , Dohlen lind anderen Vorrichtungen geschehen sollen , welche den
Anstößern oder sonstigen Pcisonen an dem öffentlichen

'
Wege kraft Duldung oder eines

in Anspruch genommenen Rechtstitcls znstchcn .
8 9 . Breite nnd Ladung . Lastwagen dürfen bei der Fahrt ans öffentlichen

Wegen nicht so breit geladen sein , daß sie den doppelten Raum der Radspur entnehmen .
Ausnahmen können für bestimmte Wegstrecken durch die zuständige Behörde

allgemein oder in einzelnen Fällen gestattet werden .
8 10 . Schwere der Ladung . Es ist untersagt , öffentliche Brücken mit Lasten ,

welche mit der Tragfähigkeit der Brücke nicht mehr im Verhältnis stehen , zn befaliren ,
oder den von den zuständigen Behörden hinsichtlich der Befahrung öffentlicher Brücken
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mit schweren Lasten festgesetzten Bedingungen zuwiderhandeln . Sollen öffentliche
Brücken mit Lasten befahren werden , welche 10,MO Kilogramin übersteigen , so bedarf
cs dazu der vorgängigen Genehmigung der zuständigen Behörde , welche allgemein für
eine bestimmte Brücke oder in den einzelnen Fällen der Benützung erteilt werden kann .

811 . Ancinanderhängen von Wagen . Beim Fahren dürfen nie mehr
als zwei Wagen ancinandergehängt sein .

Das Zusammenhängen von zwei Wagen ist nur gestattet , wenn der Hintere Wagen
nicht stärker beladen , nicht größer und nicht stärker ist , als der vordere Wagen , und
wenn außerdem durch eine feste Verbindung beider . Wagen ( insbesondere durch Unter¬
schiebung der Hinteren Deichsel unter den vorderen Wagen ) für eine sichere Steuerung
des Hinteren Wagens gesorgt ist.

Durch die zuständige Behörde kann für öffentliche Wege oder Strecken derselben ,
bei denen das Fahren mit znsammcngchängten Wagen wegen der Größe des Gcfälls ,
der Schärfe der Krümmungen oder der Schmalheit der Fahrbahn die Verkehrssicherheit
gefährdet , das Zusammenhängen von Wagen ganz untersagt oder ans das Anhängen
unbeladcner Wagen , von Bciwägelchen oder in sonstiger Weise beschränkt werden .

812 . Langholztranspor t . Fuhrwerke , welche znm Transport von Lang¬
holz ans öffentlichen Wegen benützt werden , sind derart einznrichten und zu leiten ,
daß Gefährdungen der Verkehrssicherheit vermieden werden .

Für öffentliche Wege oder Strecken derselben , welche wegen der Größe des Gc¬
fälls , der Schärfe und Zahl der Krümmungen oder der Schmalheit der Fahrbahn
besondere Schwierigkeiten für den Langholztransport bieten , kann durch die zuständige
Behörde vorgeschriebe » werden , daß beim Langholztransport der Vorderwagcn mit
einem drehbaren Schemel , der Hinterwagen mir einer Vorrichtung znm Leiten
( Schwickc ) versehe » sein und dem Wagen das zur Leitung und Bedienung erforderliche
Personal ( zwei erwachsene Personen ) bcigegebcn sein muß .

8 12 . Beleuchtung der mährend der Dunkelheit fahrenden Fuhr¬
werke . Fuhrwerke , welche nach cingetretener Dunkelheit ans öffentlichen Wegen
fahren , müssen mit einer helllcnchtcnden Laterne versehen sein .

814 . Begegnung von Fuhrwerken im Allgemeinen . Kommen zwei
Fnhwerke ans öffentlichen Wegen einander entgegen , so sollen sie sich nach rechts aus -
weichen . Findet jedoch die Begegnung ans steilen Wegen längs eines Abhanges statt ,
so soll mir dem bergauf fahrenden Fuhrwerk gegen den Abhang auSgewichen werden .

816 . Begegnung von Fuhrwerken auf c ngen Wegen . Ist wegen
der Eilpe oder sonstigen Beschaffenheit des Weges das Ausweichen nicht möglich , so
hat derjenige , welcher das ihm entgegenkommende Fuhrwerk zuerst bemerken kann , an
einer zum Vorbeilassen paffenden Stelle so lange zu halten , bis das andere Fuhrwerk
vorbeigefahren ist . Aus solchen Wegen sollen sich die Fuhrleute durch Zuruf , Knallen
mit der Peitsche , die Postillone mit dem Horn , Zeichen gebe » .

816 . Verhalten von Fuhrwerken bei Unmöglichkeit des Vor¬
beifahr cns . Treffen zwei Fuhrwerke an einer Stelle zusammen , wo auch kein Vor -
beilasscn möglich ist , so muß dasjenige znrückfahren , für welches dies nach den
Umständen , insbesondere nach der Entfernung der nächsten Ausmeichestelle , nach Be¬
schaffenheit , Gefäll und Richtung des Weges und nach der Ladung mit den wenigsten
Schwierigkeiten verbunden ist .

8 kt - Begegnung von Reitern und Hcerden mit Fuhrwerken .
Reiter und .Hcerden haben jedem ihnen begegnenden Fuhrwerke auszuweichen . Bei
engen Wegen soll das Fuhrwerk denselben , » m ihnen das sichere Vorbcikomme » zn
ermöglichen , soviel als thunlich Raum lassen , auch nötigenfalls , namentlich bei Be¬
gegnung mit Hcerden , Schritt fahren oder anhaltcn . Treffen Reiter oder Heerden
mit Fuhrwerken ans Wegen zusammen , wo kein Ausweichen oder Vorbeilassen mög¬
lich nt , so müssen die ersteren nmkehren .

8,16 . Begegnung von Heerden und Reitern mit einander . Wenn
zwei Heerden oder Reiter einander cntgcgenkommeii , soll es unter ihnen ähnlich ge¬
halten werden , wie für die Fuhrwerke in den 88 14 — 16 vorgeschrieben ist.

8 19 . N achfahrcn n nd Nachrcire » . Die Führer von Heerden , sowie von
langsam fahrenden Fuhrwerken sollen , wo dies nach der Breite und Beschaffenheit des
Weges thunlich ist , die nachkommenden schneller fahrenden Fuhrwerke und die nach¬
kommenden Reiter ans gegebenes Zeichen ( 8 16 ) links an sich vorüberlaffcn , indem sie
nach rechts auswcichen .



§ 20 . Straßenloko Motiven und dergl . Wagen , welche durch Dampf
oder sonstige elementare Kräfte (z . B . heiße Luft , Ga «) fortbcwegt werden (Straßen -
lokomotiven , Dampfkutschen u . dgl .) dürfen zum Fahren auf öffentlichen Wegen und
Platzen nur mit besonderer Genehmigung der zuständigen Behörde und unter Einhal¬
tung der dabei zur Sicherheit und Ordnung des Verkehrs und zum Schutze des
Straßcnkörpcrs festgesetzten Bedingungen Verwender werden . Handelt es sich nur um
einmalige Fahrten ans kurze Strecken , so ist das Bezirksamt befugt , im Einverständ¬
nis mit der Straßenbauinspektion und nach Anhörung der Ortspvlizeibehörden der
durch die Fahrt berührten Gemeinden die Genehmigung zu erteilen . Zur Eröffnung
eines dauernden Fährbetriebes mit Wagen , welche durch Dampf oder sonstige elemen¬
tare Kräfte fortbcwegt werden , ist die Genehmigung des Ministeriums des Innern er¬
forderlich . Soweit Gemeindewege und in der Kreisverwaltnng stehende Wege durch
den Fährbetrieb berührt werden , wird die Genehmigung nach Anhörung der be¬
treffenden Gemeinde - bezw . Kreisbehörden erteilt .

8 21 . Ocffentlichc Brücken und Plätze . Zn den öffentlichen Wegen im
Sinne dieser Verordnung sind auch die Brücken und Plätze , soweit sic bestimmungs¬
gemäß dem öffentlichen Verkehr dienen , zu rechnen .

8 22 . Zuständige Behörden bei Landstraßen . Zur Erlassung der
auf Landstraßen bezüglichen Anordnungen und Nachsichtsertcilungcn ist in dem Fällen
der 88 4 , 6 , 8,10 die Straßenbau - Inspektion , in den Fällen der 88 L21 und 128 Z . 4
des P .- Str .-G .-B . und der 88 2 , 11 und 12 dieser Verordnung das Bezirksamt »ach
Benehmen mir der Straßenbau - Inspektion zuständig . Handelt cs sich um Anordnun¬
gen , welche für eine Landstraße oder bestimmte Strecke derselben allgemeine Bedeutung
haben , so ist die Anordnung im Amrsvcrkiindigungsblatt oder in sonst geeigneter Weise
z. B . durch Anbringung eines Anschlages , zur öffentlichen Kenntnis zu bringen . Für
Landstraßenstrcckcn , welche gleichzeitig Orksstraßcn sind , können in dringenden Fällen
solche Anordnungen , namentlich im Falle des 8 4 dieser Verordnung , auch durch die
Ortspolizeibehörde erlassen werden ; alsdann ist aber die an sich zuständige Behörde
(die Straßenbau -Inspektion oder das Bezirksamt ) zum Zwecke der etwaigen weiteren
Verfügung alsbald von der getroffenen Anordnung in Kenntnis zu setzen.

8 23 . Zuständige Behörden bei Gemeindewcgen . Zur Erlassung der
auf Gemeindewege bezüglichen Anordnungen ist in den 8 22 bezeichnet «»! Fällen die
Ortspolizeibehördc zuständig . Steht der bezügliche Gemeindeweg unter der Aufsicht
der technischen Staatsbehörde oder unter der Verwaltung des Krcisverbandes , so ist
zuvor die Straßenbauinspekrion und im letzteren Falle , soweit ohne Verzögerung thun -
lich und namentlich vor Erlassung allgemeiner und dauernder Anordnungen , auch der
Kreisausschuß (bezw . Sonderausschuß ) zu hören . Handelt es sich um Anordnungen ,
welche für einen Gemeindeweg oder bestimmte Strecken desselben eine allgemeine Be¬
deutung haben , so sind dieselben in der Regel in der Form einer bezirks - oder orrspoli -
zeilichen Vorschrift zu erlassen und jedenfalls in geeigneter Weise (vergl . 8 28 Abs . 2)
zur öffentlichen Kenntnis zu bringen .

8 24 . Orts - und bczirkspolizciliche Vorschriften . Im klebrigen
bleibt es hinsichtlich der Gemeindewege und Ortsstraßcn gemäß Art . 8 Ziff . VI . lit . s
des badischen EinfiihrungSgeseöes vom 23 . Dezember 1871 zum Reichsstrafgesetzbuch
den Bezirks - und Ortspolizeibehörden Vorbehalten , nach Maßgabe der besonderen
Bedürfnisse und Verhältnisse weitere Bestimmungen zur Erhaltung der Sicherheit ,
Bequemlichkeit , Reinlichkeit und Ruhe ans den öffenlichen Wegen zu erlassen . Wenn
derartige polizeiliche Vorschriften für Ortsstraßen , die sich im Landstraßcnverbande
befinden , oder für Gemeindewege , welche unter der Aufsicht der technischen -Staats¬
behörde oder unter der Verwaltung der Kreise stehen , erlassen werden sollen , so ist
zuvor die Straßenbau -Inspektion und in letzterem Falle auch der KreiSansschnß
bezw . Sonderausschuß zu hören .

8 26 . Handhabung der straßcnpolizeilichen Aufsicht . Reben den
Bediensteten Per Staats - und Gemeindepolizei sind insbesondere die Straßenwarte
und die Straßeumcister dazu berufen , bei Znuiidcrhandlnngcu gegen die Vorschriften
dieser Verordnung , gegen die in den 88 107 109 , 116 , 120 — 124 , 129 des Polizei -
strafgesetzbuchs , dem 8 366 Ziffer 2 - 5, 8 und 9 , dem 8 367 Ziffer 12 — 15 und 8 370
Ziffer 1 und 2 des ReichsstrafgcsetzbuchcS enthaltenen straßenpolizeilichen Bestimmun¬
gen sowie gegen die etwa erlassenen bezirks - und ortspolizeilichen Vorschriften sachent -
sprechend emzuschreilen , die Fortsetzung derselben zu verhindern und sowohl hinsichtlich



der selbst wahrgenommenen als der anderwärts in Erfahrung gebrachten Zuwider¬
handlungen alsbald Anzeige zu erstatten .

Die
'
Anzeige des Straßcuwarts ist , wenn es sich um eine auf einer Landstraße

begangene Zuwiderhandlung gegen § 12 » des Polizeistrafgesetzbuches , um Zuwider¬
handlungen gegen 8 107,108 Ziffer 2 , l09 Ziffer 1 und 3 , 116 und 129 des Polizei -
strafgesetzbuches oder um Zuwiderhandlungen gegen die 88 367 Ziffer 13 - In und
370 Ziffer l und 2 des Reichsstrafgeseycs handelt oder wenn die Zuwiderhandlung in
Gemeinden begangen wurde , ivo die Lrtspolizei durch die Staatsbehörde verwaltet
wird , an das Bezirksamt , in den übrigen Fällen an den Bürgermeister der Gemarkung
zu richten , innerhalb welcher die ilebcrtretung begangen wurde ; auch hat der Straßen -
wart solche Zuwiderhandlungen , falls sie auf Landstraßen oder auf eitlem der Aufsicht
der technischen Staatsbehörde unterstehenden Gcmeindcweg begangen wurden , zurKenntnis des Vorgesetzten Straßcnmeistcrs zu bringen .

Die Bürgermeister haben die Anzeige in den durch die 88 131 und 182 des obigen
Einführungsgesctzes und 8 23 der Bollzugsverordnung vom 11 . September 1879 über
das Polizcistrafverfahren bezeichncrcn Fällen au das Bezirksamt abzugeben .

8 26 . Schlußbcstimmnng . Diese Verordnung tritt vom Tage der Ver¬
kündung an in Kraft .

L . Das Makakives'rn dotr .
Ortspolizeilichc Vorschrift vom 10 . März 1887 .

8 l . Straßen -Plakate aller Art - sofern dieselben ihrem Inhalte nach überhaupt
gesetzlich zulässig sind - dürfen nur an den zu diesem Zwecke bestimmten , von der
Stadtgemeinde erstellten Anschlagsäulen oder Anschlagtafeln angeklebt , angeschlagen
oder sonst befestigt werden . Die Bestimmung bezieht sich nicht auf die Bekanntmach¬
ungen öffentlicher Behörden und nicht ans diejenigen Plakate , welche von Grund¬
stücksbesitzern oder Mietern ausschließlich in ihrem Privatintcresse an ihren eigenen
Häusern , Grundstücken oder Mietsräumen ausgehängt oder angeschlagen werden / Den
Verlegern der hier erscheinenden öffentlichen Blätter ist die untere Hälfte der errichteten
Anschlagsäulen zum ausschließlichen Ankleben ec . ihrer Zeitungen durch eigenes Per¬
sonal überlassen . Den Verlegern der Heidelberger Zeitung und des Heidelberger
Anzeigers ist ferner gestattet , das jeweils von ihnen verlegte Blatt an die zur Zeit
schon von denselben erstellten Anfchlagsrafeln noch weiter anzukleben . Diese beiden
Arten von Anschlagstafeln dürfen indessen , wenn aus irgend welchem Grunde von der
staatlichen Behörde deren Entfernung ungeordnet oder wenn sie sonst abgängig wer¬
den sollten , durch neue Tafeln nicht mehr ersetzt werden .

8 2 . Die Befestigung der Plakate an den im vorstehenden Paragraphen genannten ,von der Stadtgemeinde erstellten Vorrichtungen , sowie die Wiederabnahme von den¬
selben darf nur von solchen Personen bewirkt werden , welche vom Stadlrare dazu
herechtigt sind und seitens der Polizeibehörde die nach 8 43 der Reichs -Gew .-Ordn .
erforderliche Erlaubnis erhalten haben . Dieselben haben neben dem nach 8 43 a . a . L .
vorgeschriebenen Lcgitimationsschein auch den vom Stadtrar über die erteilte Be¬
rechtigung erhaltenen Nachweis stets bei sich zu führen .

8 3 . Die Benützung der in Rede stehenden Vorrichtungen seitens der SraatS -
und Gemeindebehörden , wozu insbesondere auch das Ankleben der Zettel des hie¬
sigen Sradltheaters gehört , erfolgt kostenfrei . Im klebrigen darf für die Inanspruch¬
nahme derselben nur die , von der Sradtgemeinde durch Beschluß vom 26 . Januar1887 festgesetzte Gebühr gefordert werden .

8 4 . Znm Anschlägen rc . an den öffentlichen Anschlagstafel n dürfen abge¬
sehen von etwaigen durch dieOrrspolizeibehörde gestatteten Abweichungen - nur solche
Anzeigen benützt werden , welche eine der nachstehend angegebenen Größen haben :

1 ) 1 . Größe Bogenformar , 87 om hoch , 62 om breit ,2) 2 . Größe ' /d -Bogenformat , 44 om hoch , 62 om breit ,3 ) 3 . Größe >/t -Bogensorinal , 31 om hoch, 44cm breit ,4 ) 4 . Größe Vs-Bogcnsormat , 22 om hoch, 31 cm breit ,5 > 5 . Größe l/io -Bogenformat , 16 om hoch , 22 om breit ,
Plakate von größerem Umfange dürfen nur nach vorheriger Genehmigung des

Großh . Bezirksamts zum Anschlag gelangen .
8 5 . Wer diesen Bestimmungen zuwiderhandelt oder die oben genannten Vor¬

richtungen bezw . die Anschläge an denselben beschädigt , beschmutzt , oder sonst Unfug
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an ihnen verübt , wird , sofern nicht die Anwendung nnderweitcr Strafgesetze Platz
greift , auf Grund des § 86 «; Ziff . 10 R .-St .- G .- B . mit Geld bis zu sechszig Mark
oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen bestraft .

V . Hafen -Polizei .
L . Ordnung über die Verwendung der einzelnen Abschnitte des

Oerkaruser - Gelündrs zu Verkrhrszwrwen .
8 1 . Der freie Platz oberhalb der alten Neckarbrücke bis zum Ende des Schlacht¬

hauses soll , besondere Fälle ausgenommen , nicht zur Verladung , sondern nur zum
Aufstellen von leeren Wagen an Markttagen benutzt werden .

tz 2 . Der Raum unmittelbar unter der alten Brücke bis zur Dreikönigstraße ist
zur Verladung und Lagerung von Brennholz bestimmt .

8 8 . Der Platz bei der Einfahrt in die Drcikönigstraßc ist für den Fischmarkt
Vorbehalten .

8 4 . Der Raum von der Drcikönigstraßc bis zur großen Mantclgasse ist zur
Verladung und Lagerung von Steinen , Rinden und anderen Rohprodukten bestimmt .

8 5 . Der Raum von der großen Mantelgasse bis zur Marstallstraßc ist zum
Heu - und Strohausladen zu benützen .

8 6 . Der Platz von der Marstallstraßc bis zum Hause der Frau Professor Walz ,
Untere Neckarstraße Nr . 9 , ist nach Verordnung der Großh . Zolldirektion vom 22 . Sep¬
tember 1865 vorzugsweise als Ein - und Ausladestätte für die Kaufmanns - oder sogen .
Stückgüter bestimmt und untersteht der Beaufsichtigung des Gr . Hauptsteueramtes .

8 7 . Der Platz von dein Hause der Frau Professor Walz , Untere Ncckarstraße
Nr . 9 , bis an das Haus von Frl . S . Funk , Untere Ncckarstraße Nr . 5 , hat zum Ver¬
laden von Brennholz , Hopfenstangen , Brettern , Latten und Rahmenschenkeln zu dienen .
Sobald die Bedarfszeit für Hopfenstangen vorüber ist und spätestens mit Ablauf des
Monats Mai müssen die in Resten noch lagernden Stangen von ihren Plätze » geräumt
und ans einen vom Lauerpächter für sic zu bestimmenden Platz gebracht werden .

8 8 . Das Vorland von dem Hause von Frl . Funk , Untere Neckarstraße No . 5 ,
bis zur neuen Brücke ist zum Lagern von Steinen , Bauholz , Floßholz , Hopfenstangen ,
Brettern , Latten , Rahmenschenkeln und Gerüststangen bestimmt .

R . Nusladr -Ordnung .
n. Vage und Ordnung des Ausladeplatzes .

8 1 . Der Platz , an welchem die mit Holz beladenen Schiffe zur Ausladung
kommen , besteht aus :

a . dem eigentlichen Ausladeplatz und
b . dem Aushilfs -Ausladeplatz .

8 2 . Der eigentliche Ausladeplatz beginnt an der breiten Treppe ober¬
halb des Prof . Waiz ' schen Hauses und erstreckt sich bis zum unteren Ende dieses Hauses .
An diesem Platze können zwei Schiffe zugleich ausgeladen werden . Derselbe muß an
der Uferseitc stets in einer Breite von mindestens 4 Meter freigehalten werden .

ß3 . Der Aushilfsausladeplatz erstreckt sich vom Walz 'schen Hanse , am
unteren Ende des obigen Platzes bis zur Einmündung der Biencnstraße . Er ist zur
Aushilfe bestimmt , wenn drei oder mehr Schiffe zu gleicher Zeit zur Ausladung
kommen . Dieser Platz ist in gleicher Weise freiznhalren wie der eigentliche Ausladeplatz .

1) . Ordnung der zum Ausladen ankommeudcn Schiffe.
8 4 . Das erste ankommende Schiff hat seinen ans Schiffslänge bestimmten Raum

am oberen Ende des eigentlichen Ausladeplatzes direkt von der breiten Treppe an ,
einzunehme » . An dieses Schiff schließt sich unmittelbar das nächstkommende an .
Kommen zugleich noch mehrere Schiffe zur Ausladung , so schließt sich stets das
nächsteintreffende direkt an das vorher angekommene an .

8 5 . Sobald ein Schiff von seiner Ladung entleert ist , hat es sofort den Auslade¬
platz zu verlassen . Dessen Raum daselbst hat das nächste untere Schiff einzunehmen .
Sind mehrere Schiffe zugleich beim Ausladen , so rücken sämtliche in die Räume ihrer
Vorderschiffe ein .
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8 6. Nack der Ausladung eines Schiffes ist der Ausladeplatz sofort zu räumen ,
so daß der Ausladeplatz nicht länger in Anspruch genommen wird , als bis das
Schiff von seiner Ladung entleert ist.

8 7 . Mit dem Ausladen oder dem Abfuhren von gelagerten Gegenständen darf
erst begonnen werde » , nachdem dem Lauerpächter oder seinem Stellvertreter eine
bezügliche Anzeige erstattet worden ist .

Ilcbertretnngen dieser Vorschriften werden gemäß K 155 des P .-Str .-G .-B . an
Geld bis zu IM Mark oder mit .Haft bis zu 14 Tagen bestraft . Der Lauerpächter
sowie die Polizeimannschaft sind zu strenger Anfrechtcrhaltung dieser Ordnung und
sofortiger Anzeige von Uebertrernngen angewiesen .

o . Wolzmarlrt - und Lauer -Ordnung .
tz 1 . Jedem Holzhändler wird auf den zur Lagerung von Holz bestimmten Plätzen

von dem Lanerpächrer eine Stelle angewiesen , an der er sein Holz in beliebiger
Menge aufsetzen kann . An den Holzschichten sind die Namen der Verkäufer , sowie die
von denselben bestimmten Verkaufspreise mit schwarzer Farbe deutlich anzusckrciben .
Die Holzarchcn müssen so gesetzt werden , daß sie nicht einstürzcn können . Das Holz
darf nur auf 8 H2 Ätr . Höhe gesetzt werden . Ausnahmen sind nur zulässig , wenn und
insolange infolge des hohen Wasferstandes des Neckars Raummangel cintritt .

tz 2 . Die Laucrbcdiensteten , d . i . der Lauerpächtcr (Laucrverwalter ) und die Holz¬
messer , Holzeinleger , Lanerkärchcr , Kalkmesser und Stcinaufscver werden vom Stadt -
rale angestellt . Der Lanerpächrer , welcher in besonders zu vereinbarenden Vcrrrags -
verhältnis zur Gemeindeverwaltung steht , vertritt dieselbe gegenüber dem Verkehre
auf dem Holzmarkt . Die übrigen Lauerbedienstcten sind seiner Aufsicht unterstellt
und haben seiner Anordnung Folge zu leisten . Er überwacht die Handhabung der
Hoizmarktordnung und hat alle Ucbertretungcn derselben dem Stadtrat zur Kenntnis
zu bringen . Außer dem Laucrgelde erhebt er auch die an die Lanerbediensteten abzu -
licfernden Gebühren , und es steht ihm das Recht zu , die Abfuhr der gelagerten oder
gemessenen Gegenstände bis zur Zahlung sämtlicher Gebühren zu verbieten .

8 6 . Die Holzmcsser oder Holzeinleger , welche auf die nach Maßgabe der Lancr-
ordnung entworfene Instruktion vom (Äroßh . Bezirksamt verpflichtet werden , haben
das ans dem Lauer zum Verkaufe gelangende Holz zu vermessen . Sie beziehen die
unter 811 bezeichncten Gebühren . Andern Personen ist das Messen von Holz auf dem
städtischen Lauer nicht gestattet .

8 4 . Die Abfuhr des Holzes vom städt . Lauer hat durch die Lanerkärchcr zu ge¬
schehen . Es ist indessen Jedermann gestattet , das für den eigenen Gebrauch
bestimmte Brennholz mir eigenem Fuhrwerk abzuführen .

8 5 . Die Lanerkärchcr , deren Karren mit festen Stellhölzern versehen sein müssen ,
haben nach einer jeden Morgen durch das Loos zu bestimmenden Rangordnung zu
fahren , welche jedoch nur bis zu beendigter Runde besteht . Die spätere Ordnung der
Kärcher bestimmt sich nach der Zeit ihrer Rückkehr , so , daß der frühere Eintreffende
dem später Eintrcffenden vorgeht . Dieselben erhalten die unten folgenden Gebühren .

8 6 . Holzmesser, Holzeinleger und Lanerkärchcr sind verbunden , vom 1 . Mai
bis 80 . September morgens von 6 — 12 Uhr und nachmittags von 1 — 6 Uhr , in der
anderen Jahreshälfte aber von 8 — 12 Uhr vormittags und 1— 4 Uhr nachmittags
auf dem Lauer anwesend zu sein , wenn sie nicht über die Notwendigkeit ihrer Ab¬
wesenheit sich genügend auszumeisen vermögen .

8 7 . Das Ausladen der Steine darf nur zu folgenden Zeiten geschehen : In den
Monaten April bis Oktober von 5 Uhr morgens bis 8 Uhr abends . In den Monaten
März und Oktober von 6 Uhr morgens bis 7Uhr abends . Zn den Monaten November ,
Dezember , Januar und Februar von 7 Uhr morgens bis 5 Uhr abends .

8 8. Der auf den städtischen Lauerplätzen zum Verkauf gelangende Kalk, sowie
die daselbst zu lagernden Steine müssen von den besonders verpflichteten Kalkmessern
und Steinanfsetzern gemessen und bezw . auch aufgesetzt werden .

8 9. Die Holzeinlcger und Holzmcsser haben zur Nachtzeit den Lauer zu über¬
wachen . Außer ihnen ist es daher Niemanden gestattet , nachts den Lauer zu betreten ,
es sei denn , daß er über die Notwendigkeit sich gehörig anszuweisen vermag .

8 10. Dem Lanerpächrer und den sonstigen Lanerbediensteten ist untersagt, aus
den städtischen Plätzen mit Brennholz oder Kohlen Eige n -Handel zu betreiben . Da¬
gegen ist ihnen der kommissionsweise Verlaus von Brennholz und Kohlen ge -
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starker . Den Laucrbediensteten kann von der stadträrlichen Lauerkommission gestattetwerden , ans den städtischen Plätzen andere Nclicnqcschäftc zu besorgen . Der Lauer -Pächter und die Laucrbcdiensteten sind verpflichtet , Jedermann ohne Unterschied mitgebührender Höflichkeit zu begegnen , und haben sich jeder Gebührenübcrfordcrung beiVermeidung strenger Strafe zu enthalten .

sj 11 . Lauergeld -Tarif .
Bon allen Gegenständen , welche an den Lauerplätzcn oder an Uferstcllen , dieGemeinde -Eigentum sind , ausgeladcn werden , muß der Verkäufer , oder , wenn sieschon verkauft hierher gebracht werden , der Käufer an den Lauerpächter folgende Ge¬bühren entrichten :
1 . Von jedem Ster Brennholz ohne Unterschied2.
3 .
4 .
5.
0.
7 .

Rüben

Erde

von je hundert Wellen . — 12
Truderstangen oder Bohnenstecken . — 12
1 ) Hopfenstangen , 2 ) Rippenstücken . — 35
Borden oder Teicheln . — 60
Rindenbnscheln . — 29

. Weinbergstiefel oder Lohkäse . . — 028 . von einem Sack Holzkohlen . — 059 . von je einem Sack Kartoffeln . — 0210 . von jedem Gcbund Reif . — 4011 . von jedem Sperrstnmmel . — 1012 . von je hundert Latten . — 1213 . von je hundert Rahmcuschcnkel oder Faßdauben . — 2314 . von einem Büschel Liest . — 0115 . von einem Stamm Bauholz bis 10m . — 02
von über 10 bis mit 15 m . . . . — 10
von über 15 bis mit 20 m . . . . — 15
von über 20m . — 2516 . von je 100 Centncr Steinkohlen , Heu , Stroh , Kartoffeln ,Aepfeln oder sonstiger Früchte .17 . von je 50 Centner gehauener Steine .18 . von je 1000 Stück Ziegeln oder Backsteinen .

- 19 . von jedem vbm Sand , Mauersteinen , Kalk , Lehm , Kies oder20 . von je 100 Centner gemahlenem Ghps . . . .21 . von je 100 Häuptern Weißkraut .22 . von jedem Wagen Eis .
(Diese Gebühr hat stets der Käufer zu zahlen .)Von nicht namentlich benannten Gegenständen werden die Gebühren erhoben ,welche von einem im Tarif genannten ähnlichen Gegenstände erhoben werden .Bei Streitigkeiten bestimmt die städtische Lauer -Kommission die Gebühren .

Vorstehende Gebühren sind allein schon für das Ausladen auf dein Lauer zu ent¬
richten . Deren Zahlung berechtigt jedoch den Eigentümer der betreffenden Gegenstände ,dieselben ohne besondere Vergütung 2 Wochen auf dem städtischen Lauer lagern zulassen . Für jede weitere Woche der Lagerung ist sodann die Halste der obigen Ge¬
bühren als Lagergeld zu entrichten . Für das zum Vermessen gelangende Brennholz(Z . 1) ist außer dem Lauergeld den Holzmesscrn ein Meßgeld zu entrichten und zwara) vom Verkäufer 15 Pfg . für jeden Srer ,

d ) vom Käufer 15 Pfg . für jeden Ster .
Dieses Meßgeld wird von dem Lauerpächtcr unter die Holzmcsser gleichheitlichverteilt . Für ihre Beteiligung am Holzoermessen erhalten die Holzeinleger in gleicherWeise vom Verkäufer eine Gebühr von 9 Pfg . per Ster ; besorgen dieselben auch das

Ausladen des Holzes , so erhöht sich diese Gebühr auf 12 Pfg .Die mit der besonderen Ueberwachung des Laucrs beauftragten Holzmesser bezw .Einleger erhalten hierfür von jedem Ster Holz , das über Nacht gelagert wird , eine
Gebühr von 4 Pfg . , welche ihnen jährlich oder sobald ein Stoß Holz vollständig ver¬kauft ist , vom Lauerpächter bezahlt wird .

Der Kalkmesser erhält für das Messen eines ebm Kalk die Gebühr von 70 Vsg .,der Steinaufseger für das Aufscöen eines ebm Stein die Gebühr von 12 Pfg . ; veide
Gebühren hat der Käufer zu entrichten .

— 10

1 —
- 25
- 25
- 08
- 70
— 06
- 09
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8 12. Tarif der Lancrkärcher.
Die Lauerkärchcr haben an Gebühren für die Verbringung von Holz , von den

beiden Lauerpläöcn nach den Häusern an den unten genanntenStraßen bezw. Plätzen
zu beziehen:

Nach den Straßen bezw . Plätzen

1

2

3
4
5
6

7
8

9

10

11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22

Von der Marstallstraße, dem Ludwigsplatz bis an den Markt,
Oberbadgasse und Fischergasse einschließlich

Von demMarkt, Fischergasse, Oberbadgasse bis an das Karlsthor
einschließlich .

Von dem Karlsthor bis Hausacker einschließlich .
Auf den Burgweg bis an's Zwerggäßchcn einschließlich
Vom Zwerggaßchen weiter hinauf .
Von dem Lndwigsplatze , der Grabengasse und Marstallstraße

bis an die März- und Ziegelgasse einschließlich
Plöckstraße von der St . Peterskirche bis Sophienstraße
Von der Märzgasse und Ziegelgasse, Hauptstraße mit allen

Seitenstraßen bis zur Sophienstraße einschließlich .
Bergheimerstraße bis an den Brunnen bei Zimmermeister

Veth (Thibantstraße) .
Von Zimmermeister Veth bis Gebrüder Reis (Eingang der

Römerstraße ) .
Ani Güterbahnhof und Römerstraße .
In die Bahnhöfe .
Bahnhofstraße .
Leopoldstraße .
Rohrbacherstraße , Gaisbergstraßebis einschließlich Luisenstraße
Von der Luisenstraße weiter hinaus .
Unterer Faulepelz (Klingenthor ) . .
Oberer Faulepelẑ Diemers Brauerei .
Bis zum ersten Brunnen auf dem Berg . . . .
Bis zur Falknerei (Dr . Lobstein) .
In das Schloß .
Friesenberg .

Vom Holzlauer
der Drei- des

könig- Zimmer -straße Platzes

A
- 74 86

- 86 95
1 8 i 20

— 86 95
— 95 i 8

77 70
— 95 — 86

— 95 — 86

1 3 — 95

1 12 i 3
1 38 i 30
1 3 — 95
1 20 i 12

_ 95 — 86
1 12 i 3
1 30 i 20

— 86 — 86
_ 95 !— 95
2 6 2 6
2 75 ! 2 75

— 95 1 3

8 13 . Wenn die hiesige Stadtgemeindefür ihre Zwecke Gegenstände am Neckar¬
vorland ausladcn oder lagern läßt , so hat sie hierfür keine Äuslade- oder Lager¬
gebühren zu entrichten , auch hat der Lauerpächter keine Gebühr zu beanspruchen,
wenn die Stadtgemeinde auf dem Neckarvorland vorübergehend Buden oder Stände
anfstellen läßt.

8 14. Ucbertrctungen der Holzmarkt - und Lauerordnung werden mit Geldstrafe
bis zu 30 Mark und im Unvcrmögensfalle mit Haft bis zu 8 Tagen bestraft .

v . Ortsübliche Preise für den Nolpnacherlohn .
Für 4 Schnitt (in 5 Stücke) mit Spalten , für das Ster 2 Mk. 57 Pfg.

„ 3 „ ( in 4 Stücke ) „ „ „ „ 2 „ 15 „
„ 4 „ (in 5 Stücke) ohne „ „ „ 2 „ 29 „
„ 3 „ (in 4 Stücke) „ „ „ „ 1 „ 85 „

VI . Markt - und Gewerbe-Polizei.
(Verbrauchssteuer -Vorschriften , vergl . unter Nr . XI.)

L . Wochenmarktordnung.
Ortspolizeilichc Vorschrift vom 6. Oktober 1890 .

8 1 . Der Wochenmarkt findet außer an Sonn- und Feiertagen täglich statt
und zwar :
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auf dem Marktplatz am Montag , Donnerstag und Samstag ;auf dem Wredeplatz am Dienstag und Freitag ;
auf dem Wilhelmsplatz am Mittwoch . An den Tagen , an welchen der Markt

auf dem Wredeplatze abgehalten wird , darf auch auf dem Marktplatz feilgehaltcnwerden .
Der Markt beginnt in der Zeit vom 1 . April bis 30 . September morgens um6 Uhr , vom 1 . Oktober bis 31 . März morgens um 7 Uhr und endigt jeweils mittagsum 12 Uhr . Eine Stunde nach Schluß des Marktes muß jeder Verkäufer seine Ge¬

rätschaften , Reste und Abgänge jeder Art entfernt haben .
8 2 . Gegenstände des Wochcnmarktverkehrs sind :
a . Rohe Raturerzcuanisse jeder Art ;
d . Fabrikate , deren Erzeugung mit der 'Land - und Forstwirtschaft , dem Garten -und Obstbau oder der Fischerei in unmittelbarer Verbindung steht , oder zu den Neben¬

beschäftigungen der Lanhleute der Umgebung gehört , oder durch Taglöhnerarbeit be¬wirkt wird ;
c. Frische Lebensmittel aller Art , sowie geräucherte und gesalzene Fleischwaarcn ;>1. die Maaren der Töpfer , Küblcr , Korbmacher und Bcsenbindcr , ferner Haus -

machcrleinwand , insofernc sie nicht in Ständen verkauft wird .
ß 3 . Ausgeschlossen vom Wochenmarktvcrkehr ist der Verkauf der in tz 2 nicht ge¬nannten Gegenstände , insbesondere des Schlachtviehes , der Trödel -, Colonial - , Spe¬zerei -, Kurzwaren und geistiger Getränke jeder Art , ebenso der Waren der Bürsten¬binder , Kammmacher und Zuckerbäcker , sowie der Verkauf von Seefischen und von

Käsen , mit Ausnahme des weißen Käses und der nicht fabrikmäßig hergestelltenHandkäse .
8 4 . Die Verkäufer haben die zum Verkauf ihrer Waren bestimmten Plätze nachAnweisung des vom Stadtrat ernannten Marktmeistcrs einzunehmen und dürfen die

ihnen angewiesenen Plätze nicht wechseln .
An zwei verschiedenen Orten feilzuhalten , ist nur Verkäufern solcher Waren ge¬stattet , für welche verschiedene VcrkaufSplätze bestimmt sind .
Während der Marktzeit dürfen die Plätze zu keinem anderen Zwecke benützt oder

versperrt werden , und es ist untersagt , über den abgcgrenztcn Marktplatz während derDauer des Marktes zu reiten , mit Wagen zu fahren , Weh zu treiben , Hunde zu führenoder lausen zu lassen .
8 5 . Er dürfen nur gesunde , unverdorbene , unverfälschte und vollständig reifeWaren zu Markt gebracht werden .
Verdorbene , verfälschte , unreife oder sonst der Gesundheit schädliche Waren wer¬den — vorbehaltlich des Einschreitens mit Strafe — weggcnommcn .
tz 6 . Die Gefäße , in welchen entrahmte Milch verkauft oder feilgehalten wird ,müssen an offensichtlichen Stellen eine deutliche , nicht vcrwischbare Inschrift tragen ,welche die Bezeichnung „ Entrahmte Milch " enthält . Die Inschrift ist auf den

Seitenwänden und wenn thunlich auch auf dem Deckel des Gefäßes auzubringen und
hat durch Aufmalen mit schwarzer Farbe auf Hellem Untergrund zu erfolgen . Die
Buchstaben der Inschrift sollen mindestens 3 ein lang sein .

tz 7 . Auf dem Wochenmarkt darf nur den Vorschriften der deutschen Maß - und
Gewichtsordnung entsprechendes Maß und Gewicht in Anwendung kommen .

Die Polizeimannschast ist außer der ihr nach 8 2 des Rcichsgcsetzes vom 14 . Mai
1879 zustehenden Befugnis zur Entnahme von Proben weiter befugt , Marktwaren ,welche nach angegebenem Maß oder Gewicht fcilgeboten werden , nachzuwicgen bczw .
nachzumessen , und Gegenstände , welche das bezeichnet «: Maß oder Gewicht nicht haben ,vom Feilbieten auszuschließen , vorbehaltlich etwa verwirkter Strafe , sofern nicht in
anderer Weise , z. B . durch Zerkleinern einem weiteren Feilbicten nach dem angeblichen
Maß oder Gewicht vorgebeugt werden kann , vom Feilbieten auszuschließen .

8 8 . Getreide , Hülsensrüchte , Dürrobst , Kartoffeln und Bohnen dürfen nur nach
Gewicht verkauft werden .

Auf Verlangen des Käufers muß auch jede andere Marktware auf dessen Kosten
gewogen werdend

Zum Verwiegen der Maaren kann die auf dem Wochcnmarkte von dem Markr -
meister mit Genehmigung des Stadtrates ausgestellte Waage benützt werden . Die im
Tarif vorgesehene Waggebühr hat der Käufer zu zahlen .

tz 9 . Jeder Verkäufer von Backwaren hat während der Verkaufszeit ein für das
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Publikum leicht erkennbares Plakat au seinem Wagen oder Lerkanfskisch anzubriugcn
mit Angabe des Gewichts der Brode sowie des Preises .

Dieses Plakat ist jeweils am 1 . und 15 . jeden Monats mit dem polizeilichen
Stempel versehen zu lassen . Innerhalb dieser Icit darf das Gewicht nicht geändert
und der Preis nicht erhöht werden .

Die Verkäufer von Backwaren haben stets Waage und Gewicht mit sich zu fuhren
und dem Publikum auf Verlangen das Brod vorzuwkcgen .

ts 10 . Von allen zu Markt gebrachten Gegenständen wird die dafür bestimmte
Platz

'
gebühr (das Marktgeld ) von den Verkäufern erhoben und ist die für die Zahlung

empfangene Bescheinigung (das Markzeichcn ) als Ausweis bis zum Verlassen des
Marktes aufzubcwahren .

Den Verkäufern von Obst und Milch ist gestattet , insoweit der Verkehr dadurch
nicht gestört wird , auch auf anderen Straßen lind Plänen als den zum Markt gehöri¬
gen fcilzuhalten , wenn sic das Markrgeld entrichten . Der Wochcnmarkttarif ist im
Rathaus öffentlich angeschlagen , aucb hat der Marktmeistcr und dessen Stellvertreter
den Tarif bei sich zu tragen , um die Richtigkeit der Gebühr belegen zu können .

8 11 . Mit dem Polizeipcrsonat hat auch der vom Stadtrat ausgestellte Markt -
mcister den Vollzug der Marktordnung zu überwachen und in ZweifelSsällcu Aus¬
kunft zu erteilen .

A 12 . Uebertretungen der Marktordnung werden bezüglich des 8 10 nach 8 2
des Gesetzes vom 18 . Dezember 1867 , bezüglich der übrigen Bestimmungen nach 8 HO

Ziff . 6 der Gewerbeordnung an Geld bis zu 30 Mk . oder im Falle des Unvermögens
mit Haft bis zu 8 Tagen bestraft .

8 13 . Diese Vorschrift tritt auf 1 . April 1891 in Kraft . Auf genannten Zeit¬
punkt wird die Speisemarktordnung vom 19 . Dezember 1874 aufgehoben .

Wochcmnarkt -Tarif .
I . Platzgebühren .

1 . für einen Korb bis zu 50 Centimeter Durchmesser .
2 . für einen Korb bis zu 1 Meter Durchmesser .
3 . für einen hohen Korb bis zu 50 Centimeter Durchmesser .
4 . für einen hohen Korb bis zu 1 Meter Durchmesser . . . .
5 . für ein Tuch bis zu 50 Centimeter Raum .
6 . für ein Tuch bis zu 1 Meter Raum .
7 . für einen Sack .
8 . für ein mittleres Faß .
9 . für ein größeres Faß . .

10 . für einen Schiebkarren .
11 . für einen zweirädrigen Handkarren .
12 . für einen Einfpännerwagen .
13 . für einen Zweispännerwagen .
14 . für einen Tisch , auf welchem Waren feilgehalten werden , bis zu

1 Quadratmeter .
15 . für einen Tisch , auf welchem Waren feilgehalten werden , bis zu

2 Quadratmeter .
16 . für einen Stand bis zu 2 Quadratmeter .
17 . für einen Kübel , Fischbehälter sind die Beträge wie bei 1 u . 2 zu erheben .
18 . bei allen sonst zu Markt gebrachten Gegenständen per Quadratmeter
19 . für Benützung eines Sitzplatzes .

5Pfg .
10 „
10 „
15 „

5 „
10 „
10 „
10 „
15 „
10 „
20 .
25 .
35 „

10 „

20 „
20 .

10 .
3 .

II . Waag gebühren .
1 . Von >/e bis 10 Kilo 2 Pfg .
2 . „ 10 50 „ 8
3 . „ 50 „ 75 „ 5 „
4 . „ 75 „ 100 „ 6 „

8 . Gebühren -Taris für Lebensmittel rc . Untersuchungen durch das
chemische Laboratorium der Stadt Heidelberg .

Das städtische Laboratorium steht dem Publikum vom 1 . Februar 1885 an zur
Benützung offen und können bei demselben Untersuchungen der in dem unten auf -
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geführten Tarif bezeichneren Art beantragt werden , für deren Bornahme die in
demselben bczeichneten Gebiihrcnbeträge zn entrichten sind .

Zur Entgegennahme von Untersnchungs -Gcgcnständcn in das Laboratorium ,welches sich im II . Stockwerke des Männerarinenhauscs (Eingang von der Blockstraßeaus ) befindet , an sämtlichen Wochentagen vormittags von 10 bis 12 Uhr geöffnet .

n -
ä

Gegenstände . Bezeichnung der einzelnen Untersuchungen .
Einzulre -

fernde
Menge .

Ge¬
bühr .

1 Bier Bestimmung von Alkohol , Extrakt , Säure , Asche ,
Phosphor -Säure . 1 Liter 6 _

Prüfung auf fremde Bitterstoffe . . . . .. 5 Liter 20 —
2 Brod Bestimmung des Wassergehaltes , Prüfung auf

mineral . Beimengungen , mikrosk . Untersuchung 250 Arm . 4 —
3 Butter Bestimmung des Wasser - resp . Fett -Gehaltes ,

qualitat . Prüfung auf fremde Fette . . . . 50 Arm . 2 —
1 Butterschmalz Prüfung auf fremde Fette , Bestimmung von deren

Menge . 50 Arm . 6 —
5 Cacao Bestimmung d . Asche , des Fett - u . Wassergehaltes 50 Arm . 5 —
6 Chokolade Prüfung auf Mehl und mineral . Zusätze . . . 50 Arm . 3 —

Vollständige Analyse . 100 Arm . 10 !-7 Essig Prüfung auf Gehalt u . giftige Beimengungen . ' /4 Liter 5 _
8 Fett (Schmalz ) Prüfung auf gute Beschaffenheit , Bestimmung des

Wasser -Gehaltes . 100 Arm . 4 —
9 Fruchtsäfte Prüfung auf künstliche Färbung und giftige Bei -

Mengungen . 5 —
10 Gebrauchsgegen - Tapeten , Kleiderstoffe , Spielwaren , qualitative 1 l̂ INsstände und Genuß - Prüfung auf Farbe oder Metalle . . . .

mittel quantitat . Bestimmung des schädlichen Stoffes . 1011 Gewürze Mikroskop . Prüfung , Bestimmung von Asche und
Sand . 50 Arm . 3 _

Bestimmung des Extrakt - Gehaltes . 50 Arm . 3 —
12 Hefe Bestimmung des Wasser - Gehaltes , Prüfung auf

Zusatz von Stärke oder Mineralsubstanzen ,
Prüfung auf Güte . 50 Arm . 4 —

13 Honig Prüfung auf Reinheit . 50 Arm . 4 —
14 Käse Prüfung auf fremde Beimengungen . . . . 50 Arm . 3 —
15 Kaffee Rohe Bohnen , Prüfung auf künstliche Färbung . 100 Arm . 3 —

Gebrannt , Prüfung auf Färbung und Zusatz von
fremden Stoffen oder gebrauchtem Kaffee . . 100 Arm . 5 —

Bestimmung der Asche und des Extrakt - Gehaltes ! 100 Arm . 5 —
16 Kaffee - Surrogate Prüfung aus Reinheit , Mikroskop . Untersuchung ,

Bestimmung des Gehaltes an Asche und Sand 1 Packet 5 —
17 Ligueure , Bräunt - Prüfung auf giftige Bestandteile . ( 4 Liter /wein u . Konditor - einige / 5 _

waren . Stücke >
18 Mehl Bestimmung des Wasser - Gehaltes , der wasserbin -

denden Kraft , des Gehaltes an Kleber u . Asche, ,
mikroskopische Prüfung . ! 250 Arm . 5 —

19 Milch Bestimmung des spezifischen Gewichts , des Rahm - ,
resp . Fett -Gehaltes , der Trockensubstanz . . . Hs Liter 3 —

20 Obstwein Prüfung auf Reinheit . 1 Flasche 8 —
21 Petroleum Prüfung auf Reinheit . ! l/4 Liter I —
22 Rahm Prüfung auf fremde Beimengungen . . . 3 h » Liter 2 —
23 Seife Vollständige Analyse , Wasser , Fettsäuren , Alkalien - 50 Arm . 10 ,—24 Senf Prüfung aus Reinheit . 50 Arm . 3 —
25 Speise -Oel Prüfung auf gute Beschaffenheit . ^100 Arm 4 ,—26 Stärke Mikroskop . Prüfung , Bestimmung des Gehaltes !

an Wasser und Asche . 50 Arm . 3 ,—
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^ inzulie - Oe-
Gegenstände . Bezeichnung der einzelnen Untersuchungen . fernde bühr .

o Menge .

27 Thee Prüfung auf Färbung , fremde Zusätze und ge-
50 Arm .
1 Stück28 Topf -Glasur

brauchien ^ hee .
Prüfung aus Bleigehalt , gualit . Bestim . desselben

5
5

quantit . „ „ 1 Stück 10 —
29 Wasser Prüfung auf Brauchbarkeit als Trinkwasser ( Ge -

samt -Rückstand , Oxydierbarkeit , Salpetersäure ,
salpetr . Säure , Schwefelsäure , Phosphorsäure ,
Ammoniak , Gesamthärte , Mikroskop . Prüfung ) 2 Flaschen 8

Bestimmung des Glühverlustes . — 2 —

Vollständige Analyse . 6 Flaschen 20 —
30 Wein Prüfung v . Traubenwein aus Extrakt , Weingeist ,

Glyzerin , Zucker , freie Säuren überhaupt , freie
Weinsteinsäure qualitat . , Schwefelsäure , Mine -
ralbestandteile , Polarisation , Gummi . . . 1 Flasche 12 —

31 Wurst Prüfung auf Stärke -Gehalt . 1 Stück I —

32 Zucker Prüfung auf Reinheit . 100 Arm . 3 —

0 . Den gewerbsmäßigen Verkauf von Vackwarcn ( Brot ) : c. betr .

Ortspolizeiliche Vorschrift vom 7 . Nov . 1867 . (8 134 b P .- Str .-G .-B .>

8 1 . Wer gewerbsmäßig Brot verkauft , ist verpflichtet , die Preise für dasselbe
alle 14 Tape fest zu bestimme » , an seinem Verkaufslokal auzuschlaqcn und der Orts -
polizeibehörde anzuzcigen . Letzteres mnß von jedem Gewerbetreibenden besonders
geschehen .

8 2 . Innerhalb dieser vicrzehutägigen Periode darf der Preis nicht erhöht werden .
8 3 . Alle Brotsorten mit Ausnahme der Ein - und Zweikreuzer -Brote dürfen

nur mit Angabe eines bestimmten Gewichtes , als Ein - , Zwei -, Vier -Pfund -Laibe
ti . s. tv . verkauft werden und hat der Verkäufer dafür cinzustehcn , daß das Brot das
angegebene Gewicht auch wirklich hat .

8 4 . In jedem Verkaufslokal muß eine Wage ausgestellt sein , damit das Brot
auf Verlangen vorgewogen werden kann . Außerdem wird aber auch von der Polizei¬
behörde von Zeit zu Zci

'
t das Nachwiegen dieser Ware angeordnct werden .

8 o . Bäcker und Verkäufer von Backwaren werden gemäß 8 134 d P .-Str .- G .-B .
bestraft :

a . wenn sie der Vorschrift unter 8 1 , 3 tl . 4 znwiderhandeln , an Geld bis zu 30 Mk .,
b . wenn sie die Vorschrift des 8 2 übertreten , an Geld bis zu 60 Mark .

Die Anschläge über die Preise sind gemäß Art . 73 der Gewerbeordnung mit dem
polizeilichen Stempel zu versehen .

O . Den Verkauf von Rlumen , Obst und Rackvmrrn auf Straßen
und öffentlichen Plätzen betr .

Ortspolizciliche Vorschrift vom 21 . September 1879 .

Auf Grund des § 366 Ziff . 10 R .-Str .-G .-B . wird das Feilbieteu von Blumcii -
Obst und Backwaren auf den Straßen und öffentlichen Plätzen durch Kinder unter 14
Jahren verboten . Eltern und Vormünder sind für Nebertretungen dieses Verbots durch
ihre Kinder mit verantwortlich .

L . Victztzof -Ordnung .
(Schlachthaus -Ordnung vergl . oben II . ^ .)

Ortspolizeiliche Vorschrift vom 13 . Nov . 1876 mit Ergänzungen vom 24 . Juli 1877
und 1 . Oktober 1878 .

'

8 1 . Alles große und kleine Schlachtvieh , sowie Pferde , welche durch Einheimische
oder Auswärtige zu Wasser und zu Land zum Verkauf in hiesiger Stadt cingcbracht
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werden , müssen in den bestehenden Viehhof eingestellt werden . Die Benützung anderer
Stallränme für derartige Tiere , sowie deren Verkauf an anderen Orten ist untersagt .
Alles für hiesige Metzger , selbst auf vorherige Bestellung , eingebrachte Schlachtvieh
gilt als zum Verkauf cingebracht , so lange nicht nachgewiesen wird , daß der Kauf¬
preis mit dem Metzger schon vor dem (Einbringen dem Stück nach fest vereinbart
ist , also namentlich nicht noch von dem , sich nach der Schlachtung ergebenden , Ge¬
wicht oder von der Qualität des Fleisches abhängig gemacht war .

H 2 . Für das Einstellcn des Viehes in den Vichhof auf die Dauer von acht Tagen
hat der Verkäufer an den Beständer zu entrichten :

t ) für einen Ochsen , Stier , eine Kuh , ein Rind oder Pferd 18 Pfg .
2) für ein fettes Schwein . 18
8) für ein Kalb oder Schaf . 12 „
4) für ein mageres Schwein oder eine Ziege . . . . 9 „
5) für ein Spanferkel . 3 „

Bleibt das Vieh länger als acht Tage im Viehhofe stehen , so ist die gleiche
Gebühr wiederholt zu entrichten .

§ 3 . Beständer hat für hinlänglichen Raum zum Unterbringen des einzustcllcndcn
Viehes zu sorgen , die Stallungen mit hinlänglicher Streu versehen zu lassen und sich
jeder Gcbührenüberfordcrung zu enthalten .

H 4 . An den Sonn - und gesetzlichen Feiertagen ist der Verkauf von Vieh im
Viehhofe untersagt .

ß 5 . Das Vieh ist im Viehhof sowohl als während des Transportes unter
gehörige Aufsicht zu stellen .

8 6 . Sämtliches eingebrachte Schlachtvieh muß sich in schlachtfähigcm Zustande
befinden . Kranke und nicht in schlachtfähigcm Zustande befindliche Tiere , sonne un¬
reife Kälber werden , sofern deren Zurückweisung in die Heimat nicht für geboten
erachtet wird , sofort der städtischen Freibank überwiesen . Wissentliches Einbringen
kranken Viehes unterliegt der im 90 des P .-Str .-G .-B . angedrohten Strafe an
Geld bis zu 150 Mark oder an Haft bis zu tt Wochen .

§ 7 . Uebertrctnngen dieser Vorschrift werden nach Maßgabe der KK 69 und 149 ,
Ziffer 6 der Gewerbeordnung mir Geldbuße bis zu 30 Mark und im Falle des Un¬
vermögens mit Haft bis zu acht Tagen öestraft .

O . Verkauf von Holz , Heu und Stroh in den Straffen
(vergl . oben IV . 8 .) .

K . Den Hauflrrffandrt mit Bolz und Rolzlrn betr .
lBczirksamtliche Bekanntmachung vom 26 . März 1889 .)

Wir geben hiermit öffentlich bekannt , daß denjenigen hiesigen Kohlenhändlern ,
welche ohne vorherige Bestellung im Umherzichcn in hiesiger Stadt Kohlen oder son¬
stiges Brennmaterial hansterwcise nach dem Gewicht verkaufen , zur Auflage gemacht
wurde , eine geeignete Wage mit sich zu führen , damit dem Publikum Gelegenheit
geboten sei, sich

'
durch Vorwiegenlassen des betr . Fenerungsmnterials von dem an¬

gegebenen Gewichte desselben zu überzeugen .

H . Das Verdingen von Dienstboten betr .
Ortspolizeilichc Vorschrift vom 21 . März 1866 .

H 1 . Wer das Gewerbe einer Mägdeverdingerin betreiben will , hat dasselbe vorher
bei der Polizeibehörde gemäß Art . 8 hes Gcwcrbegeseyes anznmelden .

§ 2 . Mägdcvcrdingerinncn dürfen nur solche weibliche Dienstboten beherbergen ,
welche a . die vorgeschricbenen Heimatsnrknndcn haben und

I>. dahier einen Dienst suchen .
Dienstboten , welche sich schon 14 Tage dienstlos bei einer Mägdeverdingerin

hier anfgehaltcn haben , dürfen nicht länger beherbergt werden .
H 3 . Die Mägdeverdingerinnen sind dafür verantwortlich , daß in ihrem .Hanse

keine Zusammenkünfte von Mannspersonen mit den Beherbergten stattfindcn .
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Sic haben darüber zu wachen , daß letztere zur Nachtzeit nicht ohne erlaubten
Zweck das Haus verlassen und auf den Straßen umherzichcn . Sollte sich eine Be¬
herbergte etwas derartiges zu Schulden kommen lassen , so haben sie am folgenden
Tage der Polizeibehörde Anzeige davon zu machen .

tz 4 . Sie haben jeden Morgen ein Verzeichnis der sämtlichen in der verflossenen
Nacht Beherbergten nach den : vorgcschriebenen Formular vorznlegen und müsse»dem Polizcipersonal jederzeit Zutritt in ihrem Hause gestatten .

8 5 . Ilebertrctuugen weiden nach Maßgabe des 8 166 des P .-Str .-G .-B . mir
einer Geldstrafe bis zu 25 Mark oder einer Gefängnisstrafe bis zu 8 Tagen geahndet .

In Wiederholungsfällen kann nach Art . 60 Absatz 2 die zeitliche Einstellungdes Gcwerbctricbs auf die Dauer von 6 Monaten eintrcten .
Zu 8 6 Abs . 1 wird denselben strengstens untersagt , Zimmer bczw . Schlafstellenan einzelstchende Herren zu vermieten .

ck. Drosch Ken -Ordnung .
Orrspolizeilichc Vorschrift vom 2 . Januar 1880 .

ß 1 . Wer selbstständig für eigene Rechnung oder als Gehilfe Droschken zu jeder¬
manns Gebrauch an öffentlichen Orten in hiesiger Stadt aufstellen will , hat hievondem Bezirksamte Anzeige zu erstatten . (8 3 der V .-V . zur G .-O .) Zulassung zumGewerbebetrieb ist allen Denjenigen zu versagen , in deren Verhalten und persönlichen
Verhältnissen begründete Besorgnis zu finden ist , daß sie diesen Gewerbebetrieb zur
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung mißbrauchen werden (8 4
Absatz 2 der V .-V . zur G .-O .) .

8 2 . Die Droschken müssen mit zwei Pferden bespannt sein . Die Pferde müssen
hinreichend stark sein , anständig ausschen und sicher gehen ; auch müssen sie gleichwie das Geschirr reinlich gehalten werden .

8 8 . Die aufznstellendcn Wagen müssen solid gebaut , von gefälligem Acnßcrn und
bequem sein . Die Wagentritte müssen so beschauen sein , daß das Einstcigen unbe¬
schwerlich ist, auch muß der Wagenschlag von innen geöffnet werden könneii . Ferner
müssen die .Wagen sauber lackiert , mit gutem , nicht geflicktem Lederzcug , im Innern mit
reinem Ansschlag und mit guter Polsterung versehen sein , auch immer reinlich gehaltenwerden . Jeder Wagen muß mit seiner Bespannung im Verhältnis stehen . Ucbrigens
können die Wagen von verschiedener Bauart sein . Es kann jedoch kein Wagen , dessen
Form mit dem Zweck der hiesigen Droschkenfnhrwerkc nach hiesigen Lokalitäten in
Widerspruch stände , zugelasscn werden . Etwaigen Mängeln an Wagen oder Geschirr
ist unverzüglich abzuhclfcn . Alljährlich findet nach Anordnung der Polizeibehörde auf
Kosten der Besitzer eine Besichtigung sämtlicher Droschken nnd

'
Droschkenpferdc starr .

8 4 - Die Droschken müssen an der Rückwand mit arabischen Ziffern weiß oder
rot und an den Laternen mit arabischen Ziffern rot bezeichnet sein . Die Nummern
teilt das Bezirksamt zu .

8 5 . Die Droschkenführer müssen mindestens 18 Jahre alt , des Fahrens und der
Oertlichkeircn kundig sein ; sic müssen stets nüchtern sein , jedermann höflich und an¬
ständig begegnen und sich genau an die Taxordnnng halten .

In einzelnen Fällen kann das Bezirksamt ans den Antrag des Stadtrats von
dem vorgeschriebencn Alter dispensieren . Die Kutscher dürfen bei besetzter Droschke
nicht rauchen , sich nicht mit den Fahrenden in eine Unterhaltung einlassen , wodurch
ihre Aufmerksamkeit vom Fuhrwerk abgelenkt wird , und . ihre Zügeln niemals diesen
überlassen . Auch dürfen sie sich von ihrem Fuhrwerk nicht enlscrnen . Es liegt ihnendie Pflicht ob , nach jeder Fahrt den Wagen zu durchsuchen und etwa darin gelassene
Gegenstände alsbald bei der Polizeibehörde abznlicfcrn . Sie haben im Dienst stets die
von der Polizeibehörde vorgcschriebene Dienstkleidung zu tragen . Dieselbe besteht in
einem dunkelblauen Nock mit rotem Kragen und 2 Reihen gelber Mctallknöpfe , sowiein einem runden schwarze » Lcderhnt mit der Nummer der betr . Droschke in Nensilbcr .

tz 6 . Jeder Inhaber einer Droschke ist verpflichtet , dieselbe in tadellosem Zu¬
stande auf den gemäß 8 7 bestimmte » Haltestationen und zu den in 8 8 und 14 be¬
stimmten Zeiten ohne Unterschied des Wetters zum Gebrauch des Publikums bereit
zu halten .

8 7 . Die Haltestationcn werden von der Polizeibehörde nach Anhörung des
Stadtrats bestimmt ; es muß jedoch eine verhältnismäßige Verteilung der Fuhrwerke
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ans den verschiedene, , Plänen stnttsinden . Tie, » zu bewerkstelligen ist Sache der Poli¬
zeibehörde . Das Anhalten der Droschken an andern , als an den bestimmten Markt¬
plätzen ist untersagt . Die Droschcnknlscher dürfen nicht in den Straßen hin - und her -
sahrcn , um Bestellungen zu suchen , wohl aber bei der Rückfahrt ans den Warteplatz
Fahrgäste anfnchmen . Die Reinigung der Droschkcnhalrepläve wird auf Rechnungder Stadrkasse durch städtische Bedienstete vorgenommen , wofür von dem Eigentümer
jeder Droschke an die Stadtkasse die jeweils festgesetzten Gebühren zu bezahlen sind .

8 8 . Die Aufstellung der Wagen muß täglich ununterbrochen in den Monaten
November , Dezember , Zannar und Februar von morgens 8 Uhr , in den übrigenMonaten von morgens 7 Uhr bis abends 9 Uhr zum Gebrauch des Publikums fort -
daucrn . Außer dieser Zeir hat der Kutscher bei Srrasvermeidcn aber auch dann zu
fahren , wenn er zuvor eine desfallsigc Bestellung erhalten und angenommen hat ; je¬
doch ist er bei Fahrten zwischen 11 niid 5 Uhr nachts berechtigt , die doppelte Fahrtaxe
zu verlangen .

8 9 . Jedem Besteller steht die Wahl der Droschke frei , und sobald Platz genominen
ist , muß abgefahren werden . Es darf daher keine Droschke unter dem Borgeben , daß
sie schon bestellt sei , versagt werden . Wenn der Fahrende jemand schickt , ihm die
Droschke zu bestellen , so wird im Trab an den Ort der Bestellung gefahren und der
Besteller fährt umsonst mit . Die Bezahlung richtet sich nach der Zeit , zu welcher vom
Wartcplav abgefahren wird und ist der Droschkenkutscher verpflichtet , dem Fahrenden
beim Ein - und Anssteigen seine Uhr vorzuzcigcn . Weigerung , jemand zu fahren , sowie
das absichtliche Fahren an einen unrichtigen Ort wird ebenso bestraft , wie Zudring¬
lichkeit dem reisenden Publikum gegenüber .

8 10 . Das Mirnehmcn anderer Personen beim Beginn und während der Fahrt
ist nur unter Zustimmung des Fahrenden erlaubt . Der Führer darf niemand zu sich
ans den Bock nehmen , ausgenommen hievon ist der Bediente des Fahrenden , welcher
ohne besondere Vergütung milfährt .

8 11 . Das Fahren in der Stadt ans ebenen Wegen geschieht in kurzem gedrun¬
genem Trabe , beim Abbiegen um eine Ecke muß im Schritt gefahren werde » . Beim
Fahren den Schloßberg hinunter , insofern dieses nach 8 llöcl der ortspolizcilichen Vor¬
schrift vom 28 . Dezember 1865 überhaupt noch statthaft ist, ist schon an der sogen .
Falknerci und zwar durch den Kutscher selbst , bis zum Klingenthor vorschriftsmäßig
zu sperren .

Z 12 . Bei cinbrcchender Dunkelheit , und zwar bei jedem Mondstand , sind die
Fuhrwerke gehörig zu beleuchten .

8 18 . lieber die Bezahlung der Droschkenfnhrwerke bestehen »ach Zeit und Ent¬
fernung berechnete , von der Polizeibehörde festgesetzte und publizierte Taxen . Zn jeder
Droschke muß ein Exemplar dieses Tarifes , sowie der Droschkenordnnng auf leicht
sichtbare Weise angehesret sein .

8 1 -1. Die Zahl der Droschken , welche bei Ankunft der Bahnzüge an sämtlichen
Bahnhöfen anwesend sein müssen , wird von der Polizeibehörde nach vorherigem Be¬
nehmen mit den Eisenbahnbehördcn und dem Stadkrat bestimmt ; ebenso der jeweilige
Anfstellnngsplatz daselbst . Die Droschkensührer haben innerhalb des Bahnhosgebietes
allen auf ihre Aufstellung und ihr Verweilen daselbst bezüglichen Anordnungen der
Beamten und Bediensteten der Betriebsverwaltung nnweigerlich Folge zu leisten . Tie
einzelnen Droschkensührer werden zu diesem Dienst nach einem Turnus von dem am
Bahnhof stationierten Schutzmann angewiesen . Sie habe » mindestens 5 Minuten vor
Ankunft der Züge auf dem Platze zu sein . Die Ausstellung der Droschken daselbst
geschieht der Reihe nach , wie sie ankommcn . Beim Bestellen der Droschken ist man
ledoch an diese Reihenfolge nicht gebunden . Die Uebcrtragung des Bahndicnstes auf
einen andern Kutscher ist gestattet , jedoch nur mit Zustimmung des am Bahnhof sta¬
tionierten Schutzmannes und sofern demselben rechtzeitige Anzeige beworben ist . Wer
diesen Dienst versäumt , wird bestraft . Wenn ein Droschkensührer , dem dieser Dienst
obliegt , auf längere Zeit bestellt wird , so daß er zum nächsten Zuge noch nicht zurück
sein kann , so hat er hievon vor dem Abfahren de» dienstthnenden Schutzmann in
Kenntnis zu setzen. Wer ohne diesen Dienst zu habe » oder vorher bestellt zu sein , in
den Bahnhof einfährt , um ankommendc Passagiere in Empfang zu nehmen , verfällt
i » Strafe .

8 15 . Uebertrctnngen vorstehender Bestimmungen werden gemäß 8 184a des
P .- Str .-G .-B . an Geld bis zu 150 Mark bestraft . Oesrere Bestrafungen der Art oder



ein fortgesetztes zuchtloses und unwürdiges Verholten können die Untersagung und
nötigenfalls polizeiliche Einstellung des Gewerbebetriebes zur Folge haben sä 4 , Abs . 3
der V .-V . zur G .-O .) .

L . Droschken-T .irif .
Ortspolizciliche Vorschrift vom 7 . Dezember 1883 .

I . Von den Bahnhöfen in die Stadt (mit den Grenzpunkten : Wirtschaft zum
Rosenbusch , Dicmer '

sche Brauerei , Christoph Kcller '
sche Fabrik , Gasfabrik und Bcrg -

heimer Mühle , diese mit eingeschlossen , Klingcnteich bis zum Eingangsthor des israe¬
litischen Friedhofs ) oder umgekehrt , von da nach den genannten Bahnhöfen , sowie für
Fahrten in der Stadt innerhalb des bezeichneten Bezirks zahlen :

1 Person . 50 Pfg .
2 Personen je 45 Pfg ., zusammen . . . 90 „
3 35 „ „ . 1 Mk . 5 „
4 „ . 1 Mk . 20 „

Diese Taxe erhöht sich bei Fahrten bis zum Weißgerbcr 'schen Hause (dieses mit
inbegriffen ) : für 1 Person auf . . - Mk . 70Psg .

'

für 2 Personen auf . . 1 Mk . 20 Pfg .
für 3 und 4 Personen auf 1 Mk . 50 Pfg .

Vorübergehendes Anhalten unterwegs wird nicht vergütet , so lange die Tauer der
Fahrt dadurch nicht auf mehr als eine Viertelstunde ausgedehnt wird .

Längeres Warten ist nach Abschnitt XI zu vergüten .
II . Bei Eisenbahn -Nachtzüge », d . i . nach 11 Uhr abends bis morgens 5 Uhr zahlt

man für Fahrten von den Bahnhöfen in die Stadt und umgekehrt das Doppelte
der Taxe .

III . Die gleichen Taxen wie unter I und II gellen auch für die Fahrten von und
zu den Häusern über der Brücke , und zwar einerseits bis nach Neuenheim (dieses mit
cingeschlossen ) anderseits bis zu Heydweilers Haus , jedoch mit einem Zuschläge von
30 Pfg ., mögen 1 oder 4 Personen fahren . Für eine Fahrt bis zum Wirtshause in der
Hirschgasse und in die Mönchhofstraße (das Armitagc '

schc Institut cingeschlossen )
beträgt der Zuschlag 50 Pfg .

IV . Für leichtes Handgepäck wird nichts bezahlt . Schweres Gepäck , z . B . Kisten ,
Koffer , vergütet man mit 20 Pfg . das Stück . Kinder unter 6 Jahren , wenn sie mit
Erwachsenen fahren , werden unentgeltlich mitgenommen .

V . Für Fahrten auf Bälle , ins Theater , Gesellschaften und zu Konzerte » zahlt
man , ohne Rücksicht auf die Zahl der Personen :

im Stadtbezirke . 1 Mk . — Pfg .
von und zu den jenseits der Brücke gelegenen Häusern . 1 Mk . 40 Pfg .

Ebensoviel kostet das Abholen . Nach Mitternacht erhöhen sich die Taxen um je 40 Pf .
Für die einfache Fahrt zu dem Friedhof zahlen 1 oder 2 Personen eine Taxe von

1 Mk ., 3 oder 4 Personen eine solche von 1 Mk . 50 Pfg . ; für die Hin - und Rückfahrt
findet Vergütung nach der Zeit ( Ziffer VII ) statt .

VI . Für die einfache Fahrt nach dem Schloßthor oder Schloß zahlen 1 oder
2 Personen eine Taxe von 2 Mk . 50 Pfg ., 3 oder 4 Personen eine solche von 3 Mk . ;
für die Hin - und Rückfahrt beträgt die Taxe ohne Rücksicht auf die Personenzahl -
4 Mk ., wobei eine Stunde Aufenthalt miteingerechnet ist .

VII . Alle übrigen Fahrten werden nach der Länge der Zeit bezahlt und zwar :
1 Person 2 Personen 3 Personen 4 Personen>/4Std . : SO Psg ., 90Psg . , 1 Mk . 5 Pfg . , 1 Mk . 20 Psg .

1 Person 2 Personen 3 und 4 Personen
-/e Stunde I Mk . — Pfg . I Mk . 40Pfg . 1 Mk . 70 Pfg .

1 Mk . 80Pfg . 2 Mk . 20 Psg .
2 Mk . 20 Pfg . 2 Mk . 60 Pfg .

< für 1 und 2 Personen (zusammen ) 50 Pfg .
j für 3 und 4 „ „ 65 Pfg .

Bei Fahrten außerhalb der Stadt und zwar weiter als >/« St . von derselben ent¬
fernt , muß , wenn die Droschke leer zurückgeht , für die Zeit der Rückfahrt die Hälfte
der Taxe vergütet werden . Dies betrifft jedoch nicht die unter I , II , III , VI und VIII
geregelten Fahrten .

- Pfg -
1 Mk . 50 Pfg .
2 Mk . - Pfg .

Jede weitere Stunde kostet :

8/4
1
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VIII . Für folgende Fahrten zahlt man , gleichviel
ob eine oder mehrere Personen bis zu 4 fahren , als feste
Taxe :

^ Einfache .Hin - und
Fahrt hin
oder zurück Rückfahrt

4 4

2 2 > 50

3 30 4
5 — 6 _
6 50 7 _
7 _ 9 _

- 9 — 12 _
( s. Abschn . I .) 2 —

3 — 3 50
> 4 70 5 50

6 50 8 —
13 — 16 50

18
ö — 6 —

13 — 16 _
13 50 17 _
12 — 15 —

— — 16 —

6 8
14 50 18 —

3 50 4 50
. - — 5

8
25

3 50
!

4 50

12
2 40 3 —
2 40 3 —
2 60 3 80
2 — 3 —

— — 12 —

! 6 50 8 —
— 12 —

, 5 50 8

6 —
7
8 —

— 9
14

—

6 — 9 —
2 40 3 _
2 50 4 —
2 50 4 —

Kohlhof

i

1 . Kreuzungsstelle der Schloßstraße und des alten
Schloßbergwegs .

2 . Schloß -Hotel (bezüglich des Gepäcks findet IV . An¬
wendung ) .

3 . Molkenkur über Schloß oder Klingenteich
4 . Molkenkur über Kanzel (Riesenstein )
5 . Schloß , Molkenkur , Neuhof (Speyererhof )
6 . Königstuhl .
7 . Hausacker .
8 . Wolfsbrunnen über Hausacker
9 . Wolfsbrunnen , Schloß . . . .

10 . Wolfsbrunnen , Schloß , Molkenkur
11 . Wolfsbrunnen , Schloß , Molkenkur , Königstuhl
11a . Ueber den Wolssbrunnen , Aukopf , Drachenhöhle ,

Kohlhof , 3 Eichen , Molkenknr , n . d . Stadt zurück
12 . Neuhof (Speyererhof ) .
13 . Neuhof , Königstuhl
14 . Neuhof , Kohlhof .
15 . Klingenteich , Molkenknr , Blockhaus ,
16 . Klingenteich , Molkenkur , Blockhaus über die 3 Eichen

nach dem Kohlhof .
17 . Ueber Klingenteich oder Steigerweg zum Fußpfad nach

dem Aussichtsturm auf dem Gaisberg ( Hin - und
Rückfahrt bei 1 Stunde Aufenthalt )

18 . Neuhof , Kohlhof , Königstnhl .
19 . Terrasse über den Ricsenftein ( Kanzel )
20 . Philofophenweg , Hirschgasse .
21 . Philosophenwcg , Engelswiese , Haarlaß
22 . Zum Wirtschaftsgebäude Philosophenhöh (Hin - und

Rückfahrt bei 1 Stunde Aufenthalt )
22 a . Hirschgassc , Ausstchtsturm auf den : Michaelsberg ,

Philofophenweg , alte oder neue Brücke (mil >/e— 1
Stunde Aufenthalt ) , Hin - und Rückfahrt

23 . Stift Neuburg .
24 . Schlierbach . . . . .
25 . Ziegelhanscn .
26 . Stiftsmühle (Hin - n . Rückfahrt bei 1 Std . Aufenthalt )
27 . Schwetzingen , für den ganzen Tag

„ „ „ halben „
28 . Ncckargemünd , für den ganzen Tag

, , ,, ,, halben , ,
Erfolgt die Fahrt über die Neckargemünder Eisen -
bahnbrücke und Ziegelhausen , so erhöht sich die Taxe
für die ununterbrochene Fahrt ( ohne Aufenthalt ) auf

29 . Kümmclbachcrhof (halben Tag )
wenn die Fahrt über die Neckargemünder Eisenbahn -
brücke und Ziegelhausen geht

30 . Neckarsteinach , für den ganzen Tag
„ „ , , halben „

31 . Handschuhsheim . . . .
32 . Rohrbach .
33 . Wieblingen .

Bei den Fahrten unter Ziffer 28 und 30 erhöht sich die Taxe um 2 Mark ., wenn
die Hin - oder Rückfahrt , und um 3 Mk ., wenn beide Fahrten über Schloß und Wolfs -
brnnnen gehen . Bei Fahrten mit Rückfahrt ist , soweit nichts besonderes bestimmt ist ,
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eine halbe Stunde Aufenthalt an jedem der genannten Orte nüteinhercchnet . Wo meh¬rere Halteplätze genannt sind , kann die Aufenthaltszeit auch auf einen Halteplatz ver¬
einigt werden . Bei längerem Aufenthalt sind für jede angefangene ' /« Stunde 50 Psg .weiter zu entrichten .

IX . Hält der Kutscher bei einer nicht in Abschnitt I , II , III , VI und VIII gere¬gelten Fahrt ausnahmsweise die Vergütung nach der Zeit nicht für angemessen , so istes seine Sache , sofort bei Annahme des Auftrags dafür zu sorgen , daß eine ausdrück¬
liche llcbcreinknnft geschlossen wird ; andernfalls kann er nie mehr als die Gebühr nachder Zeit beanspruchen .

X . Bei cingetretener Dunkelheit müssen die Droschken mit Laternen beleuchtet
sein . Bei einfachen Fahrten (Abschnitt I ), so lange nicht die Nachttaxe cintrilt , zahltman hierfür 6 Psg . für jede Fahrt .

XI . Der Droschkenkutscher muß unverzüglich abfahrcn , sobald jemand die
Droschke genommen oder bestellt hat .

Er ist verpflichtet , 6 Minuten ohne Vergütung zu warten ; wird er länger ausge¬
hakten , so sind für jede angefangene Viertelstunde 50 Psg . zu entrichten .XII . Der Kutscher darf kein Trinkgeld fordern ; auf Verlangen muß er beim
Ein - und Aussteigcn die Uhr vorzeigen .

XIII . Ucbcrtretungcn wolle man unter Angabe der Droschken -Nummer bei dem
Bezirksamt «: oder bei dem nächsten Schutzmann anzcigen .

1- . DienIIinattns -Ord innig vom 21 . November 1872 , nebst Tarif .
8 1 . Wer als Lohndiencr , Dienstmanu u . dgl ., sei cs selbstständig , für eigene

Rechnung oder als Gehilfe eines solchen , oder als Angestellter , oder als Teilhabereines sog . Dienstmanns - Institnts seine Arbeiten und Leistungen ans öffentlichen
Plätzen und Straßen anbictcn will , hat hiervon dem Bezirksamtc Anzeige zu erstatten
(8 8 der V .-V . zur G .- O .) .

Zulassung zum Gewerbebetrieb ist allen denjenigen zu versagen , in deren Ver¬
halten und persönlichen Verhältnissen begründete Besorgnis zu finden ist , daß sie diesenGewerbebetrieb zur Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung mißbrauchenwerden (ß 4 Absatz 2 der V .-V . zur G .-O .) .

Die Lohndiener (Fremdenführer ) haben sich auch über ihre Befähigung auszn -
weisen , insbesondere ist auf einige Kenntnis der französischen Sprache zu sehen .

8 2 . Wer das Dienstmanns - oder Lohndiener - Gewerbe ec . selbst und für eigene
Rechnung betreiben will , hat zugleich durch bare Einlegung in die hiesige Sparkasseund Hinterlegung des Sparkassenbuches in der Gemeinde -Depositur eine Kaution von
350 Mk . zu stellen . Die Unternehmer eines Instituts haben ebenfalls eine Kaution zu
entrichten , deren Größe jeweils nach Anhörung des Stadrates vom Bezirksamtc be¬
stimmt wird . Dieselben haben mit der Kaiitionsbestellnng zugleich eine Urkunde aus -
znstellen , in welcher sie für allen Schaden , welchen ihre Gehilfen , Angestellten oder
Teilhaber verursachen und für welchen nach dem Gesetze die letzteren zu haften haben ,
sich persönlich haftbar erklären .

8 3 . Wer das Gewerbe eines Dienstmanns oder Lohndieners in Person betreibt ,
erhält vom Bezirksamtc eine Nummer angewiesen und hat einen damit versehenen
Metallschild auf der linken Seite der Brust zu tragen . Zugleich ist nach näherer Vor¬
schrift des Bezirksamts an der Kopfbedeckung die Bezeichnung „ Dienstmanu " bczw.
„ Lohndiener "

anzubringen .
Den Dienstmanns -Jnstitnten kann von dem Bezirksamt der ausschließliche Ge¬

brauch besonderer , näher zu bestimmender Abzeichen gestattet werden , und ist dann das
Tragen derselben allen Dicnstmännern , welche nicht zu dem Institut gehören , un¬
tersagt .

8 4 - Die Dicnstmänner ec . haben sich gegen das Publikum willig und anständig
zu benehmen und sich jeder Zudringlichkeit zu enthalten .

8 5 . Den Dicnstmännern ec ., bczw . ihren Vorstehern , ist im allgemeinen die Wahl
des Standortes freigcstellt , vorbehaltlich der Befugnis der Polizeibehörde , ihnen die
zur Verhütung von Kollisionen und Störungen erforderlichen Weisungen zu erteilen ,
welchen sie unweigerlich Folge zu leisten haben .

8 6 . Von jedem Ticnstmann wird angenommen , daß er allen in dem amtlich
genehmigten Tarif bezeichnet «:!! Arten von Arbeiten und Diensten um die dort ansgc -



61

stellten Gebühre » sich unterziehe . Er hat jeder hierauf bezüglichen Aufforderung als¬bald Folge zu leisten , wenn er nicht bereits anderwärts bestellt ist . Das Aubictcii vonFührerdienste » an Fremde , welche die hiesige Gegend oder hiesigen Sehenswürdigkeitciibetrachten wallen , ist nnr den Lohndienern (Fremdenführern ) gestattet .
8 7 . Jeder Dienstmanu re . hat ein Exemplar dieser Ordnung , sowie des Ge -bührentarifs stets bei sich zu führen und auf Verlangen den Bestellern , sowie demPolizeipcrsonal vorzuzeigen .

Tarif .
I . Für bestimmte Gänge .

1) Im Innern der Stadt mit dem Hauptbahnhofe , dem neuen
akademischen Spital , der Tiemer ' schen Brauerei , dem vorm .
Iäger 'schen Bierkeller ( Klingenteich ) und ehemaligen Metz 'schen
Kunstsammlung als Grcnzpunkten , sowie vom Bahnhof bis
zuni Professor Hofman '

scheu Haus (Alte Bergheimerstraße )und der Keller '
schen Fabrik .2 ) Vom Innern der Stadt bis zu den zwei letztgenannten Punk¬ten , sowie dem Schloßberg (oberhalb der Diemerei ) .3 ) Vom Innern der Stadt nach der Gasfabrik und dem Friedhofe4 ) Vom Bahnhof nach den zwei letztgenannten Punkten .5 ) Vom Innern der Stadt nach Neuenheim , Hirschqasse und

Heydweilers Hans .6 ) Vom Bahnhof nach den zwei letztgenannten Punkten , sowie
nach dem Schloßberge .7) Nach dem Schlosse .8 ) Nach Alberts Hotel oder dem Schiehhause .9 ) Nach der Molkenkur oder dem Wolfsbrunnen . . . .10 ) Nach dem Nenhof über die Kanzel .11 ) Nach dem Königstuhl oder Heiligenberg .

12 ) Nach Handschuhsheim , Kirchheun , Ziegelhausen , Wieblingen
oder Rohrbach .

i . ii .
bis mit

5 Kilo - 25 Kilo
gramm ^ gramm
Hand - Hand¬
gepäck yepäck

— , 20 — ' 35
! !

- 35, — 50
- 45 - - 60
— 30 — 40

— 50 - 70

-
'
60 , - ' 80

- 70 l -
- ! 80 ^ 1 ! 10

1 40
1 ^40 ^ 1 70
2 40 3 ^ -

1 — I 40
8 8 . Uebertretungen dieser Bestimmungen werden an Geld bis zu 150 Mk . bestraft .
Oefterc Bestrafungen der Art oder ein fortgesetztes , zuchtloses und unwürdiges

Verhalten können die Untersagung und nötigenfalls polizeiliche Einstellung des Ge¬
werbebetriebes zur Folge haben ( tz 4 Abs . 3 der V .-V . z . G . -O .j .

Wird Rückverbringung , Rückantwort oder Rückbeglcitung verlangt , so ist die
Hälfte der Taxe und zwar wenn das Gepäck nicht zurückgcbracht wird , der einfachen
Taxe von Kolonne l . mehr zu entrichten ; für etwaige Wartezeit ist Abschnitt IV . Ziff . 3
maßgebend . Beträgt das Gewicht des Gepäcks über 25 Kilogramm , so ist die Hälfteder in Kolonne II . angegebenen Taxe mehr zu bezahlen ; für Lasten von über 50 Kilo¬
gramm ist , wenn sie im Handkarren gefahren werden , die doppelte Taxe zu bezahlen ;
mehr kann bei bedeutenden Lasten nur auf Grund ausdrücklicher vorheriger Ueberein -
knnft verlangt werden (Abschn . IV . Z . 1 ) .

Ist das Gepäck Stockwerke hinauf - oder hinunterzntragcn , so kommen per Stück
und Stockwerk 5 Psg . in Ansatz ; Handgepäck bis zu 25 Kilogramm ist ohne besondere
Vergütung hinauf - und hinabzutragen .

Wird der Dienstmann zu den Gängen unter 5, 7— 12 als Führer benützt , so hat
er , einen einstündigen Aufenthalt an Ort und Stelle eingerechnet , 30 Psg . weiter zu
beziehen . Bei längerem Aufenthalte sind für jede angefangene halbe Stunde weitere
30 Psg . zu entrichten .

II . Für bestimmte Zeiten .

1) Für einen Tag (zu 10 Stunden gerechnet )
2) „ einen halben Tag (zu 5 Stunden gerechnet )
3) „ eine Stunde .
4) „ eine halbe Stunde .

ohne !
Gerät¬
schaften ^

mit
Gerät¬
schaften

3 ! —
1 80

— 40
- 25

3 i 80
2 ' 30

— 50
- 30
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III . Für bestimmte Dienstleistungen . ^
1) Wasserpumpen oder Holztragen , per Stunde . — 45
2) Holztragen :

1 Ster nngemachtes Holz von der Straße in das Haus zu tragen
und aufzusetzen . — 25

1 Ster gespaltenes Holz :
a) in das untere Stockwerk zu tragen . - 85
I>) für ein Stockwerk hinauf oder hinunter . - 50
e) für jedes weitere Stockwerk hinauf oder hinunter . . . - 20
ck) Aufsetzen . - 20

3) Kohlentragen :
in den unteren Stock , per Centner . — 5
für jede Treppe hinauf oder hinunter , per Centner weiter . . . — 3
Kohlen von der Straße in den Keller werfen , per Centner . .

' . — 2
in den Hof tragen und von da in den Keller werfen , per Centner . — 5

wobei stets dem Dienstmann die Verpflichtung erwächst , die Straße und
den Hof , wo die Kohlen gelegen , zu schwenken und zu kehren .

4 ) Transport : ,
a ) eines Flügels . 3 45
b ) eines Klaviers oder Pianinos . 2 60

5) Kranke zu fahren :
in besonders hierzu eingerichteten Wagen , die Stunde . — 50
eine halbe Stunde weiter . — 20
eine Stunde weiter , je . — 35
einen einzelnen Weg in der Stadt , im Umkreise von Abteilung 1,1 . - 30

6) Geschäftsreisende zu führen mit Mustern :
eine Stunde . — 70
zwei Stunden . 1 —
drei und mehr Stunden , per Stunde . — 45

IV . Bemerkungen .
1 . Verrichtungen , für welche eine Gebühr im Tarife nicht festgesetzt ist , sind in der

Regel nach der Zeit ( Abschn . II ) zu vergüten . Hält der Dienstmann in einem einzelnen
Falle diese Vergütung nicht für angemessen , so hat er sofort bei Annahme des Auftrags
dafür zu sorgen , daß ein ausdrückliches Uebereinkommen abgeschlossen wird : andern¬
falls kann er nicht mehr , als die Gebühr nach der Zeit beanspruchen . Hierbei wird der
Bruchteil einer Stunde unter 30 Minuten für eine halbe Stunde , über 30 Minuten für
eine ganze Stunde gerechnet .

2 . Wird ein Dienstmann zur Uebernahme einer Bestellung zu dem Besteller in
dessen Wohnung oder sonst wohin geholt , so ist hierfür eine Taxe von 10 Pfg . zu ent¬
richten . Erfolgt sodann eine Bestellung nicht , so hat der Dienstmann weitere 10 Pfg .
anzusprechen .

3 . Auf einen Auftrag , welcher nicht sogleich erteilt wird (2) , haben die Dienst¬
männer 5 Minuten lang unentgeltlich zu warten , ebensolang auf Rückantwort . Wer¬
den sie länger aufgehalten , so sind ihnen von >/^ zu Stunde weitere 10 Pfg . zu ent¬
richten ; die begonnene Viertelstunde wird für voll gerechnet .

4 . Die Dienste der Dienstmänner können in den Monaten April bis einschließlich
September nur von morgens 7 Uhr bis abends 8 Uhr und in den Monaten Oktober
bis einschließlich März nur von morgens 7 Uhr bis abends 7 Uhr zur einfachen Taxe
in Anspruch genommen werden ; außer dieser Zeit ist in den Monaten April bis Sep¬
tember bis abends 10 Uhr , in den Monaten Oktober bis März bis abends 9 Uhr die
Hälfte der Taxe mehr , von da an die doppelte Taxe zu entrichten .

5 . Anforderungen von Trinkgeldern sind den Dienstmännern strengstens untersagt .

dl . Den Geschäftsbetrieb der Fremdenführer , Lohndiencr rc . betr.
Ortspolizeiliche Vorschrift vom 30 . Januar 1874 .

8 1 . Den Fremdenführern , Lohndienern , Hotelwerbern , Portiers und allen Per¬
sonen ähnlichen Gewerbebetriebes ist es unbedingt untersagt , zur Ausübung ihres Ge¬
werbebetriebes das Gebiet der Bahnhofe zu betreten . Alle früher an einzelne dieser
Personen erteilte Berechtigungen treten außer Kraft .

i
i

i

s
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tz 2 . Die Omnibns - Kondukteurc dürfen sich bei Ankunft der Inge nicht mehrvon ihren Schlägen entfernen und überhaupt die den Omnibussen gestellten Linien
nicht überschreiten .

8 3 . Nebertretungen werden an Geld bis zu 15,0 Mk . bestraft (8134aP .St .G .B .) .Bei Wiederholungen erfolgt Untersagung und nötigenfalls polizeiliche Einstellung des
Gewerbebetriebes .

8 4 . Bezüglich der Dienstmänner und Droschkenkutscher bleiben die geltenden
Bestimmungen in Kraft .

Tax -Ordnung für die geprüften Fremdenführer
vom 15 . Januar 1875 .

I . Taren für die Umgebung der Stadt :
Auf das Schloß .

„ Schloß und Molkenkur .
„ Rondell , Riesenstein , Kanzel , Molkenkur und Schloß
„ Schloß und Wolssbrunnen .
, den Königstuhl .
„ Philosophenweg . . . .

"
.

„ Speyererhof (Neuhof ) .
„ Schloß , Molkenkur , Königstuhl , Felsenmeer , Wolfsbrunnen .

1 Mk . 40 Pfg .
2 „ 30 „
3 „ 10 „
2 ' ., 30 „
3 „ - .
1 „ 75 „

II . Taxen für die Stadt selbst :
Für den ganzen Tag ( 10 Stunden ) . 3 .̂ ! — ^

„ halben Tag (bis zu 5 Stunden ) . 1 „ 80 „
„ eine Stunde . — „ 70 „
„ volle zwei Stunden bis zu einem halben Tag . 1 „ 40 „Bei den Taxen unter I . ist eine angemessene Wartezeit und der Rückweg inbegriffen .

Leichtes Handgepäck hat der Fremdenführer ohne besondere Vergütung zu tragen .

dk . Tax -Ordnung für dir Efelsvermieter .
Ortspolizeiliche Vorschrift vom 25 . Juni 1884 . ^ l A

1 ) Nach dem Schlosse über die neue Schloßstraße . . . 1 . —
2 ) Dahin und zurück . 1 . 50
3) Nach dem Schlosse über den Schloßbergweg . — . 70
4) Nach der Molkenkur durch das Klingenteich . 1 . 50
5) Dahin und zurück . ' . . 2 . 50
6 ) Nach der Molkenkur über das Schloß . 2 . —
7) Denselben Weg mit halbstündigem Aufenthalt auf dem Schlosse . 2 . 50
8 ) Nach der Molkenkur über Las Schloß und zurück . . . . 3 . —
9) Durch das Klingenteich nach der Molkenkur und zurück bis aus das

Schloß . 2 . 50
10 ) Nach der Kanzel beim Riesenstein . 1 . —
11 ) Dahin und zurück . 1 . 50
12 ) Nach dem Speyererhof . 2 . 50
13 ) Dahin und zurück . . . 3 . 50
14 ) Nach dem Königstuhl . 3 . —
15 ) Dahin und zurück . 4 . —
16 ) Nach dem Königstuhl und zurück über Las Felsenmcer , Wolfsbrunnen

und Schloß zur Stadt . 6 . —
17 ) Nachdem Gaisbergturm . . . . . . . 3 . —
18 ) Dahin und zurück . 4 . —
19 ) Nach dem Wolfsbrunnen über das Schloß . 2 . 50
20 ) Dahin und zurück . . .

' 3 . 50
21 ) Ueber die Hirschgasse und Philosophenweg bis zur Philosophenhöh . 3 . —
22 ) Ueber die Hirschgasse und Philosophenweg nach Neuenheim . . 3 . 50
23 ) Nach dem Heiligenberg bis zur Klosterruine . 4. —
24 ) Dahin und zurück . 6 . —
25 ) Nach dem Kohlhof . 4 . 50
26 ) Dahin und zurück . 6 . —
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Bei den Hin - und Rückwegen ist eine halbstündige Wartezeit inbegriffen ; für längere
Wartezeit können als Vergütung 20 Pfg . per Viertelstunde beansprucht werden .

Bei sämtlichen Touren bildet das Klingenthor den Abgangspunkt .
Für andere Wege als die oben verzeichneten ist besondere Uebereinkunft zu treffen .
Uebertretungen dieser Vorschrift werden auf Grund des H 134 a. des P .- St .- G .-B . mit

Geld bis zu 50 Mark bestraft .

VII . Rechtsverhältnisse der gewerblichen Arbeiter und der
Dienstboten .

L . Gewerbliche Nrbeiter .
I. Allgemeine Verhältnisse .

8 105 . Die Festsetzung der Verhältnisse zwischen den selbstständigen Gewerbe¬
treibenden und den gewerblichen Arbeitern ist , vorbehaltlich der durch Reichsgesctz
begründeten Beschränkungen Gegenstand freier Uebereinkunft .

Zum Arbeiten an Sonn - und Festtagen können die Gewerbetreibenden die Arbeiter
nicht verpflichten . Arbeiten , welche nach der Natur des Gewerbebetriebes einen Auf¬
schub oder eine Unterbrechung nicht gestatten , fallen unter die vorstehende Bestimmung
nicht . Welche Tage als Festtage gelten , bestimmen die Landesregierungen .

8 107 . Personen unter einundzwanzig Jahren dürfen , soweit reichsgesetzlich
nicht ein anderes zngelassen ist , als Arbeiter nur beschäftigt werden , wenn sic mit
einem Arbeitsbuchs versehen sind . Bei der Annahme solcher Arbeiter hat der Ar¬
beitgeber das Arbeitsbuch cinzufordern . Er ist verpflichtet , dasselbe zu verwahren ,
auf amtliches Verlangen vorzulegen und nach rechtmäßiger Lösung des Arbeits¬
verhältnisses dem Arbeiter wieder auszuhändigen .

Ans Kinder , welche zum Besuche der Volksschule verpflichtet sind , finden vor¬
stehende Bestimmungen keine Anwendung .

8 111 . Bei dem Eintritte des Arbeiters in das Arbeitsverhältnis hat der Ar¬
beitgeber an der dafür bestimmten Stelle des Arbeitsbuches die Zeit , des Eintrittes
und die Art der Beschäftigung , am Ende des Arbeitsverhältnisses die Zeit des Aus¬
trittes und , wenn die Beschäftigung Aenderungen erfahren hat , die Art der letzten
Beschäftigung des Arbeiters ein ^ntragen .

Die Eintragungen sind mit Tinte zu bctvirken und von dem Arbeitgeber W »
unterzeichnen . Sie dürfen nicht mit einem Merkmale versehen sein , welches den In¬
haber des Arbeitsbuches günstig oder nachteilig zu kennzeichnen bezweckt .

Die Eintragung eines Urteils über die Führung oder die Leistungen des Ar¬
beiters und sonstige durch dieses Gesetz nicht vorgesehene Eintragungen oder Ver¬
merke in oder an dem Arbeitsbuche sind unzulässig .

§ 113 . Beim Abgänge können die Arbeiter ein Zeugnis über die Art und Dauer
ihrer Beschäftigung fordern .

Dieses Zeugnis ist auf Verlangen der Arbeiter auch auf ihre Führung auszndehncn .
8 114 . Auf Antrag des Arbeiters hat die Ortspolizeibehördc die Eintragung

in das Arbeitsbuch und das dem Arbeiter etwa ausgestellte Zeugnis kosten - und
stempelfrei zu beglaubigen .

8 115 . Die Gewerbetreibenden sind verpflichtet , die Löhne ihrer Arbeiter bar
in Reichswährung auszuzahlen .

Sie dürfen denselben keine Waren kreditieren . Die Verabfolgung von Lebens¬
mitteln an die Arbeiter fällt , sofern sie zu einem die Anschaffungskosten nicht über¬
steigenden Preise erfolgt , unter die vorstehende Bestimmung nicht ; auch können den
Arbeitern Wohnung , Feuerung , Landnutzung , regelmäßige Beköstigung , Arzneien
und ärztliche Hilfe , sowie Werkzeuge und Stoffe zu den ihnen übertragenen Arbeiten
unter Anrechnung bei der Lohnzahlung verabfolgt werden .

ß 120 . Die Gewerbeunternehmer sind verpflichtet , bei der Beschäftigung von
Arbeitern unter achtzehn Jahren die durch das Alter derselben gebotene besondere
Rücksicht auf Gesundheit und Sittlichkeit zu nehmen .

Sie haben ihren Arbeitern unter achtzehn Jahren , welche eine von der Gemeinde¬
behörde oder voni Staate als Fortbildungsschule anerkannte Unterrichtsanstalt be¬
suchen , hierzu die , erforderlichenfalls von der zuständigen Behörde festzusetzende Zeit
zu gewähren . Für Arbeiter unter achtzehn Jahren kann die Verpflichtung zum Be -
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suche einer Fortbildungsschule , soweit die Verpflichtung nicht landesgesctzlich besteht ,durch Ortsstatut (8 142 ) begründet werden .Die Gewerbeunternehmcr sind endlich verpflichtet , alle diejenigen Einrichtungenherznstellen und zn unterhalten , welche mit Rücksicht ans die besondere Beschaffen¬heit des Gewerbebetriebes und der Betriebsstätte zu thunlichstcr Sicherheit gegenGefahr für Leben und Gesundheit notwendig sind . Darüber , welche Einrichtungenfür alle Anlagen einer bestimmten Art herznstellen sind , können durch Beschluß desBundesrats Vorschriften erlassen werden . Soweit solche nicht erlassen sind , bleibtes den nach den Landesgesetzen zuständigen Behörden überlassen , die erforderlichenBestimmungen zu treffen .
8 120 a . Streitigkeiten der selbständigen Gewerbetreibenden mit ihren Arbeitern ,die auf den Antritt , die Fortsetzung oder Aufhebung des Arbeitsvcrhälknisses , aufdie gegenseitigen Leistungen aus denselben , ans die Erteilung oder den Inhalt derArbeitsbücher oder Zeugnisse sich beziehen , sind , soweit für diese Angelegenheitenbesondere Behörden bestehen , bei diesen zur Entscheidung zu bringen .Insoweit solche Behörden nicht bestehen , erfolgt die Entscheidung durch dieGemeindebehörde . Gegen diese Entscheidung steht die Berufung auf den Rechtswegbinnen zehn Tagen offen ; die vorläufige Vollstreckung wird durch die Berufungnicht ausgehalten .
Durch Ortsstatut <ß 142 ) können an Stelle der gegenwärtig hierfür bestimmtenBehörden Schiedsgerichte mit der Entscheidung betraut werden . Dieselben sind durchdie Gemeindebehörden unter gleichmäßiger Zuziehung von Arbeitgebern und Ar¬beitern zu bilden .

II . Verhältnisse der Geselle, » und Gehilfen .
ß 121 . Gesellen und Gehilfen sind verpflichtet , den Anordnungen der Arbeit¬geber in Beziehung auf die ihnen übertragenen Arbeiten und auf die häuslichenEinrichtungen Folge zu leisten ; zu häuslichen Arbeiten sind sie nicht verbunden .8 122 . Das Arbeitsverhältnis zwischen den Gesellen oder Gehilfen und ihrenArbeitgebern kann , wenn nicht ein anderes verabredet ist , durch eine jedem Teilefreistehende , vierzehn Tage vorher erklärte Aufkündigung gelöst werden .Z 126 . Vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und ohne Aufkündigung könnenGesellen und Gehilfen entlassen werden :
1 . wenn sie bei Abschluß des Arbeirsvertrages den Arbeitgeber durch Vorzeigungfalscher oder verfälschter Arbeitsbücher oder Zeugnisse hintergangen oder ihnüber das Bestehen eines anderen , sie gleichzeitig verpflichtenden Arbeitsver -hältnisses in eilten Irrtum versetzt haben ;2 . wenn sie eines Diebstahls , einer Entwendung , einer Unterschlagung , einesBetruges oder eines liederlichen Lebenswandels sich schuldig machen ;3 . wenn sie die Arbeit unbefugt verlassen haben oder sonst den nach dem Ar -

beirsvcrtrage ihnen obliegenden Verpflichtungen nachzukommen beharrlich ver¬weigern ;
4 . wenn sie der Verwarnung ungeachtet mit Feuer und Licht unvorsichtig um¬gehen ;
ö . wenn sie sich Thätlichkeiten oder grobe Beleidigungen gegen den Arbeitgeberoder seine Vertreter oder gegen die Familienangehörigen des Arbeitgebersoder seiner Vertreter zu Schulden kommen lassen ;6 . wenn sie einer vorsätzlichen und rechtswidrigen Sachbeschädigung zum Nach¬teile des Arbeitgebers oder eines Mitarbeiters sich schuldig machen ;7 . wenn sie Familienangehörige des Arbeitgebers oder seiner Vertreter oderMitarbeiter zu Handlungen verleiten oder mit Familienangehörigen des Ar¬

beitgebers oder seiner Vertreter Handlungen begehen , welche wider die Ge¬
setze oder die guten Sitten verstoßen ;8 . wenn sie zur Fortsetzung der Arbeit unfähig oder mit einer abschreckendenKrankheit behaftet sind .

In den unter Rr . 1 — 7 gedachten Fällen ist die Entlassung nicht mehr zulässig ,wenn die zu gründe liegenden Thatsachen dem Arbeitgeber länger als eine Wochebekannt sind .
Inwiefern in den unter Nr . 8 gedachten Fällen dem Entlassenen ein Anspruchauf Entschädigung znstehe , ist nach dem Inhalt des Vertrages und nach den allge¬meinen gesetzlichen Vorschriften zu beurteilen .
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K 124 . Vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und ohne Aufkündigung können
Gesellen nnd Gehilfen die Arbeit verlassen :

1. wenn sie zur Fortsetzung der Arbeit unfähig werden ;
2 . wenn der Arbeitgeber oßer seine Vertreter sich Thärlichkeitcn oder grobe Be¬

leidigungen gegen die Arbeiter oder gegen ihre Familienangehörigen zu
schulden kommen lasse » ;

3 . wenn der Arbeitgeber oder seine Vertreter oder Familienangehörige derselben
die Arbeiter oder deren Familienangehörige zu Handlungen verleiten oder
mit den Familienangehörigen der Arbeiter Handlungen begehen , welche wider
die Gesetze oder die guten Sitten laufen ;

4 . wenn der Arbeitgeber den Arbeitern den schuldigen Lohn nicht in der be¬
dungenen Weise auszahlt , bei Stücklohn nicht für ihre ausreichende Beschäf¬
tigung sorgt , oder wenn er sich widerrechtlicher Uebcrvorteilungen gegen sie
schuldig macht ;

5 . wenn bei Fortsetzung der Arbeit das Leben oder die Gesundheit der Arbeiter
einer erweislichen Gefahr ansgesetzt sein würde , welche bei Eingehung des
Arbeitsvertrags nicht zu erkennen war .

In den unter Nr . 2 nnd 3 gedachten Fällen ist der Austritt aus der Arbeit
nicht mehr zulässig , wenn die zu Grunde liegenden Thatsachen dem Arbeiter länger
als eine Woche bekannt sind .

Z 125 . Ein Arbeitgeber , welcher einen Gesellen oder Gehilfen verleitet , vor
rechtmäßiger Beendigung des Arbeitsverhältnisscs die Arbeit zu verlassen , ist dem
früheren Arbeitgeber für den dadurch entstehenden Schaden als Selbstschuldner mir -
verhaftet . In gleicher Weise haftet ein Arbeitgeber , welcher einen Gesellen oder Ge¬
hilfen annimmt oder behält von dem er weiß , daß derselbe einem anderen Arbeit¬
geber zur Arbeit noch verpflichtet ist .

III. LehrlingsverlMtniffe.
H 126 . Der Lchrhcrr ist verpflichtet , den Lehrling in den bei seinem Betriebe vor¬

kommenden Arbeiten des Gewerbes in der durch den Zweck der Ausbildung gebotenen
Reihenfolge und Ausdehnung zu unterweisen . Er muß entweder selbst oder durch
einen geeigneten , ausdrücklich dazu bestimmten Vertreter die Ausbildung des Lehr¬
lings leiten . Er darf dem Lehrling die zu seiner Ausbildung und zum Besuche des
Gottesdienstes an Sonn - und Festtagen erforderliche Zeit und Gelegenheit durch Ver¬
wendung zu anderen Dienstleistungen nicht entziehen . Er hat den Lehrling zur Arbeit¬
samkeit und zu guten Sitten anzuhalten und vor Ausschweifungen zu bewahren .

tz 127 . Der Lehrling ist der väterlichen Zucht des Lehrhcrrn unterworfen . Dem¬
jenigen gegenüber , welcher an Stelle des Lehrherrn seine Ausbildung zu leiten hat , ist
er zur Folgsamkeit verpflichtet .

Z 128 . Das Lehrverhältnis kann , »nenn eine längere Frist nicht vereinbart ist,
während der ersten vier Wochen » ach Beginn der Lehrzeit durch einseitigen Rücktritt
aufgelöst werden . Eine Vereinbarung , wonach diese Probezeit mehr als drei Monate
betragen soll , ist nichtig .

Nach Ablauf der Probezeit kann der Lehrling vor Beendigung der verabredeten
Lehrzeit entlassen werden , wenn einer der im Z 123 vorgesehenen Fälle auf ihn An¬

wendung findet .
Von seiten des Lehrlings kann das Lehrverhältnis nach Ablauf der Probezeit

aufgelöst werden :
1 . wenn einer der in 8 124 unter Nr . 1 , 3 bis 5 vorgesehenen Fälle vorliegt ;
2 . wenn der Lehrherr seinen gesetzlichen Verpflichtungen gegen den Lehrling in

einer die Gesundheit , die Sittlichkeit oder die Ausbildung des Lehrlings sst-

fährdenden Weise vernachlässigt , oder das Recht der väterlichen Zucht miß¬
braucht , oder zur Erfüllung der ihm vertragsmäßig obliegenden Verpflich¬
tungen unfähig wird .

Der Lehrvertrag wird durch den Tod des Lehrlings aufgehoben . Durch den
Tod des Lehrherrn gilt der Lehrvertrag als aufgehoben , sofern die Aufhebung inner¬
halb vier Wochen geltend gemacht wird .

tz 129 . Bei Beendigung des Lehrverhältnisses hat der Lehrherr dem Lehrling
unter Angabe des Gewerbes , in welchem der Lehrling unterwiesen worden ist , über
die Dauer der Lehrzeit und die während derselben erworbenen Kenntnisse und Fer -
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tigkeiten , sowie über sein Betrogen ein Zeugnis ausznstellen , welche von der Ge¬meindebehörde kosten - und stempelfrei zu beglaubigen ist.An Stelle dieser Zeugnisse können , wo Innungen oder andere Vertretungender Gewerbetreibenden bestehen , die von diesen ausgestellten Lehrbriefe treten .8 180 . Verläßt der Lehrling in einem durch dies Gesetz nicht vorgesehenen Falleohne Zustimmung des Lehrherrn die Lehre , so kann letzterer den Anspruch auf Rückkehrdes Lehrlings nur geltend machen , wenn der Lehrvertrag schriftlich geschlossen ist . DiePolizeibehörde kann in diesem Falle auf Antrag des Lehrherrn den Lehrling anhaltenso lange in der Lehre zu verbleiben , als durch gerichtliches Urteil das Lehrverhältnisnicht für aufgelöst erklärt ist . Der Antrag ist nur zulässig , wenn er binnen einer Wochenach dem Austritte des Lehrlings gestellt ist . Im Falle der Weigerung kann die Poli¬zeibehörde den Lehrling zwangsweise zurückführe » lassen , oder durch Androhung vonGeldstrafe bis zu SO Mark oder Haft bis zu fünf Tagen zur Rückkehr ihn anhalten .tz 181 . Wird von dem Vater oder Vormund für den Lehrling , oder , sofern derletztere großjährig ist, von ihm selbst dem Lehrherrn die schriftliche Erklärung abge¬geben , daß der Lehrling zu einem anderen Gewerbe oder anderen Berufe übergehenwerde , so gilt das Lehrverhältnis , wenn der Lehrling nicht früher entlassen wird , nachAblauf von vier Wochen als aufgelöst . Den Grund der Auflösung hat der Lehrherrin dem Arbeitsbnche zu vermerken .
Binnen neun Monaten nach der Auflösung darf der Lehrling in demselben Ge¬werbe von einem anderen Arbeitgeber ohne Zustimmung des früheren Lehrherrn nichtbeschäftigt werden .
8 132 . Erreicht das Lehrverhältnis vor Ablauf der verabredeten Lehrzeit seinEnde , so kann von dem Lehrherrn oder von dem Lehrling ein Anspruch auf Entschädi¬gung nur geltend gemacht werden , wenn der Lehrvertrag schriftlich geschlossen ist . Inden Fällen des § 128 Absatz 1 und 4 kann der Anspruch nur geltend gemacht werden ,wenn dieses in dem Lehrvertrag unter Festsetzung der Art und Höhe der Entschädigungvereinbart ist .
Der Anspruch auf Entschädic ;ung erlischt , wenn er nicht innerhalb 4 Wochen nachAuflösung des Lehrverhältnisses un Wege der Klage oder Einrede geltend gemacht ist.8 183 . Ist von dem Lehrherrn das Lehrverhältnis aufgelöst worden , weil derLehrling die Lehre unbefugt verlassen hat , so ist die von dem Lehrherrn beanspruchteEntschädigung , wenn in dem Lehrvertrage ein anderes nicht ausbedungen ist , auf einenBetrag festzusetzen , welcher für jeden auf den Tag des Vertragsbruches folgenden Tagder Lehrzeit , höchstens aber für sechs Monate , bis auf die Hälfte des in dem Gewerbedes Lehrherrn den Gesellen oder Gehilfen ortsüblich gezahlten Lohnes sich belaufen darf .Für die Zahlung der Entschädigung sind als Selbstschuldner mirverhaftet devVater des Lehrlings sowie derjenige Arbeitgeber , welcher den Lehrling zum Verlassender Lehre verleitet oder welcher ihn in Arbeit genommen hat , obwohl er wußte , daßder Lehrling zur Fortsetzung eines Lehrverhältnisses noch verpflichtet war . Hat der

Entschädigungsberechtigte erst nach Auflösung des Lehrverhältnisses von der Persondes Arbeitgebers , welcher den Lehrling verleitet oder in Arbeit genommen hat , Kennt¬nis erhalten , so erlischt gegen diese der Entschädigungsanspruch erst , wenn derselbenicht innerhalb vier Wochen nach erhaltener Kenntnis geltend gemacht ist .

Lrtsstatut .
Auf Grund des 88 120 , Absatz 2 und 142 der Gewerbe -Ordnung und im Hin¬blick auf 88 134 und 161 der bad . Vollzugsverordnung zur Gewerbe -Ordnung , sowienach Ansicht des 8 7g der Städte -Ordnung wird festgesetzt :

8 1 - Die Arbeiter jeder Art - Gesellen , Gehilfen , Lehrlinge — , welche aus derVolksschule entlassen und in Gewerbebetrieben der in 8 2 gedachten Art beschäftigt sind ,sind bis zur Erreichung des 18 . Lebensjahres verpflichtet , die Gewerbeschule zu be¬suchen, sofern sie nicht schon vorher die vorgeschriebenen drei Jahresklassen ordnungs¬mäßig durchlaufen und ein Abgangszeugnis erhalten haben . Absolvier ein Schülerdie drei JahreSklasseu schon vor Erreichung des 18 . Lebensjahres , so hat er aber wäh¬rend der Restzeit noch den Zeichen -, resp . Modellier -Unterricht zu besuchen .8 2 . Die Vorschrift des 8 1 findet auf alle Arbeiter Anwendung , welche in denBetrieben folgender Gewerbeunternehmer beschäftigt sind :
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Bantechniker ,
Bildhauer ,
Buchbinder ,
Drechsler ,
Flaschner ,
Glaser ,
Goldarbeiter ,
Graveure ,

Gürtler ,
Gypser ,
Hafner ,
Installateure ,
Küfer ,
Kupferschmiede ,
Lithographen ,

Maler ,
Maschinenbauer ,
Maurer ,
Mechaniker ,
Ofensetzer ,
Schlosser ,
Schmiede ,

Schreiner
Sreinhauer ,
Tapezierer ,
Tüncher ,
Vergolder ,
Wagner und
Zimmerleute .

8 3 . Arbeiter der in 8 2 gedachten Art können vom Gewerbeschulrat aus der

Gewerbeschule ausgewicsen , beziv . der Fortbildungsschule überwiesen werden , wenn sich
im Laufe ihres Schulbesuches herausstcllt , das ; sie die erforderlichen Vorkcimtnisse nicht
besitzen .

8 4 . Solchen Arbeitern , welche nicht in einem Gewerbebetriebe nach 8 2 beschäf¬
tigt , aber aus der Volksschule entlassen sind und das 18 . Lebensjahr noch nicht erreicht
haben , sowie allen fortbildungSschulpflichtigen Schülern steht , sofern diese Arbeiter ,
bezw . Schüler die zum Besuche der Gewerbeschule erforderlichen , durch eine Prüfung
uachzuweisenden Vorkeuntnifse besitzen, der Eintritt in die Gewerbeschule beim Beginn
eines Semesters frei . Sie haben den Stundenplan der Anstalt pünktlich zu beachten .

Der Austritt vor Vollendung des jeweiligen Jahrcsknrses ist nicht gestattet .
Z 5 . Solange ein Arbeiter die Gewerbeschule besucht , ist er vom Besuche des

gesetzlichen Fortbildungsnntcrrichts entbunden .
8 6 . In außerordentlichen Füllen kann der Gewerbeschulrat auf ein gut begrün¬

detes
"

schriftliches Gesuch vom Besuche der Gewerbeschule oder einzelner Fächer der¬

selben dispensieren .
Z 7 . Alle Schüler der Gewerbeschule haben die durch den Gewerbeschulrat auf -

zustellcnde Schulordnung pünktlich zu beobachten .
8 8 . Jeder Schüler hat für jedes Jahr des Besuches der Gewerbeschule 7 Mark

Schulgeld zu bezahlen .
Das Schulgeld wird in Halbjahresraten jeweils am Anfang des Semesters oder

im Falle des Eintritts in die Schule während des Semesters sofort beim Eintritt zum
voraus erhoben .

8 9 . Ist ein Schüler dürftig und würdig , so kann ihm der Gewerbeschulrat auf
entsprechenden Nachweis das Schulgeld Nachlassen . Ebenso werden ihm erforderlichen¬
falls die nötigen Schulmittel ans der Kasse der Anstalt oder einer Stiftung angeschafft .

8 10 . Die Arbeitgeber und Lehrmeister sind verpflichtet , ihren in die Anstalt
— wenn auch freiwillig — eingetretencn Arbeitern den Besuch der Schule nach Maß¬
gabe dieses Statuts zu gestatten und ihnen die hiezu nötige Zeit zu gewähren .

8 11 . Zuwiderhandlungen gegen das Statut seitens der Arbeitgeber oder der

Gewerbeschüler werden , soweit nicht gegen letztere auf Grund der landesherrlichen Ver¬

ordnung vom 16 . Juli 1869 disciplinär eingeschritten wird , » ach Maßgabe der be¬

stehenden Gesetzesbestimmungen l8 147 ^ G .-O . 8 71 a P .- Str .-G .-B .) geahndet .
Dieses Statut trat mit Ostern 1886 in Kraft . Der durch dasselbe cingeführtc

Zwang zum Besuche der Gewerbeschule erstreckt sich jedoch blos ans diejenigen junge »

Leute , welche an Ostern d . I . oder in der Folge aus der Volksschule entlassen werden ,
und nicht auf diejenigen , welche bereits in den letzten Jahren aus der Volksschule ent¬

lassen wurden , zur Zeit aber das 18 . Lebensjahr noch nicht erreicht haben .

lg . Gesetz , bet ressend die Nechtsvertzältnisse der Dienstboten
vom 3 . Februar 1868 .

(Bestimmungen bezüglich des Gewerbes der Mägdcverdingeriunen vergleiche VI . 6 .j

8 1 . Der Vertrag zwischen dem Dienstboten und der Dienstherrschaft , wodurch
der eine Teil zur Leistung häuslicher oder landwirtschaftlicher Dienste während eines

längeren Zeitraums , der andere Teil zur Zahlung eines bestimmten Lohnes , sowie zur
Leistung eines angemessenen Unterhalts sich verpflichtet , ist verbindlich abgeschlossen , so¬
bald über die Art der zu übernehmenden Dienste im allgemeinen und über den Betrag
des Dienstlohnes Einigung erfolgt ist . Insofern der Inhalt des abgeschlossenen Ver¬

trages nicht abweichende Bestimmungen festsetzt, richten sich die Rechte und Verbindlich¬
keiten der Vcrtragsperson nach den folgenden Vorschriften .

8 3 . Die Einhändigung und Annahme eines Haftgeldes gilt als ein Beweis des

abgeschlossenen Vertrages . Einseitige Zurückgabe oder Ueberlassung des Hafrgeldes lost
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den Vertrag nicht auf . Das den Dienstboten etwa gegebene Haftgeld wird auf denLohn abgerechnet .
8 A häuslichen Diensten gemieteten Dienstboten beginnt die Dienstzeitam 2 . Weihnachtstag , 2 . Ostertag , Johannistag , Michaelistag und dauert bis zu demjeweils nächstfolgenden dieser Tage . Bei der Miete zu Dienstleistungen in der Land .Wirtschaft gilt der Vertrag für 1 Jahr abgeschlossen und beginnt am 2 . Weihnachtstag .Dasselbe gilt bei den Dienstboten , welche sowohl zu landwirtschaftlichen als zu häus¬lichen Diensten gemietet werden . Bei dem Gedinge monatlicher Zahlung gilt der Ver¬trag auf die Dauer eines Monats geschlossen .
8 4 . Der Vertrag , welcher bei den auf ein Jahr gemieteten Dienstboten nicht sechsWochen , bei den auf ein Vierteljahr gemieteten nicht vier Wochen oder bei monatSwcisegemieteten Dienstboten nicht 14 Tage vor Ablauf der Dienstzeit gekündigt wird , ist alssür die gesetzlich unterstellte Tauer der Dienstzeit stillschweigend erneuert anzasehen .8 5 . Die Vorschriften der 88 6 und 4 finden keine Anwendung , wenn abweichendeBestimmungen durch Ortsgebranch hergebracht sind und dessen Bestehen durch einenBeschluß des GcmcinderakS festgestellt und öffentlich bekannt gemacht wurde .8 6 . Dienstboten haben sich allen , ihren Kräften und dem Inhalte des Dienst¬vertrages entsprechenden Verrichtungen nach Anordnung der Dienstherrschaft zu unter¬ziehen und sich der Ordnung des Hauses zu unterwerfen . Die Dienstboten lind nichtberechtigt , sich in den ihnen anfgerragencn Verrichtungen vertreten zu lassen . Siemüssen , selbst wenn sie nur zu gewissen Diensten angenommen sind , nötigenfalls undvorübergehend auch andermeite , ihren Verhältnissen nicht unangemessene Verrichtungennach Anordnung der Dienstherrschaft übernehmen . Für Schaden , welchen der Dienst¬bote der Herrschaft znfügt , hat er nach Maßgabe der allgemeinen landrcchtlichen Be¬stimmungen über Schadenersatzpflicht Ersatz zu leisten .

8 7 . Die Dienstherrschaft ist verpflichtet zur Leistung des Lohnes und Unterhaltsdes Dienstboten in Kost und Wohnung , wie solche für Dienstboten der gleichen Art üb¬lich sind . Die Ansbczahlnng des Lohnes erfolgt am Ende der Dienstzeit . Wird nachAblauf der Dienstzeit der Vertrag fortgesetzt , so darf die Zahlung der Hälfte des ver¬fallenen Lohnes um vier Wochen verschoben werden . Das auf die Dauer eines Jahresgemietete Gesinde kann verlangen , daß ihm nach 4 Monaten der Dienstzeit ein Viertel ,nach 8 Monaten ein weiteres Viertel des Jahreslohnes ansbczahlt werde .8 8 . Wird ein Dicnstbote ohne eigenes grobes Verschulden krank , so hat die Dienst -
Herrschaft ihn acht Tage lang zu verpflegen und die Kalten für den Arzt und die Arz¬neien zu übernehmen . Sie ist indessen berechtigt , den Kranken in öffentlichen Kranken¬anstalten nntcrznbringen .

8 9 - Stirbt ein Dienstbore , so können seine Erben den Lohn nur für die Zeit bis
zum Eintritte der Erkrankung fordern . Die Begräbniskosten fallen dem Dienstherr »nicht zur Last .

8 10 . Die Dienstherrschaft ist berechtigt , das Gesinde ohne Aufkündigung sofortzu entlassen :
wegen völliger Unfähigkeit zu den übernommenen Dienstleistungen , sowie wegen

Verhinderung an deren Besorgung , insofcrne solches durch eigenes Verschulden des
Dienstboten veranlaßt wurde , oder bei zufälliger Entstehung über 14 Tage andancrte ,wegen Untreue , hartnäckigen Ungehorsams , wegen Unsittlichkeit , überhaupt wegensolcher Handlungen , welche nach ihrem Wesen mir dem für das Dienstbotenvcrhältnis
erforderlichen Vertrauen oder mit der häuslichen Ordnung unvcreinbarlich sind .

8 11 . Das Gesinde ist befugt , den Dienst ohne Aufkündigung sofort zu verlassen :
wenn der Dienstbare durch schwere Erkrankung zur Fortsetzung des Dienstes un¬

vermögend ist, wenn die Dienstherrschaft in Gant gerät , wenn sie den Wohnort
bleibend verändert oder den Dienstboten nötigen will , längere Reisen in entfernte
Gegenden mitznmachen ;

wenn sic den Dienstboten mißhandelt , ihm Unsittliches ansinnr oder ihn vor sol¬
chen Zumutungen Anderer , die zur Familie gehören oder im Hause regelmäßigen
Zutritt haben , nicht schützen konnte oder wollte ;

wenn sie dem Dienstboten den Lohn über die Verfallzeit vorcnthälr oder ihm den
nötigen Unterhalt verweigert , sowie überhaupt wegen solcher Handlungen der Dienst -
Herrschaft , welche wie die angeführten , mit den vom Gesinde gegenüber der Herrschaft
nach dem Dienstbotcnverhältnisse zustehcndcn Anforderungen unvcreinbarlich sind .

8 >2 . Der ans länger als ein Vierteljahr abgeschlossene Vertrag kann vor Ablauf
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der Dienstzeit mit Frist von sechs Wochen anfgekiindet werden , wenn das Haupt der
Familie oder das Mitglied derselben stirbt , für dessen besondere Bedienung das Gesinde
gemietet worden ist .

8 13 . Wenn der Dienstbote während der Dienstzeit gemäß 8 10 entlassen wird
oder austritt , so kann er nur nach Maßgabe der Dauer des VertragsverhälrnisseS An¬
spruch auf die Gegenleistungen des Dienstherrn erheben .

Das Gleiche gilt in den Fällen des 8 12 .
Z 14 . Wenn ein Dienstbote vertragswidrig den Dienst nicht antritt , unbefugt aus¬

tritt , oder gemäß 8 10 , und zwar in Folge eigenen Verschuldens entlassen wird , so
kann der Dienstherr , ohne daß eine gerichtliche Auflösung des Vertrags , eine Verzugs -
setznng oder der Beweis des Eintritts und Betrags des Schadens nötig fällt , statt der
Erfüllung des Vertrags eine Entschädigung verlangen oder in Aufrechnung bringen ,
welche sich auf die Hälfte des Viertcljahreslohnes beläuft . Wenn Dienstboten für
landwirtschaftliche Geschäfte in der Zeit vom Juni bis einschließlich Oktober vertrags¬
brüchig oder entlassen werden , so erhöht sich die Entschädigung auf den Merten Teil
des Jahreslohnes .

8 15 . Dem Dienstherr » steht zur Sicherung seiner Eutschädigungsforderung gegen
den Dienstboten an der in seiner Wohnung emgebrachten Habe desselben , mit Aus¬
nahme der zum täglichen Gebrauch unentbehrlichen Kleidungsstücke , ein Rückbehaltungs¬
recht zu . Wenn der Dienstherr nicht innerhalb sechs Tagen seine Entschädigungsklagc
gegen den Dienstboten bei dem zuständigen Richter anhängig macht , oder nicht inner¬
halb acht Tagen nach Erwirkung eines rechtskräftigen obsiegenden Urteils den Zugriff
auf die rückbehaltene Habe beantragt , so erlischt das Rückbehaltungsrecht .

8 16 . Wird ein Dicnstbote von der vertragsschließenden Herrschaft unbefugter
Weise nicht angenommen oder vertragswidrig entlassen , oder nimmt er aus Verschulden
des Dienstherr » nach 8 11 seinen Austritt , so kann er , außer dem Lohne für die abver -
dienre Zeit , ohne daß eine gerichtliche Auflösung des Vertrages , eine Verzugssetzung
oder der Beweis des Eintritts und des Betrags des Schadens nötig fällt , statt der Ver¬
tragserfüllung eine Entschädigung verlangen , welche die Hälfte des Vierteljahreslohns
beträgt . Wenn Dienstboten für landwirtschaftliche Geschäfte in der Zeit vom Oktober
bis einschließlich Februar nicht angenommen , entlassen werden oder anstreten , so erhöht
sich die Entschädigung ans den vierten Teil des Jahreslohns .

8 17 . Bei monatwcise vermietetem Gesinde beläuft sich die Entschädigung auf den
Betrag des Lohns für einen halben Monat .

8 18 . Sowohl den Dienstherren als de» Dienstboten bleibt in den Fällen der vor¬
hergehenden W Vorbehalten , einen höheren Schaden gerichtlich geltend zu machen .

8 19 . Wer einen Dienstboten , der unbefugter Weise den Dienst nicht angetreten
hat oder unbefugter Weise aus dem Dienste ausgetreten ist, wissentlich vor Bereinigung
seiner früher eingegangencn Verbindlichkeiten in ein neues Dienstverhältnis aufnimmt ,
kann von dem beschädigten Dienstherrn gerichtlich zum Ersatz des durch den Vertrags¬
bruch entstandenen Schadens , soweit solcher nachgewicsen wird , angehalten werden .

8 20 . In Streitigkeiten zwischen Dienstboten und Dienstherrschaft ist die Tagfahrt
zur Verhandlung über die Klage mit thunlichster Beschleunigung abznhalten . Die Tag -
sahrt darf nur einmal und unter der Voraussetzung , daß ein unabwendbares Hindernis
angeführt und bescheinigt sei , verlegt werden . Die Vollstreckung des Urteils wird , un¬
geachtet eingelegter Rechtsmittel , bei Sicherheitsleistung ohne Aufschub vollzogen .

Gegeben zu Karlsruhe in Unserem Staatsministerinm , den 3 . Februar 1868 .
Friedrich .

Stabil . Jolly . Ans Sr . König ! . Hoheit höchsten Befehl :
Schreiber .

0 . Krankenversicherung der gewerblichen Arbeiter
und Dienstboten .

1 ) Umfang der Krankenversicherungspflicht .
Die KrankenversichernngKpflicht tritt hierorts kraft reichs - und landesgesetzlicher

sowie ortsstarutarischcr Vorschrift ein :
1 . Für alle in Fabriken rc ., im .Handwerk und in sonstigen stehenden Ge¬

werbebetrieben , bei Banken , auf Werften, in Brüchen und Gruben, sowie in sol¬
chen Betrieben beschäftigten Persoiren , in denen Dampfkessel oder durch elementare
Kraft bewegte Triebwerke zur Anwendung kommen .
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2 . Für in den Betrieben der Post - , Telegraphen - und Eisenbahnverwaltnngen re. ,beim gewerbsmäßigen Fuhrwerks -, Lchifffahrts -, Flößerei - und Fährbetrieb ,dem gewerbsmäßigen Speditionsbetrieb ec . , sowie :3 . Für die in der Land - n . Forstwirtschaft und deren Ncbenbetricben beschäf¬tigten Personen ( einschließlich der in solchen Betrieben beschäftigten Dienstboten ) .4 . Für die häuslichen Dieustboten .
Zu den unter Ziffer 1 genannten Personen gehören auch die Handlungs -'

ge Hilfen und Lehrlinge , sowie die Gehilfen und Lehrlinge in den Apotheke » .Eine Ausnahme von der Versichernnqspflicht greift Platz :a . Für Personen , deren Beschäftigung ihrer Natur nach eine vorüber¬gehende oder durch Arbeirsvertrag im voraus auf einen Zeitraum vonweniger als einer Woche beschränkt ist.b . Für Bekricbsbeamte und Angestellte , deren Gehalt ec . 6 -/z Mark für den Ar¬beitstag übersteigt .
e . Für die mit festem Gehalt angestcllren Betriebsbeamten des Reiches , desStaates oder eines Kommunalverbandes .ä . Für Personen des Soldatenstandes .

2) Organisation der Krankenversicherung .Die mit der Einführung des Krankenversicherungsgesetzes vom 15 . Juni 1883 insLeben getretenen drei Orlskraukenkassen haben sich mit 1 . Januar 1889 vereinigt zueiner :
Gemeinsamen Ortskrankentasse Heidelberg ,

Unter dieselben fallen sämtliche unter 1 — 3 oben anfgeführten Personenklassen ,falls sie gegen Gehalt oder Lohn ( wozu auch Tantiemen oder Naturalbezügegehören , wie Genuß freier Kost re . ) in hiesiger Stadt beschäftigt sind , und nichteiner Fabrikkrankenkasse , einer Jnnnngskrankcnkasse oder einer den Anforderungendes tz 75 des Krankenversicherungsgesetzes entsprechenden eingeschriebenen oderfreien Hilfs lasse als Mitglied angehören .Die ohne Gehalt oder Lohn beschäftigten Gesellen , Gehilfen und Lehrlinge(Volontäre ) sowie sämtliche
hauswirtschaftliche «» Dienstbotenwerden versichert durch die „ landesgcsetzliche "

Gemeindckrankenvcrsicherung .Die Ortskrankenkasse gewährt als Unterstützung :
1 . für die Dauer von 13 Wochen : freie ärztliche Behandlung , freie Arznei undbei Erwerbslosigkeit ein Krankengeld ,2 . eine Wöchnerinnennnterstütznng für die Dauer von 3 Wochen ,3 . ein Sterbegeld .

Die Gemeindeversicherung gewährt weder Krankengeld oderWöchncrinncn -
untcrstütznng oder Sterbegeld .

Das Recht zum Beitritt zur Orrs kranken lasse steht nach § 8 des
Kassenstatuts neben andere » Personenklassen besonders den in der sogen . Haus¬industrie thätigen Personen sowie auch den Besitzern von Gewerbebetriebenund Handlungs geschälten zu , deren nicht reduzierter Einkommenssteueranschlag2000 Mark nicht übersteigt .

3) Pflichte » der Arbeitgeber ( Dienstherrschaften ) und Folgen
etwaiger Versäumnis derselben ,

a . Der H 49 des Krankenversicherungsgesetzes bestimmt :
„ Die Arbeitgeber haben jede von ihnen beschäftigte versicherungspflichtigc Per¬son, für welche die Gemeindekrankenversichcrnng eintriit , oder welche einer Orts¬

krankenkasse angchört , spätestens am dritten Tage nach Beginn der Beschäftigunganznmelden und spätestens am dritten Tage nach Beendigung des Arbeitsverhälr -
uisses wieder abzumeldcn . "

Diese Anmeldepflicht erstreckt sich auch ans die einer Hilfs - oder Jnnungskasse ec .angehörcnden Personen .
Bei Versäu m nngd e r A n m eldn n g ist der Arbeitgeber nach § 50 des Gesetzes

verpflichtet , der Oriskrankcnkasse oder der Gemeindeversicherung alle Aufwen¬
dungen zu erstatten , welche dieselben zur Unterstützung einer vor
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der Anmeldung erkrankten Person nemacht haben . Außerdem triffl den
Säumigen nach § 82 des Gesetzes eine Geldstrafe bis zn 20 Mark .

Die Meldestelle befindet sich für die Ortskrankenkassc im Rathaus -
nenban (Eingang Hirschstraße ) ,

für die Gemeindekrankenversichcrung bei Großh . Paßbureau (Großh .
Bezirksamt Hauptstraße 209 ) .

b . Die W öl — 58 des Gesetzes bestimmen :
„ tz 51 . Die Arbeitgeber sind verpflichtet , die Beiträge , welche nach gesetzlicher

oder statutarischer Vorschrift für die von ihnen beschäftigten Personen zur Gemeinde -
krankenversichcrung oder zu einer Ortskrankenkasse zu entrichten sind , im voraus ,
und zwar für die elftere , sofern nicht durch Gemeindebeschluß andere Zahlungs¬
termine festgesetzt sind , wöchentlich , für die letztere zu den durch Starut festgesetzten
Zahlungsterminen einzuzahlen . Die Beiträge sind so lange fortzuzahlen ,
bis die vorschriftsmäßige Abmeldung (H 49 ) erfolgt ist , und für den
betreffenden Zeitteil zurückzuerstatten , wenn die abgemeldete Person innerhalb der
Zahlungsperiode aus der bisherigen Versicherung ausscheidet .

8 52 . Die Arbeitgeber haben ein Drittel der Beiträge , welche auf die von ihnen
beschäftigten versicherungspflichtigen Personen entfallen , aus eigenen Mitteln zu leisten .

8 58 . Die Arbeitgeber sind berechtigt , den von ihnen beschäftigten Personen die
Beiträge , welche sie für dieselben einzahlen , soweit sie solche nicht nach § 52 aus
eigenen Mitteln zn leisten haben , bei jeder regelmäßigen Lohnzahlung in Abzug
zu bringen , soweit sie auf diese Lohnzahlungsperiode anteilsweise entfallen ."

Nach Z 80 des Gesetzes ist den Arbeitgebern untersagt , die Anwendung der Bestim¬
mungen des Krankenversicherungsgesetzes zum Nachteil der Versicherten durch Verträge
( Reglements oder besondere Uebereinkuuft ) auszuschließen und zn beschränken .

Arbeitgeber , welche den von ihnen beschäftigten , dem Krankenvcrsicherungszwang
unterliegenden Personen bei der Lohnzahlung vorsätzlich höhere als die nach 8 58
zulässigen Beträge in Anrechnung bringen oder dem Verbote des 8 80 zuwidcr -
handel

'
n , werden , sofern nicht nach andern Gesetzen eine härtere Strafe eintritt , mit

Geldstrafe bis zu 300 Mark bestraft .
4 ) Aufsichtsbehörden .

a . Die Aufsicht über die Ortskrankenkasse steht dem Stadtrate bezw . dem
Bürgermeisteramte zu .

b . Die über die Gemeindekrankenversichernng dem Großh . Bezirksamt .
Deren Verwaltung besorgt die Gemeinde (Stadtrat , Bürgermeisteramt , Gemcindc -
versicherungskasse ) .

5 ) Verwaltung der Ortskrankenkasse .
Dienstraum : Rathausncubau ( Eingang von der Hirschstraße ) -zu ebener Erde .
Geschäftsstunden : Vormittags 9 — 12 und Nachmittags 3 — 5 Uhr .
Vorstand der Kasse : I . Vorsitzender : Friedrich Ritzhanpt ; II . Vorsitzender :

Peter Roth ; Schriftführer : Eduard Jriou .
Außerdem die Herren : I . Remler , L . Kircher , I . Frank , P . Weiß , M . Neulich ,

F . Günancr , I . Diesbach , Friedrich Zeeh .
Als Kassenärzte sind thätig für die Stadt Heidelberg mit Schlierbach :

Die Vorstände und Assistenten der akademischen Krankenanstalten , insbesondere der
Großh . Poliklinik .

Sprechstunde im akademischen Krankenhaus : Vormittags 10 >/z —12Uhr . Außer¬
dem : Krämergasse No . 24 : Dr . Reuter 8 — 9 Uhr Vormittags , 2— 8 Uhr Nachmittags
und Bauamtsgasse 8 : Dr . Hammer 2— 3 Uhr Nachmittags .

Kassenbeamter : Friedrich Ege . Meldebeamter : Julius Strehlow . Kassen¬
diener : Wilh . Werner .

Vlil . Lrtsgebranch beim WohilltrllMechscl.
Bekanntmachung des Bürgermeisteramts .

Zur Berichtigung mehrfach verbreiteter irriger Ansichten bezüglich des OrtS -
gebrauches beim Wohnungswechsel bringen wir nachstehende Bestimmungen mit dem
Bemerke » zur öffentlichen Kenntnis , daß dieselben in allen Fällen zur Anwendung
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kommen , bei welchen nicht besondere Vereinbarungen zwischen Ver¬
mietern und Mietern getroffen worden sind :

I . Bei den gegen vierteliährige Mietczahlung vcrmicreren Wohnungen gelten als
übliche Zieltage zum Wohnungswechsel :

der 1 . Januar , 1 . April , I . Juli und l . Oktober .
Beginnt das MietsverhältniS im Einzelfallc an einem andern Tage als den soeben

angeführten , so gilt dasselbe auf >/ "> Jahr vom Tage des Beginnes ab cingcgangcn .II . Die ortsübliche Kündigungsfrist beträgt drei Monate .
Bei den an den üblichen Zieltagen beginnenden MietSvcrhälinissen kann die

Kündigung nur aus ein solches Ziel und muß vor Ablauf des dem letzteren voraus -
gchendcn Zielrages erfolgen . Beträgt in solchem Falle die Miete nur 70 Mark perJahr oder darunter , so kann die Kündigung aufs Ziel noch vier Wochen vor dem Ein¬
tritt des letzteren erfolgen .

III . Sowohl die Vermieter als auch die abgehcndc » Mieter haben dafür besorgt
zu sein , das; die Wohnungen jeweils an dem betreffenden Zieltage , beziehungsweise an
dem zunächst darauf folgenden Werktag geräumt werden , damit die neuen Mieter recht¬
zeitig Anziehen können .

IV . Ist bei de » auf unbestimmte Zeit vermieteten Wohnungen monatliche Zah¬
lung verabredet , so hak eine Kündigung mindestens 14 Tage vor Ablauf desjenigenMonats zu geschehen , an dessen Schluss der Auszug stattfindcn soll , andernfalls die
Miete für einen weiteren Monat gültig erscheint . Ist jedoch die Miete auf eine be¬
stimmte Zahl von Monaten abgeschlossen , so füllt eine besondere Kündigung nicht mehr
nötig , sondern die Miere endigt von selbst ans den voraus bestimmten Termin .

V . Wohnungen , welche von Studierenden der hiesigen Hochschule gemietet wer¬
den , gelten mangels anderer Verabredung immer als ans ein Semester gemietet . Soll
die Miete auf ein weiteres Semester ausgedehnt werde » , so hat eine neue Vereinbarungvor Schluss des begonnenen zu geschehe» . Beim Sommer - Semester sind die Studieren¬
den berechtigt , ihre Wohnungen vom 8 . April bis Ende August zu benützen und beim
Winter - Semester vom I . Oktober bis Ende März . Mieter ein Studierender eine
Wohnung für mehrere Semester , so steht es ihm zu , dieselbe auch während der ganzen
dazwischen liegenden Ferien zu benützen .

VI . Im allgemeinen ist bei Mictangelegenheircn de » billig erscheinenden An¬
sprüchen der Beteiligten Rechnung zu tragen und cmpsiehlt sich z . B . zur Vermeidung
von Störungen darauf zu achten , daß bei einem Wohnungswechsel etwaige Aus¬
besserungen nicht gleichzeitig in mehreren Zimmern , sondern nur in einem nach dem
anderen vorgenommen werden , damit solche Wohnungen in ihrem einen Teile doch be¬
nutzbar bleiben und rechtzeitig bezogen werden können .

n Verbrauchssteuer - Ordnung und Verbrauchssteuer - Tarif
für die Ttadt Heidelberg .

4 . Vcrt»ra»»chsstcu« rorditt«ttg .
a . Allgemeines .

8 1 . Vom I . Januar 1886 an wird in hiesiger Stadt zu Gunsten der Stadtkassc
eine Verbrauchssteuer nach Maßgabe des angcschlosscncn Tarife « , sowie nachstehender
Bestimmungen erhoben .

8 2 . Der Verbrauchsstenerbezirk umfaßt die ganze städtische Gemarkung . Tie
Grenzen desselben sind an geeigneten Orten durch Pfähle kenntlich zu machen , welche
die Inschrift „ Verbrauchsstenerbezirk Heidelberg " und die Bezeichnung der nächsten
Erhcbnngsstellc tragen .

8 3 . Die verbrauchsstcncrpflichtigcn Gegenstände dürfen nur ans solchen Straßen
in die Stadt eingebracht werden , welche an Erhebungsstellen vorüberführen . Die Er¬
hebungsstellen , deren Zahl mindestens fünf betragen muß , werden durch den Stadtrat
bestimmt . Die Straßen , welche für die Beförderung verbranchsstcnerpflichtiger Gegen¬
stände gesperrt sind , müssen durch Vcrbottafeln kenntlich gemacht werden , welche die
nächste Erhebnngsstclle angebcn . So lange keine Erhebnngsstelle in der Nähe des
Klingcnthors errichtet ist , ist es zwar gestattet , die von den Bergen , südlich der Stadt
hcrnntcrkommendcn steuerpflichtigen Gegenstände durch den Klingcntcich nach der Stadt
einznsühren ; dieselben müssen aber sofort vor das städtische Rentamt gebracht werden .
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An sämtlichen Erhebungsstellen sind die Verbrauchssteuerordnung und der Vcrbranchs -
stenertarif anzuschlagen .

8 4 . Die Zahluitg der Verbrauchssteuer liegt demjenigen ob , welcher einen der¬
selben unterworfenen Gegenstand thatsächlich in den Verbrauchsstenerbezirk einbringt .
Daneben haftet auch der Auftraggeber des Ginbringers und der Empfänger . Hinsicht¬
lich der Post - und Expreßgutsendnngen , sowie jener Sendungen , welche an Personen
außerhalb einer Erhcbungsstelle gerichtet sind , haftet nur der Empfänger .

K S. Von der Verbrauchssteuer sind befreit :
1 . Wein , Obstwein , totes Wild , totes Geflügel aller Art , sowie Seckrebse , so¬

fern diese Gegenstände aus dem Anslande eingcgangen sind und die zollamt¬
liche Behandlung bereits bestanden haben oder derselben noch unterliegen .

Auf Wein findet dieser Befreiungsgrnnd nur bei der erstmaligen Ein¬
lage Anwendung .

2 . Gegenstände , welche nur durch die Stadt hindurch geführt werden .
3 . Gegenstände , welche zur Verarbeitung im Gewerbebetrieb einer Fabrik ein¬

geführt werden , sofern sie nicht den Stoff zur Fabrikation verbrauchssteuer¬
pflichtiger Gegenstände abgeben .

Gebraucht aber der Fabrikinhaber die cingcführtcn Gegenstände auch
zum eigenen Gebrauch , so hat er dafür einen Avcrsalbeitrag in die Stadt -
kassc zu bezahlen .

4 . Sendungen und Transporte , für welche die Verbrauchssteuer im Falle der
Erhebung unter ö Pfennig betragen würde .

ö . Gegenstände , welche von der Königlichen Militär - Verwaltung selbst zum
Unterhalt der Mannschaften , bezw . zum dienstlichen Verbrauch in dieser
Richtung eingeführt werden .

Werden Gegenstände , von welchen nachweislich Verbrauchssteuer erhoben wurde ,
im ursprünglichen oder verarbeiteten Zustande im Wege des Handels aus der Stadt
ausgeführt , so hak gleichfalls auf Verlangen bei der Ausfuhr eine entsprechende Rück¬
vergütung der Verbrauchssteuer zu erfolgen .

8 6 . Streitigkeiten über die Verpflichtung zur Zahlung der Verbrauchssteuer , über
die Befreiung von derselben und über das Recht der Rückvergütung , sowie über die
Aversalbeiträgc der Fabrikanten , entscheiden die Vcrwaltungsgerichtc .

b . Verfahren bei der Erhebung und Kontrole .
8 7 . Wer einen verbranchssteuerpflichtigen Gegenstand in die Stadt verbringt ,

hat denselben bei dem Erheber der Eingangsstelle anznmelden und zu versteuern . Der
Erheber giebt als Empfangsbescheinigung über die entrichtete Verbrauchssteuer dem
Einbringer eine entsprechende Anzahl mit Datum versehener Verbrauchssteuer -Zeichen ,
deren Wertangaben zusammen der erhobenen Summe gleich sind . Die Verbrauchs -
steuerzeichen hat der Einbringer bei sich zu behalten und dem Aufsichtspersonal ans
Verlangen vorznweiscn .

8 3 . Personen , welche außerhalb einer Erhebnngsstclle wohnen , haben derselben
oder der Stadtkasse längstens innerhalb 24 Stunden von jedem Bezüge einer steuer¬
pflichtigen Sache , welche eine Erhcbnngsstelle nicht passiert hak , Anzeige zu erstatten
und die Steuer zu entrichten . In geeigneten Fällen kann der Stadtrat , anstatt der
jeweiligen Versteuerung jedes einzelnen Gegenstandes , ein Jahrcs - Aversum festsetzen.

8 9 . Wer verbranchssteuerpflichtige Gegenstände durch vie Post oder als Expreß¬
gut empfängt , hat dieselben spätestens am darauffolgenden zweiten Werktage zu den
üblichen Gcschäftsstunden und zivar bei Postsendungen unter Vorzeigung der

'
betreffen¬

den Postbegleitpapierc , bei der nächsten Erhebungssttllle oder bei der Stadtkasse anzu¬
melden und gegen Empfangnahme der Verbrauchssteuer -Zeichen zu versteuern . Dabei
wird angenommen , das ; 5 Prozent des Bruttogewichts auf die Verpackung kommen .

8 10 . Wer anläßlich einer Einfuhr den in 8 5 , Ziffer 1 erwähnten Befreinngs -
grund geltend machen will , hat die Sendung samt dazu gehörigem Frachtbrief und
Zollquittung bei dem Erheber der Eingangsstelle anznmelden . Ergiebr sich ans diesen
Papieren die Richtigkeit des Bcfreinngsgrnndes , so sind dieselben von dem Erheber
zum Zeichen der stattgehabten Kontrole mit dem Datumstempel zu versehen .

8 11 - Die Führer von verpackten Gegenständen sind bei deren Einbringen ver¬
pflichtet , ans Verlange » des Aufsichtspcrsonals jederzeit anzngebcn , ob und welche ver -
brauchssteucrpflichtigc Gegenstände in der Verpackung enthalten sind . Das Anssichts -
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personal ist berechtigt , sich von der Wahrheit der Angabe durch Augenschein zu über¬
zeugen und zu diesem Behufe die erforderliche Mithilfe der Führer zu beanspruchen .
Werden bei derartigen Untersuchungen durch Schuld des Anfsichtspersonals Beschädi¬
gungen verursacht , so haftet Hierwegen die Stadtkasse , vorbehaltlich des Rückgriffs aufden Schuldigen .

8 12 . Ist der Pflichtige nicht Willens oder nicht im Stande , die vorgeschriebe «
Verbrauchssteuer zu zahlen und steht er vom Einbringen der zu versteuernden Gegen¬
stände nicht ab , so können die letzteren ganz oder teilweise bis zum Austrag der Sache
zurückbehalten und , wenn sie dem Verderben ausgesetzt sind , vor Eintritt dieses durch
öffentliche Versteigerung veräußert werden . Auch hier haftet die Stadtkasse , vorbe¬
haltlich des Rückgriffs auf den Schuldigen , für etwaigen , durch die Schuld des Aufsichts -
Personals verursachten Schaden . Im Falle der Versteigerung ist der Mehrerlös nach
Abzug der Kosten dem Pflichtigen auszufolgen .

8 13 . Bei der Einfuhr verpackter Gegenstände , welche mit der Eisenbahn als Eil¬
oder Frachtgut angekommen sind , kann der Erheber nach Einsicht des Frachtbriefes von
weiterer Untersuchung der Sendung Umgang nehmen , wenn der Führer bereit ist, die
Verbrauchssteuer unter Zugrundelegung des im Frachtbrief angegebenen Bruttogewichts
mit 20 Prozent Abzug zu bezahlen .

8 14 . Für verbrauchssteuerpflichtige Gegenstände , welche den städt . Verbrauchs¬
steuerbezirk nur passieren , ist bei der Eingangsstelle unter Angabe der Menge , bezw . des
Gewichts der Steuerobjekte , des Namens und Wohnorts des Absenders und Empfängers
sowie des Führers ein Dnrchfuhrschein zu lösen . Eine von der Entrichtung der Ver¬
brauchssteuer befreiende Durchfuhr wird nur angenommen , wenn die Ausfuhr am
gleichen Tage stattfindet , und nur , wenn sich dieselbe auf sämtliche im Durchfuhrschein
bezeichnten Gegenstände und Mengen bezieht . Bei der Ausgangsstelle muß dieser
Schein dem Verbranchssteuer - Erheber abgeliefcrt werden .

o. Rückvergütungen .
Z 15 . Wer die Rückvergütung bezahlter Verbrauchssteuern wegen des in 8 5 ,

letzter Absatz , erwähnten Grundes beansprucht , hat sich unter Vorzeigung der auszu -
fllhrenden Gegenstände beim Erheber der Ausgangsstelle einen Ansfuhrschein geben zu
lassen . Dieser Schein muß enthalten :

1 . Eine Vermerkung über Art und Menge der ausgeführtcn Gegenstände .
2 . Namen und Wohnort des Führers und seines Auftraggebers .
3 . Namen und Wohnort des Empfängers oder die Vermerkung , daß die betref¬

fenden Gegenstände zum Verkauf an unbestimmte Personen ansgeführt werden .
4 . Das Datuin der Ausfuhr .
5 . Die Bezeichnung der Erhebungsstelle mit der Ulsterschrift des Erhebers .

Der Antrag ans Rückvergütung ist sodann unter Anschluß der betreffenden Ver -
brauchssteuerqnittnngen und des Ausfuhrscheines schriftlich beim Stadtrat einzureichcn .

8 16 . Wird Rückvergütung bezüglich solcher Gegenstände in Anspruch genommen ,
welche mit der Eisenbahn ausgeführt werden , so ist der Ansfuhrschein (8 15 ) bei der
dem Bahnhof nächst gelegenen Erhcbungsstelle ansscrtigen zu lassen und dem Antrag
auf Rückvergütung auch ein von der Bahnbehördc beglaubigtes Duplikat des betreffen¬
den Frachtbriefes beiznfügen .

8 17 . Wer Gegenstände , welche außerhalb der städtischen Erhebungsstellen ge¬
lagert sind , ans anderem Wege als durch die Eisenbahn ansführt und Verbrauchssteuer -
Rückvergütung beanspruchen will , hat außer dem bei der nächsten Erhebungsstelle zu
lösenden Ausfnhrschcine und den betreffenden Verbrauchssteuer - Quittungen auch eine
bürgermeisteramtlich beglaubigte Bescheinigung

' des auswärtigen Empfängers über Art
und Menge der empfangenen Gegenstände , das Datum des Empfangs und die Persön¬
lichkeit des Absenders , sowie des Führers vorzulegen .

8 18 . Eine handelsmäßige und darum znm Anspruch von Verbrauchssteuer - Rück¬
vergütung berechtigende Ausfuhr wird nur dann angenommen , wenn es sich um einen
Vcrbranchssteuerbetrag von mindestens 20 Pfg . bei jeder Ausfuhr handelt , und wird
nicht angenommen , wenn die Ausfuhr durch die Post erfolgt .

8 19 . Zur Erlangung von Verbranchssteuer -Rückvergütungen wegen des in § 5 ,
letzter Absatz , erwähnten Grundes ist ferner erforderlich :

daß der Antrag ans Rückvergütung spätestens 0 Wochen nach der Ausfuhr
beim Stadtrat cingereicht wird , und
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daß die Zwischenzeit zwischen der Fälligkeit der Verbranchsstener und der
Ausfuhr nicht mehr als sechs Monate beträgt .

tz 20 . In jedem Falle können die nach den ZK 15 , 16,17 und 19 zu leistenden
Rückvergütungen verweigert werden , wenn nachweisbar das Erfordernis der Haudels -
mäßigkelt bei der Ausfuhr nicht zutrifft .
ck

'
Besondere Bestimmungen über einzelne Verbrauchssteuer -Pflichtige

Gegenstände .
Bier .

8 21 . Die Verbrauchssteuer von Bier , welches ans städtischer Gemarkung gebraut
wird , wird zugleich mit der staatlichen Bierstener unter Anwendung der für diese gel¬
tenden Grundsätze erhoben .

K 22 . Bei handelsmäßiger Ausfuhr hier gebrauten Bieres beträgt die Rückver¬
gütung 33 Pfennig vom Hektoliter . Wird Bier in ungcaichten Flaschen ausgeführt ,
so wird jede Flasche als >/s Liter haltend berechnet , und jede halbe Flasche als h » Liter
haltend .

/ ?. Wein .
8 23 . Die städtische Verbrauchssteuer von Wein wird mit der staatlichen Weiu -

accise unter Anwendung der Grundsätze erhoben , wie sic das Weinsteuergesctz vom 19.
Mai 1882 in Bezug ans Abgabepflicht , Fälligkeit der Steuer und Steuerbefreiung fest¬
setzt. In den Fällen des Art . 28 , Ziff . 4 und Ziff . 13 des Gesetzes tritt jedoch eine
Befreiung von der Verbranchsstener nur dann ein , wenn es sich um bereits in der Ge¬
markung Heidelberg cingckellertc Weine handelt . Erhebt die Staatsverwaltung in den
Fallen des Art . 10 , letzter Absatz und Art . 21 des Weiustenergesetzes die Wcinstener in
Gestalt eines Aversnms , so wird für die Verbrauchssteuer ebenfalls ein nach Ver¬
hältnis zu berechnendes Avcrsum vereinbart . Bei Feststellung der verbrauchssteuer -
pflichtigen Weinmenge ist jede Flasche von geringerem Inhalt als ein Liter wie eine
Literflaschc zu behandeln .

7 - Mehl und Brot .
8 24 . Wenn Mehl in Beträgen von über 100 Kilogramm ciugcbracht wird , so

hat der Führer beim Erheber der Eingaugsstclle dasselbe vorznweisen und anzngcben :
a . den Namen und Wohnort des Absenders und des Führers ;
b . den Namen und die Wohnung des Empfängers ;
o. das Gesamtgewicht der Sendung und die Zahl der Säcke ;
ck. Tag und Stunde der Einfuhr .

'

Der Erheber kontroliert diese Angaben und stellt über dieselben einen Schein lMehl -
einfuhrschcin ) aus , mit welchem sich der Führer sofort auf die städtische Mchlsteuerkanz -
lei zu begeben hat , wo nach wiederholter Kontrolc über die Menge des Mehls die Ver -
brauchstencr gegen Quittung zu entrichten ist.

8 25 . Wird Niehl vermittels der Eisenbahn eiugeführt , so hat der Führer bei
dem Erheber der dem Bahnhof zunächst gelegenen Eingangsstelle die Sendung samt dem
dazu gehörigen Frachtbrief vorznweisen . Der Erheber versieht den Frachtbrief mit dem
Datumstempel und stellt einen Schein mit den in 8 24 bezeichneten Angaben ans .
Ter Verbrauchssteuer -Pflichtige hat spätestens am nächsten , der Einfuhr folgenden Werk¬
tage die Verbrauchssteuer unter Vorweisung des Frachtbriefs und des Scheines auf der
stadtischen Mehlsteucrkanzlei zu entrichten .

8 26 . Der Stadtrat kann zu Gunsten solcher Geschäftsleute , welche regelmäßig
Mehl beziehen , ans deren Ansuchen in widerruflicher Weise die Anordnung treffen , daß
von der sofortigen Zahlung der Mehlverbranchsstcuer Umgang genommen und diese
periodisch durch einen Bediensteten beim Empfänger erhoben wird .

8 27 . Bei der Berechnung der Verbrauchssteuer von Niehl wird angenommen ,
daß die Säcke zwei Prozent des Bruttogewichts ansmachen .

8 28 . Wird versteuertes Mehl zu Brot verarbeitet , und letzteres handelsmnßig
ausgcführt , so erfolgt die Rückvergütung der Verbrauchssteuer mit 45 Pfennig pro 50
Kilo Brot .

8 29 . Die Versteuerung des in dem Stcnerbczirk gemahlenen und daselbst zum
Verbrauch kommenden Niehls findet nach besonderer Uebereinknuft mit dem Mühlcn -
besitzer statt . Das Gebiet der Mühle ist als außerhalb des städtiichen Verbrauchsstcncr -
bczirts liegend anznschen .
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Schlachtvieh .
8 30 . Die Verbrauchssteuer bau großem Schlachtvieh ist im Augenblicke der

Schlachtung fällig . Sie wird auf Grund allwöchentlich zu fertigender Verzeichnisse des
Schlachthansanfschcrs durch die Stadtkassc bei den Schlächtern erhoben .

8 31 . Von der Verbrauchssteuer befreit ist :
1 . Schlachtvieh , däs wegen einer äußerlich erkennbaren Beschädigung oder wegen

Erkrankung geschlachtet werden muß , sofern der (Eigentümer kein Metzger ist .
2 . Schlachtvieh , das auf Anordnung der Polizeibehörde geschlachtet , oder dessen

Fleisch bei oder alsbald nach der Schlachtung von der Polizeibehörde für ungenießbar
erkannt wird .

Die bereits bezahlte Verbrauchssteuer von solchem Schlachtvieh wird znrück -
erstattet .

8 32 . Als Rindvieh erster Schwere gilt jedes Stuck im Schlachtgewicht von
250leg und mehr , ausschließlich der Kühe und Farren ; als Rindvieh zweiter Schwere
jedes Stück von 200 bis 250kg einschließlich der schwereren Kühe und Farren ; als
Rindvieh dritter Schwere jedes Stück von weniger als 200 kg mit Ausnahme der
Kälber .

Den Kühen werden die Kalbinncn , d . h . die zum ersten Male trächtigen Rinder ,
gleich gerechnet . Als Ferkel gilt jedes Schwein unter 8 Kilo .

Kopf , Füße , Eingeweide , Unschlitt und Haut bleiben bei der Bestimmung des
Schlachtgewichts außer Betracht ; hinsichtlich der übrigen Tiergattungen findet ein
solcher Abzug nicht statt .

8 33 . Wenn infolge von Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Steuerpflichtigen
und dem Anfsichtspersonal über das Gewicht eines Tieres

'
dessen Abwägung erforderlich

wird und zu Ungunsten des Steuerpflichtigen ausfällt , so hat dieser eine Waaggebühr
zu bezahlen , welche der Stadtrat im voraus festsetzt. Diese Waaggebühr darf nicht
über 40 Pfg . betragen .

s . Fleisch .
8 34 . Die bei handelsmäßiger Ausfuhr von Fleischwaren aller Art zu leistende

Rückvergütung der Verbrauchssteuer beträgt 1 Pfg . pro Kilogramm , gleichgültig , ob die
Steuer bei der Einfuhr von lebendem Vieh oder von Fleisch bezahlt worden ist.

e . Strafen .
8 85 . Wer die Entrichtung von Verbrauchssteuer » unterläßt , verfällt '— abge¬

sehen von der Pflicht der Nachzahlung der Abgabe — in eine Geldstrafe , welche dem
vierfachen und im Wiederholungsfälle dem achtfachen Betrage der geschuldeten Abgabe
gleichkommt . Weist der Angezeigte nach , daß die Entrichtung der Abgabe nur aus
Versehen unterblieb , so kann auf eine geringere Ordnungsstrafe bis zu höchstens zehn
Mark erkannt oder je nach Umständen die Ordnungsstrafe gänzlich erlassen werden .
Wer den zur Ueberwachung und Sicherung der Abgabe -Entrichtung erlassenen Vor¬
schriften zuwiderhandelt , wrrd von einer Geldstrafe bis zu 10 Mark getroffen . Auch
der Versuch , die Beihilfe und die Begünstigung sind strafbar . Die absichtliche oder fahr¬
lässige Vorenthaltung der auf Wein und hier gebrauten : Bier beruhenden Verbrauchs¬
steuern wird auf gleiche Weise , wie die Vorenthaltung der betreffenden Staatssteuern ,
verfolgt und abgewandelt .

k. Vollzug .
8 36 . Die zum Vollzug der gegenwärtigen Verbrauchssteuer -Ordnung nötigen An¬

ordnungen , insbesondere die Bestnnmungen über Errichtung etwaiger neuer Erhebungs¬
stellen und über die Dicnstweisungen der die Erhebung und Kontrole der Verbrauchs¬
steuer befolgenden Bediensteten hat der Stadtrat zu erlassen . Auf die Verbrauchs¬
steuern bezügliche Dienstweisungen an die Schutzmannschaft hat er bei Großherzog -
lichein Bezirksamt zu beantrage :: .

8 37 . Ferner steht den : Stadtrat zu , die den Beamten und Bediensteten der
Steuerverwaltnng , der Eisenbahn und der Schutzmaunschaft für Mitwirkung bei der
Kontrole und Erhebung der Verbrauchssteuer zu leistenden Vergütungen mit den zu¬
ständigen Staatsbehörden zu vereinbaren und für Anzeigen und llebertretungcn der
Verbrauchssteuer -Ordnung Belohnungen zu gewähren .

8 38 . Endlich bleibt den : Stadtrat überlassen , mit einzelnen Verbrauchssteuer -

Pflichtigen Aversen oder eine von der Verbrauchssteuer - Ordnung abweichende Kontrole
zu vereinbaren .
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l ! Verbrauchssteuer -Tarif .

Gegenstand Maßstab
der Besteuerung

Verbr
steu e

auchs-
'

rsätze
4 .

I . Getränke .
1 . Bier :

a . hier gebrautes . v . Hektoliter Kesselinhalt — 25
b. eingeführtes .

2 . Wein :
a . Traubenwein .

vom Hektoliter — 40

vom Hektoliter 1 20
b . Obstwein . » — 60

II . Mehl und Brot .
1 . Mehl . von 50 Kilo 60
2 . Brot . von 1 Kilo 1
3 . Weiße Backwaren aller Art . ,, — 2

III . Schlachtvieh .
1 . Rindvieh erster Schwere . . . . vom Stück 5 —
2 . „ zweiter „ . . . . desgl . 8 —
3 . „ dritter „ . . . . 2 —
4 . Kälber . 60
5. Schweine . 1 _
6. Ferkel . _ 10
7 . Hämmel . _ 60
8 . Schafe . — 60
9. Ziegen . _ 20

10. Kitzlein . » — 10

IV . Wildpret .
1 . Hasen . 20
2 . Hirsche und Alitiere . 2 50
3. Rehe und Gemsen . „ 1 50
4 . Dammwild . 2 —
5. Wildschweine . » 2 —

V . Fleisch .
1 . Frisches Fleisch von Schlachtvieh aller

Art . von 1 Kilo — 2
2 . Geräucherte oder gedörrte Fleischwaren

und (frische wie geräucherte oder ge¬
dörrte ) Wurstwaren . . . . von 1 Kilo — 6

3 . Fleisch von zerlegtem Wildpret oder
Geflügel . von 1 Kilo — 6

. VI . Geflügel .
1 . Gänse , Schneegänse . vom Stück _ 20
2 . Enten . desgl . — 15
3. Gewöhnliche Hahnen , Hühner und

Hähnchen . „ — 10
4 . Poularden und Kapaunen . „ _ 30
6 . Welsche Hahnen . „ — 60
6 . Auerhahnen und Birkhühner 60
7 . Wilde Enten aller Art . _ 20
8 . Fasanen .

"
— 60
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Gegenstand Maßstab
der Besteuerung

Lerbrauchs -
stenersätze

9 . Feldhühner , Haselhühner , Schnepfen
und Schneehühner .

10 . Bekasinen und Wachteln , sowie sonstiges
vom Stück — 20

jagdbares Geflügel . . . . desgl . — 5

VII . Frische Fische , Scekrebse .
1 . Kabeljau , Flundern , Dorsche und Störe von 1 Kilo — 5
2 . Sonstige frische Seefische und Seekrebsc desgl . — 20
3 . Salinen und Forellen . . . . — 60
4 . Austern . von 100 Stück 1

X . Grbülzren -Taris für das Vorzrigeu der Schensivürdigkeiten des
Heidelberger Schlosses .

X Für die Vorzeigung des Innern der Schloßruine einschl . des großen Fasses :
Für eine Person , dre allein geführt wird . . . . . . 1 Mk . — Pfg .
Für zwei oder drei Personen , die gleichzeitig geführt werden ,

zusammen . 1 „ 50 „
Für vier oder mehr Personen , die gleichzeitig geführt werden ,

für jede Person . — 50 „8 . Für die Vorzeigung des großen Fasses allein :
Für eine Person , der dasselbe allein vorgezeigt wird . . . — Mk . 20 Pfg .
Für zwei und drei Personen , denen dasselbe gleichzeitig vorge -

geigt wird , zusammen . — „ 30 „
Für vier und mehr Personen , denen dasselbe gleichzeitig gezeigt

wird , für jede Person . — „ 10 „Dabei werden nur solche Personen , welche über zehn Jahre alt sind , in Berechnung
gezogen .

XI . Städtische Kunst - und Nltrrtürncrs 'ainmlung auf dem
Heidelberger Schloss

Die Sammlungen sind das ganze Jahr über und zu jeder Tageszeit für das
Publikum geöffnet . Kasse im Schloßhof .

Einzelbillets . — Mk . 40 Pfg .
Gesellschaften von mehr als 10 Personen . 4 Mk . — Pfg .
Abonnementskartell , mit 20 Abschnitten , gültig für die Person des

Abonnenten und dessen in seiner Begleitung befindliche Angehörige
und Gäste und auf so lange , bis sämtliche Abschnitte verbraucht sind 2 Mk . — Pfg .

Bei Schulen und Erziehungsanstalten werden 4 Personen auf eine Karte zngelossen .

XII . Mitteilungen über :
L . Das Nb - und Zuschreiben der Grund - , Häuser- , Gotoerb - und

Einlrvmmrnsteurr.
6 . Dir Feststellung der Kapitalrentensteucr.

Das Ab - und Zuschrciben der Grund -, Häuser - , Geiverb - und Einkommen¬
steuer findet alljährlich in einer vom Schatzungsrat zu bestimmenden , in der Regel in
den Monat Mai fallenden Zeit , die jeweils in den Lokalblättern besonders bekannt ge¬
macht wird , auf dem Geschäftszimmer des Schatzungsrates im Rathause dahier statt ,
lieber dieses Ab - und Zuschreibcn ist zu bemerken :

l . In Bezug auf die Grund - und Häuscrstcuer : Wer wegen Wechsels
in der Person des Pflichtigen ab - und zugeschrieben haben will oder aus einer andern



Ursache die Berichtigung oder den Strich seines Grund - oder Häusersteuerkapitals ver¬
langt , hat selbst oder durch einen Bevollmächtigten zu erscheinen , und sofern es sich um
das Znschrciben an eine dritte Person handelt , diese letztere zum gleichzeitigen Erscheinen
zu veranlassen . Alle Veränderungen , welche im Grundbnche eingetragen sind , wer¬
den übrigens von Amtsweacn ab - und zngeschrieben .

II . In Bezug ans die Gewerbsteuer : Der Gewerbsteuer unterliegt das
Betriebskapital der im Großherzotztnm betriebenen gewerblichen Unternehmungen aus¬
schließlich der Land - und Forstwirtschaft , vorausgesetzt , daß das steuerbare Betriebs¬
kapital mindestens den Betrag von 700 Mark erreicht .

Die gewerbsteuerpflichtigen Personen , männliche und weibliche , Inländer oder
Ausländer , auch gewerbstenerpflichtige Korporationen , Vereine , Gesellschaften haben
schriftliche oder mündliche Steuererklärungen abzngeben :

a . wenn sie eine der Gewerbsteuer unterliegende Unternehmung begonnen
haben , aber noch nicht zur Gewerbsteuer angelegt sind ;

d . wenn sich ihr Betriebskapital nach dem Stand der maßgebenden Verhältnisse
ani 1 . Nprit des Jahres über den bereits besteuerten Betrag um mindestens
5 Prozent und mindestens um 700 Mark erhöht hat .

III . In Bezug ans die Einkommensteuer : Der Einkommensteuer unter¬
liegt — vorbehaltlich der im Gesetze vorgesehenen Ausnahmen und Beschränkungen —
das gesamte in Geld , Geldeswert oder in Selbstbenütznng bestehende Einkommen , wel¬
ches einer Person aus im Großhcrzogtum gelegenen Grundstücken und Gebäuden , ans
auf solchen Liegenschaften ruhenden Grundrechten und Grundgefällcn , aus im Groß¬
herzogtum betriebener Land - und Forstwirtschaft und den daselbst betriebenen Ge¬
werben , aus öffentlichem oder privatem Dienstverhältnis , ans wissenschaftlichem oder
künstlerischem Beruf oder irgend anderer gewinnbringenden Beschäftigung , sowie aus
Kapitalvermögen , Renten und anderen derartigen Bezügen im Laufe eines Jahres zn-
fließt und zwar ohne Rücksicht darauf , ob es von anderen Steuern bereits getroffen
wird oder nicht .

Steuerpflichtig sind :
1 . Landes - und sonstige Reichsangehörige , welche ihren Wohnsitz (Aufenthalt ) im

Größherzogtum haben , desgleichen Reichsausländer , welche des Erwerbs wegen ihren
Wohnsitz im Großherzogtum haben : mit ihrem gesamten steuerbaren Einkommen .

2 . Reichsansländer , welche nicht des Erwerbs wegen ihren Wohnsitz im Großher¬
zogtum haben : mit ihrem aus reichsinländischen Bezugsquellen fließenden steuerbaren
Einkommen .

3 . Personen , welche nicht im Großherzogtum wohnen : nur mit ihrem Einkommen
aus im Großhcrzogtum gelegenem Grundbesitz (einschließlich von Gebäuden ) und den
daselbst betriebenen Gewerben sowie mit ihren Gehalts - , Pensions - und Wartegeld¬
bezügen aus einer badischen Staatskasse .

4 . Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften ans Aktien , Konsumvereine
mit offenem Laden , eingetragene Genossenschaften mit bankähnlichem Betrieb und auf
Gegenseitigkeit gegründete , unter Verwendung von Agenten betriebene Versicherungs¬
gesellschaften : mit demjenigen Teil ihres steuerbaren Einkommens , welcher deni Umfang
ihres Geschäftsbetriebs innerhalb des Großherzogtums entspricht .

Personen , deren Einkommen (nach Abzug der zum Erwerb und zur Erhaltung des¬
selben zu bestreitenden Auslagen , der auf dem Einkommen ruhenden Lasten und der
von ihnen etwa zu entrichtenden Schuldzinsen ) den Betrag von 500 Mark jährlich nicht
erreicht , unterliegen der Einkommensteuer nicht . Auch sind Gehalte , Pensionen und
Wartcgelder , welche ans einer nichtbadischen Staatskasse bezogen werden , ferner die
Dienstbczüge (einschließlich der Militärpensionen ) der Militärpcrsonen aus der Klasse
der Unteroffiziere und Gemeinen , die Dienstbezüge der aktiven Gendarmen vom Ober¬
wachtmeister abwärts , sowie alle Sterbquartalbezüge steuerfrei .

Eine Einkommensteuererklärung haben alle Personen einzurcichcn , welche . am
1 . April des betreffenden Jahres sich nn Besitz eines steuerbaren Einkommens befanden ,
für welches die Steuerpflicht in hiesiger Gemarkung begründet war . Die Stencrpflicht
ist in derjenigen Gemarkung (Steuerdistrikt ) begründet , in welcher der Pflichtige seine
Hauptniederlassung hat oder , beim Mangel eines Wohnsitzes im Großherzogtum , den
größten Teil seines steuerbaren Einkommens bezieht . Jedoch sind diejemgen Steuer¬
pflichtigen von Abgabe einer Erklärung entbunden , welche in dem Steuerdistrikt , in
welchem am 1 . April ihre Stencrpflicht begründet war , bereits zur Einkommensteuer
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veranlagt und nach dem Stande ihrer Einkommensverhältnisse am genannten Tagemit keinem Hähern Steueranschlag als dem angesetzten , zu besteuern sind .IV . Im Allgemeinen : Gewerb - oder Einkommensteuerpflichtige , welche zurAbgabe einer Steuererklärung keine Verpflichtung haben , sind gleichwohl befugt , eine
solche abzugebeu , wenn sic eine Steuerminderung ausprechen zu können glauben oderaus irgend einem besonder »: Grunde eine Berichligung ihrer Steueranlage bewirken
»vollen . Ebenso sind die Gesuche um gänzliche Entfernung aus den » Kataster , des¬
gleichen um Berechnung von Steucrabgängen und Steuerrückvergütungen unter ent¬
sprechender Begründung vorzubringen .

Druckformulare zu den Gewerb - wie zu den Einkommensteuererklärungen nebst
Anleitungen zu den letzteren werden beim Schatzungsrat unentgeltlich verabreicht .Wer die ihm obliegenden Steuererklärungen nicht rechtzeitig oder in wahrheits¬widriger Weise erstattet , unterliegt der gesetzlichen Strafe .

L . Für die Einreichung der Kapitalrentensreuererklärungen wird all¬
jährlich vom Schatzungsrat eine Frist bestimmt , welche in der Regel mit der Zeit
zusammentrifft , in der das Ab - und Zuschreiben der Grund - , Häuser -, Gewerb - und
Einkommensteuer srattfindct , und die jeweils in den Lokalblättern besonders bekannt
gemacht wird . In Bezug auf die Feststellung der Kapitalrentensteuer ist zu bemerken :1 . Die Abgabe der Steuererklärungen hat beim Schatzungsrate zu erfolgen .2 . Die Aufstellung der Steuererklärungen geschieht nach dem Stande der Ver -
mögensverhältnisse vom 1 . April .

3 . In der festgesetzten Frist haben alle jene Pflichtigen Steuererklärungen einzu¬reichen :
a ) welche nach dem Stande ihrer Vermögensverhältnisse vom 1 . April des betref¬

fenden Jahres ein in hiesiger Gemeinde zu veranlagendes Zinsen - und Renteueinkominen
von mehr als 60 Mark jährlich beziehen und hier noch nicht zur Kapitalrentensteuer
veranlagt sind ; '

t>) welche hier zur Rentensteuer zwar veranlagt sind , aber nach dem Stande ihrer
Vermögensverhältnisse vom 1 . April ein steuerbares Zinsen - und Reriteneinkommen
beziehen , welches den veranlagten Jahresbetrag um mehr als 60 Mark übersteigt .4 . Steuerpflichtig sind :

a ) Landes - und sonstige Reichsangehörige , wenn sie im Sinne des
Reichsgesetzes voin 13 . Mai 1870 , die Beseitigung der Doppelbesteuerung betreffend ,ihren Wohnsitz (Aufenthalt ) im Großherzogtum haben , desgleichen Reichsausläu -
d cr , welche des Erwerbs wegen ihren Wohnsitz im Großhcrzogtum haben : mit dem
ganzen Betrag ihres nach Art . 2 des Gesetzes steuerbaren Zinsen - und Rentenbezuges ,ohne Rücksicht darauf , ob das gedachte Einkommen von iin Jnlaude , im übrigen
Reichsgebiete oder im Auslande angelegten Kapitalien oder von inländischen oder von
fremden Bezugsorten herstammt ;

b ) Reichsa »Isländer , welche nicht des Erwerbes wegen ihren Wohnsitz iin
Großherzogtum haben : nur insoweit , als die bezüglichen Kapitalien im Reichsgebiete .
angelegt sind oder die Bezüge aus letzterem Herkommen .

5 . Kapitalrentensteuerpflichtige , welche zur Abgabe einer Steuererklärung keine
Verpflichtung haben , sind gleichwohl befugt , eine solche innerhalb der bestimmten Frist
abzugeben , wenn sie eine Steiierverminderung beanspruchen zu können glauben oder
aus irgend einein Grund eine Berichtigung ihrer Steueranlage bewirken »vollen .
Ebenso sind Gesuche um Strich im Steuerregister , desgleichen um Berechnung von
Steuerabgängen und Stenerrückbergütungen unter entsprechender Begründung inner¬
halb jener Frist vorzubringeu .

6 . Formulare zu den Steuererklärungen samt Anleitung zu deren Aufstellungwerden auf dem Geschäftszimmer des Schatzungsrates unentgeltlich verabreicht .
7 . Wer die ihm obliegenden Steuererklärungen nicht rechtzeitig oder in wahrheits¬

widriger Weise erstattet , unterliegt der gesetzlichen Strafe .

Die unter ^ und L erwähnten Vorgänge bezwecken zunächst nur die Aufstellungund Berichtigung der staatlichen Stenerkataster . Die letzteren bilden aber auchdie Grundlage der Gemeindebesteueruug , weshalb behufs Beizuges zu den Ge¬
meindesteuern kein besonderes Veranlagungsverfahren stattfindet .

6
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XIli . Vahnpoli ; eilich.e Vorschristerr für den Retrieb von Vokal-
t>ahnen betr .

(Vom 26 . September 1896 .)

Auf Grund des 8 »5 der Bahnordnung für deutsche Eisenbahnen untergeordneter
Bedeutung vom 12 . Juni 1878 werden im Einverständnis mit Großh . Ministerium des
Innern für den Betrieb der Lokalbahn

von Heidelberg nach Weinhein »
die nachstehenden bahnpolizeilichcn Bestimmungen bekannt gemacht :

8 1 . Die Eisenbahn -Reisenden und das sonstige Publikum müssen den allgemeinen
Anordnungen Nachkommen , welche von der Bahnverwaltnng behufs Anfrechterhaltnngder Ordnung beim Transport der Personen und Effekten getroffen werden , und habenden dienstlichen Anordnungen der in Uniform befindlichen oder mit einem Dienst -
abzcichen oder mit einer besonderen Legitimation versehenen Bahnpolizeibeamten Folge
zu leisten .

Passagiere , welche die Anordnung der Bahnbeamten unbeachtet lassen , werden
eventuell aus dem Wagen entfernt , ohne daß ihnen ein Ersatzanspruch kür das bereits
gezahlte Fahrgeld zusteht .

8 2 . Das Betreten des außerhalb der Straße belegenen Planums der Bahn , der
dazu gehörigen Böschungen , Dämme , Gräben , Brücken und sonstigen Anlagen ist ohne
Erlaubniskartc nur der Aufsichtsbehörde und deren Organen , den in der Ausübung
ihres Dienstes befindlichen Forstschutz - , Zoll - , Steuer - Telegraphen , Polizeibcamten ,den Beamten der Staatsanwaltschaften und den zur Rekognoszierung dienstlich ent¬
sendeten Offizieren gestattet .

Das Publikum darf das außerhalb der Straße belegene Planum der Bahn nur
an den zu Ueberfahrten und Uebergängen bestimmten Stellen überschreiten und zwarnur so lange , als sich kein Zug nähert . Dabei ist jeder unnötige Verzug zu vermeiden .

Es ist untersagt , die Barrieren oder sonstigen Einfriedigungen eigenmächtig zu
öffnen oder zu übersteigen oder etwas darauf zu legen oder zu hängen .

8 3 . Beim Ertönen der Zugsignale haben Fußgänger , Fuhrwerke , Reiter u . Vieh¬
transporte sich rechtzeitig von den Geleisen zu entfernen und dem Zuge vollständig
auszuweichen ; auch sind Zug - oder Reittiere fest im Zügel , Leitseil und dergleichen zu
halten ; ferner dürfen , soweit nicht für einzelne Straßen oder Straßenstrecken Ausnah¬
men von der Ortspolizeibehördc allgemein gestattet sind , zwei oder mehrere Fuhrwerkebeim Zusammentreffen mit einem Bahnzuge nicht nebeneinander fahren und haben sich
begegnende Fuhrwerke so lange zu haften , bts der Zug vorüber ist . Wenn sich Fuhrwerke
gleichzeitig mit einem Zuge einem Wcgübcrgangc näher », so dürfen die Fuhrwerke 20
Meter vor den Warnungstafeln nur im schritt fahren und müssen bei den letzteren
halten bis der Zug über den Ilebergang gefahren ist . Es ist verboten , Fuhrwerke oder
Vieh ohne Aussicht ans oder neben den Fahrgeleisen stehen zn lassen . Es ist ferner
untersagt , Vieh frei auf der Bahn laufen zn lassen , und sind Personen , welchen die
Aussicht über die auf der Straße oder sonst in der Nähe der Bahn befindlichen Tiere
obliegt , dafür verantwortlich , daß die Bahn von den Tieren nicht betreten wird , bezw .
daß dieselben vorkommendcn Falls alsbald wieder von der Bahn abgetrieben werden .
Aufsichtslos dastehendes Fuhrwerk oder Vieh , sowie sonstige Gegenstände , welche die
Geleise versperren , ist das Bahnpersonal daraus zu entfernen befugt .

Pferdebahnen , welche die Geleise der Lokalbahn kreuzen , haben wie andere
'
Straßen -

fuhrwerkc vor der Ueberkreuzung stille zu halten , sobald das Signal eines sich
'
nähcrn -

den Zuges der Lokalbahn ertönt .
Werden die Lokalbahngeleise durch andere Privatbahnen (Industriebahnen ) mit

Lokomotivbctricb gekreuzt , so haben Züge oder Einzelfahrzenae der letzteren jeweils vor
dem lleberschreiten der K reuzung stille zu halten nnd dürfen sie die Lokalbahn erst dann
überschreiten , wenn der Zug - bezw . Maschinenführer oder der an der Bahnkreuzung
aufgestellte Wärter sich davon überzeugt hat , daß kein Lokalbahnzug in Annäherung
begriffen ist . Außerdem ist der Betrieb der Lokalbahn so einzurichten , daß ein Zusam¬mentreffen von Zllgeil der letzteren mit Zügen der Lokalbahn vermieden wird ; die Hier¬
wegen erforderlichen Bestimmungen für den Betrieb der Privateisenbahn werden fürcdc einzelne Anlage dur ch orts - oder bczirkspolizeiliche Vorschrift erlassen .
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h 4 . Das Hinüberschaffen von Pflügen , Eggen und anderen Geräten , sowie von
Baumstämmen nnd anderen schweren Gegenständen über die Bahn darf , sofern solche
nicht getragen werden , nur auf Wagen oder nntergclcgten Schleifen erfolgen .

8 » . Alle Beschädigungen der Bahn und der dazu gehörigen Anlagen , sowie der
Betriebsmittel nebst Zubehör , inglcichen das Auslegen von Steinen , Holz und sonstigen
Sachen auf das Planum der Bahn , das Auf - und Abladen von Gegenständen auf dem
Fahrgclcise oder näher als ein Meter von demselben , das Anbringcn sonstiger Fahr¬
hindernisse sind verboten , ebenso die Erregung falschen Allarnis , die Nachahmung von
Signalen , die Perstellung von Ausweichevorrichtungen und überhaupt die Vornahmealler den Betrieb störenden Handlungen .

8 6 . Außerhalb der bestimmungsmäßig dem Publikum für immer oder zeitweise
geöffneten Räume darf Niemand den Bahnhof ohne Erlaubniskarte betreten , mit Aus¬
nahme der in Ausübung ihres Dienstes befindlichen Forstschutz - , Zoll - , Steuer -, Post - ,
Telegraphen - , Polizeibeamtcn , der Beamten der Staatsanwaltschaften und der zur
Rekognoszierung dienstlich entsendeten Offiziere : dabei ist jedoch die Bewegung , sowie
der Aufenthalt innerhalb der Fahr - und Rangiergeleise zu vermeiden .

Z 7 . Das Besteigen und Verlassen eines in Bewegung befindlichen Zuges , der
Versuch oder die Hilfeleistung dazu , das eigenmächtige Oeffnen der Plattformverschlüsse
der Wagen , sowie das Äufsteigen auf einen von dem Schaffner als vollständig besetzt
bezeichnet « ! Wagen ist verboten .

8 8 . Nur an den durch Tafeln bezeichnet « ! Haltepunkten ist der Schaffner ver¬
pflichtet , während der Fahrt Personen anfzunehmen bczw . abznsetzen .

§ !>. Lärmen , Singen und jedes die Mitfühlenden belästigende Verhalten der
Fahrgäste ist untersagt .

Auf der Lokalbahn Heidclberg -Weinheim ist das Rauchen in der dritten Klasse
gestattet , in der zweiten nur unter Zustimmung sämtlicher Mitreisenden . Tabakspfeifen
müssen mit Deckel versehen sein .

810 . Personen , welche wegen einer sichtlichen Krankheit oder aus anderen Gründen
durch ihre Nachbarschaft den Mitreisenden augenscheinlich lästig werden , werden vom
Mitfahren ausgeschlossen .

Betrunkene Personen dürfen zur Mitsahrr Nicht zugclassen werden . Auch ist die
Mitnahme von Hunden und anderen Tieren und von solchen Gegenständen , welche
durch ihren Umfang , üblen Geruch oder unsaubere Beschaffenheit den Fahrgästen lästig
werden , untersagt .

Feuergefährliche Gegenstände , sowie alles Gepäck , welches Flüssigkeiten und
andere Gegenstände enthält , die auf irgend eine Weise Schaden verursachen können ,
insbesondere geladene Gewehre , Schießpulver , leicht entzündbare Präparate nnd andere
Sachen gleicher Eigenschaft dürfen in den Personenwagen nicht mitgenommen werde » .

Das Eisenbahndicnstpersonal ist berechtigt , sich in dieser Beziehung die nötige
Ueberzeugung zu verschaffen .

Jägern und im öffentlichen Dienste stehenden Personen ist jedoch die Mitführung
von Handmunitiou gestattet .

Der Lauf eines mitgeführtcn Gewehres muß nach oben gehalten werden .
8 11 . Der Reisende , welche ohne giftiges Fahrbillet betroffen wird , hat für die

ganze von ihm zurückgelcgte Strecke und , wenn die Zugangsstation nicht sofort un¬
zweifelhaft nachgewiesen wird , für die ganze vom Zug znriickgclegte Strecke das Doppelte
des gewöhnlichen Fahrpreises , mindestens aber den Betrag von 4 Alk . zu entrichten .
Derjenige Reisende jedoch , welcher in einen Personenwagen eim'

teigt nnd gleich beim
Einsteigen unnnfgcsordcrt dem Schaffner oder Zugführer meldet , daß er wegen Ver¬
spätung kein Biller mehr habe lösen können , hat , wenn er überhaupt noch zur Mitfahrt
zuHelajsen wird , woran ! er keinen Anspruch hat , einen um 1 Mk . erhöhten Fahrpreis
zu zahlen . Wer die sofortige Zahlung verweigert , wird der nächsten Polizeibehörde zn -
gefnhrt , welche den Betrag in , Verwaltungswege einzieht .

8 12 . Tie Bahnpolizcibeamtcn sind befugt , eine » Zcden vorläufig festzunehmen ,
der bei der Ilebertretnng der Bestimmungen betroffen oder unmittelbar nach der lleber -
iretnng verfolgt wird und sich über seine Person nicht ausznwcisen vermag .

Derselbe ist mit der Festnahme zu verschonen , wenn er eine angemessene Sicherheit
bestellt . Die verlangte Sicherheit dar ! den Höchstbetrag der angedrohten Strafe nicht
übersteigen .
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Einhalt die strafbare Handlung ein Verbrechen oder Vergehen , so kann sich der
Schuldige durch eine Sicherhcitsstellung der vorläufigen Festnahme nicht entziehen .

Jeder Festgenommene ist ungesäumr an die nächste Polizeibehörde oder an den
Staats - oder Amtsanwalt abzulicfern .

Z 13 . Den Bahnpolizeibcamten ist gestattet , die fcstgcnommenen Personen durch
Mannschaften aus dem auf der Eisenbahn befindlichen Arbeitspersonal in Bewachung
nehmen und an den Bestimmungsort abliefern zu lassen . In diesem Falle hat der
Bahnpolizeibeamte eine mit seinem Namen und mit seiner Dienstqualität bezeichnete
Festnehmungskarte mitzugebcn , welche vorläufig die aufzunehmende Verhandlung ver¬
tritt , die in der Regel an demselben Tage , an dem die Uebertretung konstatiert wurde ,
spätestens aber am Vormittag des folgenden Tages an die Polizeibehörde oder den
Staats - oder Amtsanwalt eingesandt werden muß .

H 14 . Zuwiderhandlungen gegen diese Bestimmungen werden , soweit nicht auf
Grund anderweitiger Strafbestimmungen eine höhere Strafe verwirkt ist , mit Geld¬
strafe bis zu 30 Mk ., im Unvermögensfalle mit entsprechender Haftstrafe geahndet .

8 15 . Abänderungen dieser Bestimmungen bleiben Vorbehalten .
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Personen - Tarif
für Fahrkarten , welche im Heidelberger Hauptbahnhof aus¬

gegeben werden .
n. Nach Stationen der Grohh . Bad . Eisenbahn .

Von Heidelberg nach

Gewöhnliche 5. §
Zuge . - S

I . Kl. II . NI. Iltl KI. 110 ^
.>« 4 -^ -Z.

Von Heidelberg nach

Gewöhnliche
Züge . b -

i . Kl.Fi . Kl . III . KI.' w

Ackern
Adelsheim
Aglasterhausen
Appenweier
Babstadt
Baden
Bammenthal
Basel
Binau
Breiten
Bruchsal
Bühl
Dallau
Donaneschingen
Durlach
Eberbach
Emmendingen
Eppelheim
Eppingen
Eschelbronn
Ettlingen
Freiburg
Friedrichsfeld
Gernsbach
Grombach
Haßmersheim
Hausach
Helmstadt
Hirschhorn
Hockenheini
Hoffenheim
Jagstfeld via Meckes ,

heim
Karlsruhe , Bahnhof
Kehl
Kirchheim b . Heidelb .
Konstanz via Hausach
Lahr
Langenbrücken
Lauda
Lörrach
Mannheim
Mauer
Meckesheim

8 60 ' 5 70
6 40 4

'
20

3 20 210
9 60 040
3160 ' 2 40
7 70 515
1 20 - 80

20 2043 40
'

3 90
'
! 2 60

3 90 2 60
2 70 1 80
8 — 5 30
4 80 9 20

18 20 1210
4 - 270
250 170

14, — 9 30
- 50 - 35 - 20
5 80 3 90 2 50
2 I 40 - 85
5 - 3 30 . 2 20

15 20 10 , 0 6 50
80 — 55 - 35 '-

7 90 5 40 3 45
2 20 I 40
3ll0 2 -
8M 5 !50 .

120

140
!

3 70
2 70
1 40
410
ll60
3 20

— 55
8 6» 2 80
1 70
1 70 - oo
1 20 — 140
9 !40 110
2 '10
7B0 250
170 — 155
110 - 35
6 — 2

- .70
210
- 15

320
470

12 !80
2 '

80
1,90
1 45
2 '10

l !90
1,30
11 -
140

460
4 '40

1070
- 35 ,

180
1 !20

80 - 30
,65s'90l
!

2
190
4 '60

310
n _
7 '10
- .25 !- .15

24 6016 '3010 50 ,
12l20 8l05 520

2 - 130 - 85
9 40 6 30 4 -

211 — 14, — . 9 -
160 110 - 65
150 1 !- .65
l 60 I 10 — 70

— 165
150

340

130

25

Mosbach
Müllhcim
Neckarau viaSchwetz .
Neckarelz
Neckargemünd
Neckargerach
Neckarhausen
Neckarsteinach
Neckarzimmern
Neidenstein
Offenburg
Osterburken
Pforzheim
Philippsburg via

Schwetzingen
Plankstadt
Rappenau
Rastatt
Renchen
Roth -Malsch
St . Ilgen
Schaffhausen via

Singen
Schefflenz
Schlierbach
Schopfheini
Schwetzingen
Seckenheim
Sinsheim
Steinsfurth
Tauberbischofsheim
Triberq
Ubstadt
Villingcn
Waghäusel
Waibstadt
Weingarten
Wertheim
Wieblingen
Wiesloch
Wimpfen
Würzburg
Zuzcnhauseu
Zwingenberg

4 40 2 90 1 90 - 160
17 6011170 7 50 . 2 50

170 115 — 75
410 2 80 1 80 ^ 60

- !80 - 55 -
3 6" 2 >0 1
1,60 110 -
1130 - 85 —
4 50 3 - 2
2120 ' 1 50

10 201
6 60
6 10

680
440
410

35
501
701
55 .

95
401
801

- 20

4
2
2 60 - 85

140
- 95

3 60 2 45 1 55
— 65 — 45 — 30
9 90 2 60 1 70 ,
6 40 4 20 2 70 - 90
9 20 6 10 3 90
1 60 1 10 — 65 .

— 65 - 45 — 30 i -

23 70 15 70 10 10
5 50 3 70 2 40

— 50 35 — 25 .
22 20 14 90 9 60 '
— 80 , 55 — 35

1 10 — 70 — 45
2 40 1 60 1 ich
2 70 1 80 1 2ch

10 — 6 60 4 30
14 70 9 70 6 30 ' 210

2 30 1 50 1 —
17 10 ll 30 7 30 2 40

2 20 1 50 95
2 40 1 60 1 10 - -
3 40 2 30 1 50

11 90 7 90 5 10
— 35 - 25 15 ,

1 20 - 75 50
4 40 2 90 1 90

12 80 8 50 5 50 1 .80
1 90 1 30 80 '
3 30 2 20 1 40 ,

1 . Die vorstehend angegebenen Fahrkartenpreise verstehen sich für eine Fahrtin einer Richtung mittelst eines Eil Pe r sonen - oder gemischte n Zuge s .
2 . Für die Fahrt in Schnellzügen erhöht sich die Beförderungsgebühr für gewöhn¬

liche Züge in jeder Klasse um den Betrag der Taxe für eine Schnellzngs -Zuschlag -Fahrkarte .
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Die Erhebung dieser erhöhten Taxen für Schnellzüge findet entweder gegen Ver¬
ausgabung wirklicher Schnellzugs - Fahrkarten oder gegen Fahrkarten für gewöhnliche
Züge in Verbindung mit Schnellzngs -Znschlag -Fahrkarten statt .

3 . Für die Hin - und Rüchfahrt innerhalb der hierfür durch das Betriebs -
Reglement festgesetzten Zeit wird sür gewöhnliche Züge eine Ermäßigung des Fahr¬
preises in der Art gewährt , daß

a . für Hin - und Rückfahrt in I . Wagenklasse eine Fahrkarte erster Klasse zu¬
sammen mit einer Fahrkarte dritter Klasse ;

b . für Hin - und Rückfahrt in II . Wagenklasse eine Fahrkarte I . Klasse ;
o. sür Hin - und Rückfahrt in III . Wagenklasse eine Fahrkarte II . Klasse Giltig¬

keit erhält , wenn die Fahrkarten zur einfachen Fahrt bei der Ausgabe durch
Aufdrückung eines besonderen Stempels mit der Bezeichnung : „ Retour "

4 . Eine Benützung der Schnellzüge mit derartigen Hin - und Rückfahrts -Fahr¬
karten ist nur in dem Falle gestattet , wenn zu diesen Fahrkarten für diejenigen Strecken ,
welche bei der Hin - oder Rückfahrt in einem Schnellzuge znrückgelegt werden wollen ,
für jede Richtung Schnellzugs - Zuschlag -Fahrkarten gelöst werden .

5 . Nach autzerba- ischei» Stationen .

Einfache Fahrt Hin - n . Rückfahrt
Von Heidelberg d Gewöhnt . Zug Schnellzug Gewöhnl . Zug N

nach : Ä I . Cl . II . Cl. III. Cl. I. Cl. II . Cl. S . I. Cl. II . Cl III . Cl.
Tage -Tag-

Augsburg 3 40 23 90 15 9010 20 2
Dürkheim via Neu -

stadt — .60 610 410 2 70 2 8 80 610 410
Heilbronn - l95 610 4 05 2 65 2 2
Lndwigshafen 2 10 140 - 85 2 3 - 210 140 2
München *) 19 10 12 30 33 — 23 20 3
Neustadt - 00 4 50 3 - 2 - 2 6 50 4 50 3 — §
Nürnberg via Würz -

bürg 20 40 13,6 (4 940 3 2110 14 -
Speyer via Mannh . 3 90 2 60 1 60 2 5 60 3 90 2 60 2
Speyer via Schwetz . 2 50 170 110 2 3 60 2 '50 170 2
StraßburgviaKehl " ) 1 70 1190

'
7 90 510 13 60 9 60 2

Stuttgart via Bruchs . 130 910 6 3 90 1040 7 30 2
Worms via Ludwigs - s

Hafen — 55 410 2 80 ) 1 70 4 6(4 3 3̂0 2 5 ^ 0 410 2 .80 8
*) München. LchnellzugS-Rückfahrt: I . .Klasse Mk. 52.20, II . Klasse Mk. 37 .10. Perfanenzugy-

Nücksahrt: II . Klasse Mk. 28 .90, III . Klasse Mk. 19.10 . Gilligkeitsdauer : 7 Tage .**) Llraßburg via Kehl : e- chneUzug III . Klasse, einfache Fahrl , Mk. 0.80 .

N) ain-Neckar -Vahn.
Im inneren Verkehr der Main -Neckar - Bahn werden folgende Fahrkarten ausge -

gebcn :
1) Einfache Fahrkarten für gewöhnliche Züge I ., II . und III . Klasse , welche

nur an dem Tage der Ausgabe gelten .
2 ) Schnellzugsfahrkarten I . und II . Klasse und zu einzelnen Zügen auch

solche III . Klasse , für Schnellzüge sämtlich mit höheren Preisen , ebenfalls mir für den
Tag der Ausgabe giltig .

3) Rückfahrkarten I ., II . n . III . Klasse nur für gewöhnliche Züge , drei Tage
giltig . Folgen jedoch auf den Tag der Ausgabe zwei Feiertage oder ein Sonntag mit
einem oder zwei Feiertagen , oder erfolgt die Ausgabe an einem — Feiertagen unmittel¬
bar voransgchenden — Sonntage oder an einem ersten Feiertage , so bleiben die ans
den Tag der Ausgabe folgenden Sonn - oder Feiertage bei Bemessung der Giltigkeits -
daucr außer Betracht .

4 ) Sonntagsfahrkarten nach Tarmstadt » . Frankfurt zu sehr ermäßigten
Preisen , giltig einen Tag und nur für Personcnzüge ; dabei kann die Reise nicht unter -
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brachen werden . Bei Lösung einer entsprechenden Zuschlagskarte kann die Rirckreiseauch mit einem Schnellzuge erfolgen .

Personen -Tarif bei der Main Neckar -Bahn.

Von Heidelberg
nach :

Einfache Fahrt

Gewöhnt . Züge
I . Kl. II . Kl. III .KI

Schnellziige
I . Kl .II . Kl. III .Kl.

Hin - und Rückfahrt

Gewöhn ! . Züge
I . Kl. II . Kl.III .Kl

Schnellzüge
I . KlU .stll .KI

Tag-
Amsterdam
Antwerpen
Aschaffenburg
Auerbach
Bensheim
Berlin Anh . o . P .
Berlin Stadtb .
Bickenbach
Bingen
Bonn
Brüssel
Cassel
Koblenz
Cöln
Creuznach
Darmstadt
Dresden Neust.
Eberstadt
Ems
Frankfurt
Großsachsen
Hamburg
Hannover
Hemsbach
Heppenheim
Homburg v . d. H.
Isenburg
Ladcnburg
Laudenbach
Leipzig
London via Cal .

„ via Ostend.
„ via Rotterd .
„ via Vlißing .
„ via Antw .

Louisa
Mainz
Nürnberg via
Aschaffenburg

Offenbach
Rotterdam
Schwetzingen
Weinheim
Wieblingen
WienviaAschaff.-
bnrg-Passan

Wiesbaden
Worms Bahnhof
Würzburg
Zwingenberg

770 - 510 3.35
2!90 1 90 125
275 180 120

56s6041802950
335 220 145

1020 670 450
20401440 96i

L.O _ 27
443037103170
9>25 645

VL

90 2-

235017401190
15 .6040,80 720
23 —I16MslO
1240 820 540
4 '25 280 '

185
5410404028 -
3-80 ! 250 165

17301210 810
620 ' 4!10 265
135 - i90—!60

37>M2o10
! ,2670191

Ä 5 l !35 - !90
2-45 060 1 - 5
770 520 350
5>70 875 245
1 5—70 - 45
220 145 - 95

422031102190

330 2-20 160
5720424030 -
57-8042603040
4, 5 270 195

1190 820 .
34016801170

418034802980
267019604420
18 - 1280 890
6,3019 - 1820

1418 990 680
10, 340 245
30409028,90
55 3 5 220
901420 990
45s 495 3.55

- 1710
12 - 7s95 5 -
465 3-10 190
440 290 180

535 355 220
15504040 6 60

i
680 450 280

61Ü 4 5 250

74805660
67 -804830

77s- ,57403870

83502460165 )0
65904690
3860284019 .90
263019201290
373027501840
21 - 15 301030
8 - 570 4 -

564041502960
0-7>--29902l4004l

290 195 140
890 6 - 1 4304

434031902280
985091507230
874080406430
73205050
86206240
77505340

9 .90.
215

3^25
390
210
910
165
3!50

9
655 410
l 45 - W

215 135
255 160
8'20 5 30
6s— 375
140 — 70
230 145

1160 8
^
25 5

7^ 1056 - 37

695 390 255
780 510 3-40

945
910 6 20 45011190

625 390
8- 5 -

637046903280
15070in80 '

,
134 - 99,70
111907790
1301094 60
120 — 8470

14104020

23101530 99026801850
690 4 70 3.40 8 20 5 60 4

472035502340
140 - 95 —70
2 5 140 1

125 - 85 - 55
175 115 — 75

— 35 — 25 — -15

1080 7 30 4 60

2 — 135 - 85
275 185 145

— .50 — 35 — 25

9 - 6.20 420
450 310 1,

'70
1490 990 64 -
310 2 5 135

75405280
1040 730 550
5!— 3,60 210

.P7 -451195
3 70 250 1801

6 40 4 50- 2,80

495 3 25 2 5

71905390

15904170
'

860
i '

24301640 970

10
10
3
3
3

3
3
4

10
4
3
4
3
3

3
8
3

3
3
3
3
3
3
6

30
30
30
30
30

3
3

3
10
3
3
1
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Personentarif der Heidelberg -Weinheirn -Mannheimer
Straßenbahn .

Fahrpreise in Mark Gevack-
fracht
für

5 Kilo
« Z Von >

Einfache Fahrt Hin - und
Rückfahrt

Mili - ^
tär !

l
Hunde

II . Kl . illl . Kl. II . Kl. III . Kl( Mark

Heidelberg
Bismarckplatz

nach
34 Mannheim 1 .90 1 .20 2.80 1 .90 — .50 — .55 —.10
30 Käferthal Bhf . od .Haltepunkt 1 .60 1 .10 2.40 1 .60 - .50 - .45 - .09
24 Viernheim 1 .30 - .85 2 . - 1 .30 - .40 - .40 —.07
19 Stahlbad 1 .10 — .65 1 .60 1 . 10 —.30 — .30 - .06
17 Weinheim Bahnhof - .95 - .60 1 .40 - .95 —.30 - .30 —.05
18 Weinheim Pfälzer Hof 1 — — .65 , 1 .50 1 — - .30 - .30 - .06
14 Lützelsachsen —.75 - .50 1 .20 —.75 - .20 — .25 - .04
13 Großsachsen - .70 — .45 . 1 .10 - .70 — .20 — .20 - .04
11 Leutershausen - .60 — .40 - .90 - .60 - .20 - .20 - .04
8 Schriesheim — .45 —.30 —.65 - .45 — .10 — .15 - .03
5 Dossenheim —.30 - .20 —.40 —.30 - .10 — .10 - .02
3 Handschnchzh. Station oder

Haltepunkt od . Neuenheim
(Luther - oder Römerstr .) — .15 — .10 - .10

3 Heidelberg Botan . Garten
oder Schlachthaus

Von
Heidelberg

Botanischer Garten oder
Schlachthaus

nach
Käferthal

- .15 - .10 —.10

31 1 .70 1 .10 2 .50 1 .70 —.50 —.50 —.09
26 Viernheim 1 .40 - .90 2. 10 1 .40 — .40 - .40 —.08
21 Stahlbad 1 .20 — .75 1 .70 1 .20 — .30 - .85 —.06
18 Weinheim Bahnhof 1 .— —.65 1 .50 1 .— —.30 — .30 —.06
16 Lützelsachsen — .85 - .55 1 .30 - .85 - .20 - .25 — .05
14 Großsachsen — .75 - .50 1 .20 —.75 — .20 — .25 - .04
10 Schriesheim —.55 — .35 — .80 — .55 — .20 - .15 - .03
7 Dossenheim - .40 — .25 — .60 — .40 - .10 - .15 - .02
4 Handschuchsheim Station

oder Haltepunkt - .25 — .15 — .10
3 Neuenheim oder Heidelberg

Bismarckplatz - . 15 —.10 — .10

Bergbahn -Fahrplan .
Vom 13 . Mai bis 13 . Oktober von Uhr vormittags bis > 'elO Uhr

abends wird jede >/2 Stunde ein Zug aufwärts und ein Zug abwärts abgelassen.
In der Zwischenzeit wird , sofern cs von 15 anwesenden Personen verlangt oder

die Taxe für 15 Personen bezahlt wird und mindestens 15 Minuten vor Abgang eines
fahrplanmäßigen Zuges geschehen kann, ein Extrazug verkehren.

Vom 13. Oktober bis 13 . Mai wird der Betrieb dem Bedürfnis entsprechend
eingerichtet ; jedoch soll mindestens 4 mal täglich Gelegenheit zur Auf - und Abfahrt
gegeben werden, wenn nicht außergewöhnlicher Schneesall oder Frost eine Betriebs -
Einstellung notwendig machen.



Fahrpreise .
Station Kornmarkt bis Station Schloß . . . . 95 ^

„ Kornmarkt „ „ Schloß und zurück . . 50 „
„ Kornniarkt „ „ Molkenkur , . . 70 „
„ Kornmarkt „ „ Molkenkur und zurück . l
Station Schloß bis Station Kornmarkt . . . 25Z

„ Schloß „ „ Kornmarkt und zurück 50 „
„ Schloß „ „ Molkenkur . . . 35 „
„ Schloß „ „ Molkenkur und zurück 50 „

Station Molkenkur bis Station Schloß . . . . 20
„ Molkenkur „ „ Schloß und zurück . . 50 „
„ Molkenkur „ „ Kornmarkt . . , . 40 „
„ Molkenkur „ „ Kornmarkt und zurück , 1

Familien - Abonnements zur beliebigen Auf - und Abwärtsfahrt werden nach
Maßgabe der auf der Karte aufgedrucktcn Bestimmungen abgegeben . Preis 5 ^

Kinder unter 4 Jahren , sofern sie in Begleitung Erwachsener sind und keinen be-
sondern Platz in Anspruch nehmen , haben freie Fahrt .

Handgepäck bis zu l5 Kilo wird frei befördert , wenn für dasselbe kein besonderer
Platz beansprucht wird .

Expreßgut -Verkehr der Gr. Sadischen Lahn .
^ Gegenstände bis zu einem Gewicht von 100 Kilogramm können zwischen allen
Stationen der Großh . Badischen Bahnen sowie von den bedeutenderen Stationen der
Badischen Bahnen nach solchen der Bayerischen Staatsbahnen , der Elsaß -Lothringischen
Bahnen , der Pfälzischen Bahnen , der Hessischen Ludwiqsbahn , der Mniu -Neckarbahn
und der Württembergischen Staatsbahnen und umgekehrt als Erprestgut versendet
werden .

Für diese Versendungsart , bei welcher ein einfaches Annahme - und Expeditions¬
verfahren stattfindet und welche bei mäßigen Taxen die rascheste Beförderung
bietet , gelten folgende Hauptbestimmungen :

1 . Die Aufgabe des Expreßguts hät bei den Gcpäckexpeditiouen zu geschehen .
Die Sendungen müssen mit deutlicher Adresse versehen sein . Die Beigabe eines
Frachtbriefs ist nicht erforderlich , lieber die erfolgte Auflieferung wird nur für Sen¬
dungen mit Wert - hezw . Lieferfrist - Versicherung dem Aufgeber ein Empfangschein er¬
teilt *) . Die Expreßguttaxe für die Badischen Bahnen berechnet sich nach untenstehendem
Tarif . Die Taxe ist vorauszubezahlen .

2 . Die Beförderung findet stets mit dem nächsten der Personenbeförderung
dienenden Zuge statt .

3 . Die Empfangnahme seitens der Adressaten kann sofort nach Ankunft des
betreffenden Zuges erfolgen . Findet nicht Selbstabholung durch den Adressaten statt
oder ist die Sendung nicht mit „ Bahuhoflagernd " bezeichnet , so werden die Sendungen
den Empfängern , je nachdem die Ankunft zur Tageszeit oder zur Nachtzeit erfolgt ,
alsbald nach Eintreffen des Zuges oder am andern Morgen Erlegung der üblichen
Bestättereigebühr bezw . einer Zustellgebühr zugeführt : letztere beträgt a ) für eine Sen¬
dung bis 5 Kilogramm durchweg lOPfg ., d) bei größeren Sendungen für jede auch
nur angefangenen 50 Kilogramm 15 Pfg ., zum Müdesten aber 20 Pfg . für die Sen¬
dung . lieber die Auslieferung wird Quittung erhoben . Auf einigen wenigen Statio¬
nen tritt an Stelle der Zuführung durch die Verwaltung die schriftliche Benachrichti¬
gung der Adressaten .

Durch diese Einrichtung der Expreßgut -Beförderung ist dem reisenden Publikum
zugleich die Gelegenheit geboren , für Reisegepäck nach den bedeutenderen Stationen ,
wie Mannheim , Heidelberg , Würzburg , Karlsruhe , Pforzheim , Baden , Freiburg ,
Konstanz u . A . , bei der Aufgabe die Bestimmung zu treffen , daß die betreffenden
Gegenstände nach der Ankunft auf der Adreßstatiou ohne weiteres Zuthun des Auf¬
gebers in dessen Wohnung oder in dessen Wohnung oder in den Gasthof , in dem er
abzusteigen gedenkt , gebracht werden . Die Anbringung der Adresse auf den Gepäck¬
stücken erfolgt auf Wunsch der Reisenden durch die Gepackexeditionen .

*) Empfangsbescheinigungtz -Bncher über anfgegebene Erpreßqiiter sind bei <>. Hörnimi , ttnwersitats-
Buchdruckerei, Hauptstraße 55 zu haben .
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Tarif für Expreßgut auf den Badische» Bahnen .

Expreßgut -Taxe für Expreßgut -Taxe für Exureßgut -Taxe für Expreßgut -Taxe für
Entfernungen je 5 Kgr . Entfernungen je 5 Kar . Entfernungen je 5 Kgr . Entfernungen je 5 Kgr .von Kilometer Pf» . von Kilometer Pf» . von Kilometer Pf». von Kilometer Pt»-

1- 3 1 54—57 16 108—110 31 161- 164 46
4- 7 2 58—60 17 111—114 82 165 - 167 47

8—10 3 61—64 18 115— 117 33 168- 171 48
11 - 14 4 65—67 19 118- 121 34 172- 175 49
15- 17 5 68—71 20 122- 125 35 176—178* 50
18- 21 6 72 - 75 21 126- 128 36 179- 182* 51
22 - 25 7 76—78 22 129- 132 37 183 - 185* 52
26 - 28 8 79 - 82 23 133 - 135 38 186- 189* 53
29 - 32 9 83 - 85 24 136 - 139 39 190—192* 54
33- 35 10 86- 89 25 140- 142 40 193- 196* 55
36 - 39 11 90- 92 26 143—146 41 197- 200* 56
40- 42 12 93- 96 27 147 - 150 42 l 300* 84
43- 46 13 97- 100 28 151- 153 43 400* 112
47- 50 14 101- 103 29 154— 157 44 , 500* 140
51- 53 15 104- 107 30 158—160 45

Die Erhcbungsbelräge werden
25 Pfennig .

auf 5 bezw . 10 Pfg . nnfgerundel . Minimaltaxe

*) Für den Verkehr zwischen Stationen der Badischen Bahnen unter sich wird für eine Expreßgut -
Sendung bis 5 Kilogramm auch aus Entfernungen über I7st Kilometer nur die Taxe von 50 Pfg . berechnet.

Erpreßgitt-Vkrlrrhr der Main -tlrckarbahn
findet unter ähnlichen Bestimmungen und Taxen wie bei der Badischen Bahn statt
und zwar nach den eigenen Stationen , sowie nach solchen der hessischen Ludwigsbahn
und mehreren Stationen der Bayerischen Staatsbahn über Aschaffenburg .

Tarif für die Gntrrbeftätterei der. Gr . 6ad . Ltaatscisenbahnen.
Mit Ermächtigung Großh . Generaldircktion der Staatseisenbahnen sind die Ge¬

bühren für den Transport von Gütern durch den diess . Güterbestätter , Herrn Ernst
Kautz , wie folgt festgesetzt:

" " . ' - '

Gebühr
für

50 kg

' Mimmältaxe nach

Gattung der Güter

!der Neuenh .
!Straße vom
^Haus Nr . 50' bis zur
1- Hirschgasfe

dem
übrigen

Bestätterei¬
gebiet

I . Vom Bad . Bahnhof nach der Stadt Heidelberg
und dem Ort Neuenheim bezw. umgekehrt :

für Eilgüter . 18 40 20
„ Frachtgut uud zwar :

» . Gewöhnliches Gut . LO 40 20
b . Kanfmannsant 0 IO 10

11 .^ Von der Eitguthalle in die Frachtguihallen (auch
Zollhalle ) oder umgekehrt und von den Bad .
Frachtauthallen nach jenen der Main -Neckarbahn
oder umgekehrt für Eil - und Frachtgüter jeder Art 6 20

Vorstehende Gebührensätze werden für Stückgüter von ungewöhnlichem Umfang und
Gewicht , wie große Maschinen , massive oder mit Hausrat re . bepackte große Möbel ,
Klaviere , schwere Baumaterialien u . ähnliche Gegenstände auf den anderthalbfachen Betrag
erhöht . Unter Kaufmannsgut sind solche Güter verstanden , welche, zum kaufmännischen
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Vertrieb oder zur Fabrikation bestimmt , durch Mitglieder des hiesige» Handelsstandes
regelmäßig in größeren Mengen bezogen oder zum Transport aufgegeben werden .

Gewichte unter 50 Kilo werden überall für volle 50 Kilo berechnet .
Die Bestättereitaxe wird für jede einzelne Frachtbriesfendung , bezw . das darin ver -

zeichnete Gewicht besonders angesetzt.

Lauf für die die Güterbestätterei der Main -tleckar-Lahn .
Für Eilgüter : 20 Pfg . für 50 Kilo mit einer Minimalerhebung von 20 '

Pfg .
„ Frachtgüter : a . an Kaufleute : für 50 Kilo . . 8 Pfg . Minimaltaxe 10 Pfg .

„ weitere 50 Kilo 8 „ mehr .
b . an Private : „ 50 Kilo . - 10 „ Minimaltaxe 20 Pfg .

„ weitere 50 Kilo 10 „ mehr .

Gebühren-Tarif für die Gepäckbeltiitterei
am Bad . Hauptbahnhof in Heidelberg (auch giltig für die Main -Neckar-Bahn).

Die Gebühren , welche die Gepäckbestätterci für die Bestellung des Reisegepäcks rc.
und des Expreßgutes erheben darf , sind für das gesamte Gebiet der Stadt Heidelberg
wie folgt festgesetzt :

I . Mir öas '
Uerbringerr öes Kepücks

voni Aussteige -Perron oder von der Gcpäckniederlage nach der Stadt und umgekehrt :
1 . für einen Koffer . 90 ^
2 . für mehrere Koffer , das Stück 20 I
9 . für sonstiges Gepäck „ „ 10 I

Für ein einzelnes Stück darf eine Minimaltaxe von 20 ^ erhoben werden .
Für das Abladen und Abtragen des Gepäcks von dem Omnibus , Hotelfuhrwerken

und Droschken nach dem Gepäckbnreau , sowie für das Abtragen des Gepäcks von den
Zügen zu den Omnibus , Hotelfuhrwerken und Droschken und Ausladen derselben ,
ferner für das Verbringen des Handgepäcks von einem Zuge zum andern rc ., darf für
jedes Stück eine Gebühr von 5 ^ erhoben werden .
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